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Seite enthält 160 Seilen.) Beſtellungen übernimmt jede 


Vereins nachrichten. 
Die Verſendung des Terminkalenders für 1914 iſt er⸗ 


folgt. Erinnerungen wegen Nichtempfanges können nur 
berückſichtigt werden, wenn ſie bis 1. Dezember 1913 bei 
dem Burean des Deutſchen Anwaltvereins in Leipzig, 
Schreberſtr. 3, eingehen. 
Leipzig, den 8. November 1913. 
Dr. M. Drucker, Rechtsanwalt, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer zu Düſſeldorf hat der Kaſſe aber⸗ 
mals eine Beihilfe von 1500 & gewährt. Der Kammer 
und ihrem Vorſtande iſt der herzlichſte Dank für die reiche 
Beihilfe ausgeſprochen worden. 


In der am 19. Oktober 1913 zu Leipzig ſtattgehabten 
neunundzwanzigſten ordentlichen Generalverſammlung wurden 
der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung des Vorſtandes 
über das Verwaltungsjahr 1912/1913 vorgetragen. Nach dem 
Bericht zählt die Kaſſe 5661 Mitglieder gegen 5575 im Vor⸗ 
jahre. Das Kapitalkonto beträgt 1 172 479 M 96 M Bis 
zum 30. Juni 1913 find für das Geſchäftsjahr 1913/1914 bereits 
120 500 an Unterſtützungen bewilligt. Der Geſchäftsbericht 
und die Jahresrechnung wurden genehmigt und wurde dem Vor⸗ 
ſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig ausſcheidenden Vor⸗ 
ſtandsmitglieder: Geheimer Juſtizrat Elze, Geheimer Juſtizrat 
Max Jacobſohn, Juſtizrat Kurlbaum und Juſtizrat Max 
Neumann wurden wiedergewählt. Als Rechnungsprüfer für 
das nächſte Geſchäftsjahr wurden Juſtizrat Dr. Anſchütz und 
Juſtizrat Dr. Lengnick zu Leipzig beſtellt Als Ort für die 
nächſte ordentliche Generalverſammlung wurde Leipzig beſtimmt. 


Der Vorſtand der Hülfsk ü Ä 
beſteht aus folgenden ehe ar Be 


1. Paul Syring, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Vorſitzender; 


Buchhandlung und Poftanftalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14 
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2. Hans Barth, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden; 

3. Bruno Brücklmeier, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Schriftführer; 

4. Wilhelm Bodenſtein, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schriftführers; 

5. Alfred Kurlbaum, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Schatzmeiſter; 

6. Paul Frenkel, Oberjuſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters; 

7. Max Jacobſohn, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Landgericht 1 zu Berlin; 

8. Dr. Richard Schall, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig; 

9. Curt Elze, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Halle a. S.; 

10. Karl Eckert, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Oberſten 
Landesgericht, Oberlandesgericht und den Landgerichten 
München I und I; 

11. Felix Sudau, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Danzig; 

12. Max Neumann, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Breslau. 

Leipzig, den 22. Oktober 1913. 


Hülfekaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Syring. BVrücklmeier, Kurldaum, 
Juſtizrat, Rechtsanwalt, Juſtizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 
dem 30. Juni 1913 abgeſchloſſene neunund⸗ 
zwanzigſte Verwaltuugsjahr der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte. 
1 


Geſchäftsbericht. 

1. Die Mitgliederliſte des neunundzwanzigſten Ver⸗ 
waltungsjahres ergibt für den 30. Juni 1913 eine Geſamtzahl 
von 5661 gegen 5575 im Vorjahre. 

2. Ausweislich der nachfolgenden Darſtellung des Schatz⸗ 
meiſters beträgt das Kapitalkonto 1 172 479 A 96 M. 
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3. Bis zum 30. Juni 1913 ſind für das Geſchäftsjahr 
1913/1914 bereits 120500 & bewilligt. 


4. Es hat die ordentliche Generalverſammlung am 
29. September 1912 zu Eiſenach ſtattgefunden. In dieſer 
wurden der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt 
und wurde dem Vorſtande Entlaftung erteilt. Die ſatzungs⸗ 
mäßig ausſcheidenden Vorſtandsmitglieder, Juſtizrat Barth, 
Juſtizrat Bodenſtein, Juſtizrat Frenkel und Juſtizrat Suckau 
wurden wiedergewählt. Als Rechnungsprüfer wurden Juſtizrat 
Dr. Anſchütz und Juſtizrat Dr. Lengnick zu Leipzig beftellt. 
Als Ort der nächſten Generalverſammlung, die im Oktober 1913 
einberufen werden ſoll, wurde Leipzig beſtimmt. 

Infolge Ablebens des Rechtsanwalts Boeckh wurde in 
der Vorſtandsſitzung vom 1. Juni 1913 der Juſtizrat 
Max Neumann in Breslau in den Vorſtand zugewählt. 


5. Die ſonſtigen Beſchlüſſe des Vorſtandes ſind durch 
Rundſchreiben gefaßt worden. 


6. Die Anwaltskammern haben an Kammerbeihilfen 
gewährt: 


Augsburg 800 , Karlsruhe 2000 # 
Bamberg 2500 = else 2 2000 = 
Berlin 5000 = Königsberg. 3000 = 
Breslau. 9000 = Marienwerder. 2000 = 
Caſſel 1500 = München 4000 = 
Celle. 2500 = Naumburg . 2000 = 
Cöln. 2500 = Nürnberg 2500 = 
Colmar . 500 = Potsdam 750 = 
Darmitadt . 1000 = Roſtock 500 = 
Dresden. . 4000 = Stettin . 1000 = 
Düſſeldorf 1000 = Stuttgart 2500 = 
Frankfurt a. M. 2000 = Zbweibrücken. 300 = 
Hamm 2000 = Reichsgericht 200 = 
Jena 1000 = 

35 300 # 22 750 M 

58 050 #. 
Darunter befinden ſich für 1913/14 von Potsdam 
750 M. 


Die Anwaltskammer in Poſen hat bereits im Geſchäfts⸗ 
jahre 1911/12 eine Beihilfe von 2000 % für 1912/1913 
gewährt. 


An Geſchenken und letztwilligen Zuwendungen ſind ein⸗ 
gegangen 14 480 W. 


7. Das Geſchäftsjahr 1912/1913 hat 4 neue im Er⸗ 
mittelungsverfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. 
Die Zahl der neu anhängig gewordenen Geſuche beträgt 49. 
Von dieſen 53 Geſuchen ſind abgelehnt 10, im Prüfungs⸗ 
verfahren befindlich 8, bewilligt 34, durch Tod erledigt 1. Im 
übrigen iſt hervorzuheben, daß der Vorſtand einzelne Darlehns⸗ 
geſuche abgelehnt und in einem Falle wie ſeit Jahren die Zahlung 
einer von Verwandten für die Witwe eines Rechtsanwalts 
zuſammengebrachten Rente vermittelt hat. 

Die Summe der erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
23 770 M. 


Es ſind im Geſchäftsjahre 1912/1913 bewilligt: 


. II. 
an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
und an Hinterbliebene von Rechts⸗ 


a 


= 


in der Lifte noch nicht ge⸗ 
löſchte Rechtsanwälte 


anwälten 
1. zum 1. Male 5 800 .% 1. zum 1. Male 17 970 
2. = 2500 = Spt 2TE 6650 = 
Ba Ah € 1400 = 33 BT 4650 = 
4. = 4. = 2000 = 4. 2 4. 2 8 500 2 
5 a Dune 1200 = Dumzıed. =: 12 600 = 
63535 8 500 = GIB euer: 9800 = 
eb 500 = iss ee 6250 = 
8. „ 8. „ 7200 = 
zuſammen 13 900 ¼ r 4750 
10% 410.0: 5630 = 
117 sche 8900 = 
1. „ 1 2250 
b a e 2400 ⸗ 
ma = 4750 = 
ray we 3200 = 
Ibm = lo: 2000 = 
er 5030 = 
18 = 18, 5600 = 
19, 222 10% 8 1500 = 
Als le 1250 = 
Ale = 1800 = 
22 22 1560 = 
BE a 2400 = 
22 21 1450 = 
2b: 25 900 = 
26. = 26. z 1080 2 
l e e, e 1200 = 
EEE: . 850 = 
Rome ge: 1150 » 


zuſammen 133 270 # 


Summe zu I. . . 13 900 & 
5 : I. 133270 = 
Geſamtſumme 147 170 #. 


Hiervon entfallen auf das neunundzwanzigſte Geſchäfts⸗ 
jahr 26 670 *, während für das dreißigſte Geſchäftsjahr 
120 500 & beſtimmt ſind. 


Es verteilen ſich am 1. Juli 1912 die ſeit Gründung der 
Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 
Oberlandesgerichtsbezirken wie folgt: 


Anand 25 Colman Be 
Bamberg.. 20 Darmſtadt 15 
e . 5 OB maNeoDeI ee 
Bramfhweig . .. 7 Düfebaf . ... 8 
Breslau . . 80 Frankfurt a. Mm.. . 14 
Se e e ee 
Celle ů Y ! YT 
Ckn¶n f ]⅛˙ a. : 28 
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Karlsruhe 


21 Poſen. 69 
Kiel 20 Roſtock 26 
Königsberg. eee 21 
Marienwerder A eee 5 Bre 
München 44 Zweibrücken 5 
Naumburg 66 Reichsgericht 1 
Nürnberg 34 


Für die im Geſchäftsjahre 1912/1913 hinzugekommenen 
Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: 


Bamberg. . . 3 Karlsruhe 4 
Berlin 3 Königsberg. 2 
Breslau 1 Marienwerder 2 
Caſſel. 1 München 3 
Celle 2 Naumburg il 
Cöln 1 Nürnberg 1 
Darmſtadt 1 Potsdam. 2 
Dresden 2 Stettin 2 
Düſſeldorf 1 Stuttgart 1 
Hamburg. 1 


Von den im Geſchäftsjahre 1912/1913 gewährten Unter⸗ 
ſtützungen entfallen auf: 


Augsburg 4 050 ũ % Jena 1700 #% 
Bamberg. 5900 = Karlsruhe 7600 = 
Berlin 7850 = Kiel 3700 = 
Braunſchweig 600 = Königsberg. . 12770 = 
Breslau. 8750 = Marienwerder . 6250 = 
Caſſel. 3680 -» München . 10220 = 
Celle 7530 = Naumburg 9300 = 
Colmar 800 -» Nürnberg e 
Cöln 5200 = ofen. 7220 = 
Darmſtadt 4200 = Potsdam 4100 = 
Dresden 7 100 - Roſtock 1630 ⸗ 
Düſſeldorf 2700 » Stettin 6200 = 
Frankfurt a. M. 3200 =» Stuttgart 3500 = 
Hamburg. 3400 = Zweibrücken 500 = 
Hamm 1820 - 


Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts⸗ 


kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtützungsfälle 
gehabt. 


Der Jubiläumsfonds beläuft ſich nach Ausweis der Zu⸗ 


ſammenſtellung am Schluß des Geſchäftsberichts für 1910/1911 
auf 41 559 . 


Leipzig, den 8. Juli 1913. 


Brücklmeier, 
Rechtsanwalt, 
Schriftführer. 


IE 


XXIX. Jahresrechnung der Hülfskaffe für deutſche 
Rechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1912 bis 


1 


30, Juni 1913. 


A. Kaſſa⸗Konto. 


Einnahme: 


Barbeſtand am 1. Juli 1912 . 


2. Von der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗ 


o Nm ot 


zoo» 


anſtalt erhoben 


. Von der Deutſchen Bank Gl 


Leipzig) erhoben 


Schenkungen und Vermächtniſſe 
. Beihilfen der Anwaltskammern 


. Mitgliederbeiträge . 

. Zinſen 

Wegen Todesfall fte F dem 
Unterſtützungen 

. Ausgeloſte 4% Sambungiie Staats- 
anleihe u 

Summa 
Ausgabe: 
. Unterſtützungen 


An die Allgemeine Deutſche Kredit⸗ 


anſtalt gezahlt . 


. An die Deutſche Bank Filiale ni 


gezahlt 


. Ankauf von Wertpapieren e 
Verwaltungskoſten. 

„Rückzahlung von Beiträgen . 

. Rückzahlung eines Teilbetrages einer 


Schenkung. 


. Beſtand am 30. Juni 1913 


Summa 


B. Kapital⸗Konto. 


Beſtand am 30. Juni 1913 (einſchl. des 


Martinyfonds) . 
Dieſer Betrag ſetzt ſich zusammen as 
* 3 


2 


2. 


Il, 
2. 


. Barbeftand . 


Wertpapierkonto : 
Guthaben auf das ee bei 
der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗ 
anſtalt 


. Guthaben auf das Giro⸗ Konto 175 der 


Deutſchen Bank 


Summa wie oben 


C. Wertpapier⸗Konto. 
1036 354 % 37 . 


Beſtand am 1. Juli 1912 
Für angekaufte Wertpapiere 


3 , 55 K. 
I i eee 
141813 = 04 = 
14480 = — 
58050 = — = 
108900 = — = 
40 949 = 30 = 
463 = 50 = 
2000 = — =: 
484 072 # 89 M 
141 767 #8 47 M 
116 745 = 90 = 
162 677 = 98 = 
49438 = 90 = 
13 328 = 99 = 
80 = — : 
27 = 60 = 
6 05 = 
484 072 l, 89 MR 
. 1 172 479 , 96 M 
995 919 = 12 = 
90832 = 40 = 
85722 = 39 = 
br =: 


F Mr ST 
. 1 172 479 % 96 M 


49 438 = 90 = 


1 085 7937 27 9 
Die am 30. Juni 1913 vorhandenen Wert⸗ 
papiere haben einen Wert von 


995 919 / 12 
135 * 
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An Wertpapieren ſind vorhanden: das königlich preußiſche Staatsſchuldbuch, in das Staatsſchuld⸗ 


650 000 % königl. ſäch. 3 Rente 
a 75,30 . : 
Zinſen von 459500 # wo 1. April 
bis 30. Juni 1913 a 


186 000 % königl. preuß. 3 
Anleihe à 84,60 % 5 


Zinſen von 38 500 % fw ie Ai 
bis 30. Juni 1913 


215 000 .. königl. preuß. 4 % Staats- 
anleihe a 98,30 % n 


Zinſen von 100 000 % aan 1. Ai 
bis 30. Juni 1913 a 


50000 % 4% königl. preuß. Schat⸗ 
anweiſungen à 98,20 % 5 
an A königl. preuß. 3% konſ. Anleihe 

4 74% 60 %ũů_6F»ů5ꝑꝑ 
Zinsen vom 1. April bis 30. 8 1913 
28 000 A 4% Hamburger Staatsanleihe 
a 96,60 % 8 
25 000 K königl. preuß. 2 x Staats- 
anleihe (Staffelanleihe) à 89,50 x 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 1913 
15 000 4 % Schuldverſchreibungen des 
Heſſiſchen Staates à 96,50 % 


Summa 


fon. 


489 450 % — N 


3 446 = 25 = 


Ro 
= 
. 
u 
x 
N 
* 


Alles tr = er 


700 = — : 


27480 = — = 


22375 — + 
250 


14475 = — = 
995 919 12 9 


buch des Hamburgiſchen bzw. Heſſiſchen Staates eingetragen, 
und der außer dem Barbeſtande von 6,05 % vorhandene 
Betrag iſt auf ein Rechnungsbuch bei der Allgemeinen Deutſchen 
Kreditanſtalt zu Leipzig mit 90 832,40 und mit 85 722,39 . 
auf ein Giro⸗Konto bei der Deutſchen Bank [Filiale Leipzig] ein 
gezahlt. Das erſtere lautete nach der XXVIII. Jahresrechnung über 

91 500 % — M 

116 745 90 

208 245 90 &. 

117413 = 50 = 


eingezahlt wurden. 


abgehoben wurden. 


Beitand . 


das Giro-Konto lautete 
über 


eingezahlt wurden. 


90 832% 40 9 


64 857 45 % 
162 677 = 98 - 
227 535 % 43 M 


abgehoben wurden. 141 813 = 04 = 


Beltand . 


2 85 722 = 39 = 
Leipzig, den 30. Juni 1913. 


Kurldaum. 
Die vorſtehende Rechnung ift von uns auf Grund der uns 


vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
befunden worden. 


Leipzig, den 12. Juli 1913. 
gez. Dr. Anſchütz. 


(Anmerkung: Sämtliche Wertpapiere [mit Ausnahme der 


preußiſchen Schatzanweiſungen] find in das königlich ſächſiſche, gez. Dr. Lengnick. 


4 


ÜUberlicht über die Jahresrechnungen der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte in den erſten 


neunundzwanzig Geſchäftsfahren vom 25. März 1885 bis 30. Juni 1913. 


Schen 9 
= | Witali ber Anwalts⸗ n 80 . Ber: 1 8 Kapital 
a Bom | bis h 4 ; 15 kammer t 1 W waltungs⸗ 2 . grundſtocks 
8 eiträge beiträge RR einnahme toſten ſtützungen am Ee 
8 ſtocke des Ge. 

| ſchäftsjahres 


M 

1: 25. Marz 1885 | 30. Juni 1885 21210 — — — 39 059 — 684 25 258 80 400 — 50 113 

2. 1. Juft 1885 = 1886 29 750 — 16465 10 5951 70 3257 65 2402 73 9740 — 83 032 76 

3. 1868 = = 1887 30210 | — 10 933 40 574 07 4359 95 2383 58 17718 20 108 093 44 

4. 1887 = 1.888 32 500 — 16 600 — 2685 62 5085 84 171197 23355 | 50 140 707 02 

5. 1888 „ 1889 33570 | — 14275 — 1987 | 94 6264 | 30 2592 | 42 27636 | 50 1736589 87 

6. = 1898 | = 1890 35690 | — 25200 | — 5486 91 6819 | 73 3076 | 97 33053 | 30 207 651 41 

7. = 1890 5 1891 35 290 — 19 450 — 6208 80 8424 20 3631 | 58 31214 25 238991 | 98 

8. = = 1891 5 1892 38980 | — 28200 | — 15284 | 96 10547 | 70 3332 40 42343 | 70 301944 | 87 

9. „ 189 1893 40 100 — 23300 | — 3473 | 22 13130 | 20 2957 | 79 43875 | 80 344567 | 45 
10. = 1893 1894 41330 | — 22600 | — 14534 | 34 14140 | 45 3547 | 26 51407 — 407 908 | 87 
11. = = 1894 = 1895 42 620 — 42100 | — 4232 | 11 15343 | 95 3986 | 31 57 690 55 487 652 36 
12. „ = 1895 = 1896 84 440 — 24500 | — 9786 | 07 17038 75 12246 51 47374 55 538119 | 74 
13. „ = 1896 „ 1897 84050 | — 22745 — 6860 | 36 19305 | 55 3499 | 27 62264 | 25 593287 20 
14. “= 1897 - Sg 89 780 — 23000 | — 4576 | 50 | 21300 | 33 3627 | 23 12932 95 630 513 38 
15. 18% ) 84 400 — 23500 | — 1641 | 20 | 22889 45 3562 89 77338 35 644 687 | 95 
16. E 1899 2 = .1900 87 600 — 32050 | — 3103 14 24704 35 4078 22 86 142 25 680 337 70 
17. = = 2190 = 1901 88400 | — 26600 | — 6182 | 70 I 26 935 — 4110 | 50 91822 | 40 792 967 68 
18. 1901 5 = 1902 89820 | — 30175 | — 3939 | 19 28955 | 20 4709 | 74 89875 | 80 868 030 13 
19. = = 1908 15903 95220 | — 27700 | — 1387 | — | 30527 02 5963 | 98 91818 95 927 755 91 
20. = = 1908 =. 4904 98880 | — 33100 | — 4122 | 80 | 33486 | 10 6103 | 97 96 523 95 | 1003642 | 11 
21. = = 1904 2 = 1905 100 890 | — 34400 | — 14115 07 36 371 50 5644 | 40 103 051 | 45 | 1072700 | 85 
22. „ „1008 = 1906 106290 | — 34500 | — 2913 | 15 | 89367 95 5888 12 108753 91 | 1135105 | 44 
23. 1906 a 1907 107 800 | — 28 300 — 3104 | 20 | 43424 25 7547 | 07 118903 | 91 | 1159894 | 48 
24. „ 1907 1908 99 690 — 24.175 — 365 20 | 44545 20 10070 | 28 122689 | 72 | 1214072 | 30 
25. 005 = 1909 117670 | — 35 250 — 14784 | 80 | 47087 95 8246 | 72 130814 | 20 | 1359065 | 94 
26. = = 1909 = = 1910 109480 | — 48100 | — 24818 | 40 | 33395 | 50 8491 | 87 131323 | 94 | 1080790 | 13 
27. = = 1910 = = 191 2071002 45100 | — 6865 | 05 | 37967 | 39 16496 44 130094 | 03 | 1130 225 | 66 
28. „ BT 103 500 — 55.875 — 12370 | 43 40 381 | 05 13528 04 138907 | 17 | 1158274 12 
29. 1912 1815 108 900 58 050 — 14480 | — 40949 | 30 3328 | 99 141767 | 47 | 1172479 | % 

| | | 
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Die Wahrheitspflicht des Auwalts im bürgerlichen 
Rechtsſtreite. 
I: 
Von Juſtizrat Dr. Johannes Koffka, Berlin. 


Wildhagen hat in dem in JW. 13, 963 ff. veröffent⸗ 
lichten Aufſatz erneut zu der, wie wohl mancher angenommen 
hat, durch den Beſchluß des Breslauer Anwaltstages erledigten 
Frage der Wahrheitspflicht der Rechtsanwälte Stellung ge⸗ 
nommen. 

Sein Aufſatz enthält mancherlei Anregendes. Auch iſt es 
zu begrüßen, daß in ihm die Wahrheitspflicht der Rechts⸗ 
anwälte ſcharf von der der Parteien getrennt wird, und dankbar 
anzuerkennen, wenn er es ausſpricht, daß die Löſung der Frage 
nicht durch ſittliche Entrüſtung, ſondern nur durch rein ſachliche 
Behandlung und durch unbefangene wiſſenſchaftliche Erörterung 
gebracht werden kann. 

Aber, wenn ich mich frage, ob ihm das gelungen iſt, ob 
er wirklich durch ſachliche Behandlung und durch unbefangene 
wiſſenſchaftliche Erörterung die ſtreitige Frage gelöſt oder auch 
nur ihrer Löſung nähergebracht hat, ſo muß ich das bei aller 
Sympathie, die ich der ruhigen leidenſchaftsloſen Behandlung 
der Frage entgegenbringe, verneinen. 

Wildhagen ſtellt ſehr richtig an die Spitze ſeiner Unter⸗ 
ſuchungen den Satz, daß die Frage „aus dem Weſen des 
bürgerlichen Rechtsſtreites“ (daneben noch aus der Stellung des 
Anwalts in der bürgerlichen Rechtspflege) beantwortet werden 
müſſe. Vielleicht hätte er ſtatt „aus dem Weſen“ (ein etwas 
verſchwommener Begriff) beſſer geſagt, „aus dem Zwecke“. 

Es gilt alſo vor allem, dieſes Weſen, dieſen Zweck genau 
feſtzuſtellen. Dies tut Wildhagen mit den Worten: „Das 
Hauptziel des bürgerlichen Rechtsſtreites iſt: Streitigkeiten, die 
aus Kolliſion der Intereſſen entſtanden ſind, zur Entſcheidung 
zu bringen!.“ 

„Hier ſtocke ich ſchon, wer hilft mir weiter fort“, möchte 
ich mit Fauſt ſagen. 

Wirklich; das nur iſt der Zweck des bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreits, Streitigkeiten zur Entſcheidung zu bringen? Ganz gleich, 
wie ſie zur Entſcheidung gebracht werden, welchen Inhalt die 
Entſcheidung hat? 

Daß dies in der Tat die Meinung des Verfaſſers iſt, 
ergibt ſich klar aus den ſofort folgenden Worten: „Man kann 
die Entſcheidung dem blinden Zufall überlaffen, z. B. dem Loſe 
oder der Geſchicklichkeit gepaart mit Glück, oder kann ſie 
dadurch herbeiführen, daß die Streitenden die tatſächlichen 
Vorgänge . . geeigneten Perſonen unterbreiten, damit fie ihr 
Urteil darüber abgeben.“ Das iſt dann eben die gerichtliche 
Entſcheidung. 

In dieſen Sätzen wird alſo die gerichtliche Entſcheidung. 
ſoweit es ſich um das Ziel des bürgerlichen Rechtsſtreits handelt, 
auf eine Stufe geſtellt mit dem Loſe und dem Wettkampfe! 
Daß dem gerichtlichen Urteil ſchließlich ein Vorzug vor den 
beiden anderen Mitteln der Entſcheidung zugeſtanden wird, 
ändert nichts an der Sache. 

Wie aus dieſer Zweckbeſtimmung eine Verpflichtung zur 
Wahrheit hergeleitet werden kann, bleibt unerfindlich. 


Aber freilich der Verfaſſer erkennt wohl ſelbſt dieſe Lücke 
und begnügt ſich deshalb nicht mit der angegebenen Zweck⸗ 
beſtimmung. 

Von der Einſicht geleitet, daß ſie leicht dazu führen könnte, 
in dem Prozeſſe nur ein Kampfſpiel zu erblicken, kommt er auf 
dem Wege einer hiervon abweichenden weſentlich anderen Be⸗ 
trachtungsweiſe, die „mehr auf die Anforderungen blickt, welche 
das dem bürgerlichen Rechtsſtreite eigentümliche Mittel zur 
Entſcheidung des Streites ſtellt, wenn ſeine Eigenart tunlichſt 
zur Geltung kommen ſoll“ (ein mir nicht vollkommen verſtänd⸗ 
licher Satz) zu dem Ausſpruche: „Das Weſen des Urteils ver- 
langt, daß es, ſoweit irgend erreichbar, vom Einfluß des Zu⸗ 
falls befreit wird. Es ſoll gerecht und verſtändig fein“. 

Und aus dieſem Satze, den ich darum noch nicht gerade 
für unrichtig erklären möchte, wenn ich ſage, daß der Verfaſſer 
uns feine Begründung ſchuldig geblieben ift, leitet er die 
Wahrheitspflicht her, indem er weiter ſagt, daß das Urteil dem 
oben aufgeſtellten Erforderniſſe nur genügen könne, wenn es 
von Nichtern geſprochen wird, die zuverläſſige Kenntnis von 
den Geſchehniſſen und Verhältniſſen erlangt hatten, aus denen 
der Streit erwachſen war. 

Daß dieſe Begründung gerade ſehr überzeugend wäre, kann 
ich nicht finden. Sie läßt unberückſichtigt, daß, worauf ich an 
dieſer Stelle nur ganz kurz hinweiſen will, der Richter durch 
poſitive Geſetzesvorſchriften an einer vollkommen unbefangenen 
Würdigung der Parteibehauptungen gehindert iſt. 

Hat der Verfaſſer bisher zwei Leitſätze aufgeſtellt, den 
erſteren, der das Hauptziel des bürgerlichen Rechtsſtreits in 
der Entſcheidung von Streitigkeiten erblickt, den zweiten, nach 
dem das Urteil gerecht und verſtändig ſein ſoll, ſo habe ich 
wohl nicht unrecht, einen dritten Leitſatz in dem am Schluſſe 
des Abſatzes befindlichen Satze zu finden, in dem als Zweck 
der bürgerlichen Rechtspflege die Entſcheidung des Streits durch 
ein auf zuverläſſige Kenntnis des dem Streite zugrunde liegenden 
Sachverhalts beruhendes Urteil hingeſtellt wird. 

Daß in dieſem Satze Zweck und Mittel ungeſondert neben⸗ 
einander erſcheinen, nur nebenbei. 

Aber die Frage iſt geſtattet: Was iſt denn nun eigentlich 
nach des Verfaſſers Meinung in Wirklichkeit als dasjenige 
„Weſen“ des bürgerlichen Rechtsſtreits anzuſehen, aus dem die 
Frage der Wahrheitspflicht allein beantwortet werden kann? 

Räumt der Verfaſſer dieſem „Weſen“ eine ſo entſcheidende 
Bedeutung ein, ſo war er es uns ſchuldig, es mit wenigen 
klaren Worten unmißverſtändlich hinzuſtellen. 

Wenn ich an Stelle des etwas verſchwommenen Begriffs 
„Weſen“ den Zweck und an Stelle des „bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreits“ die Rechtſprechung ſetze, ſo glaube ich, das Richtige zu 
treffen, wenn ich ſage: Alleiniger Zweck der Rechtſprechung iſt 
die Verwirklichung des materiellen Rechts. 

In dieſem Satze kommt ſowohl die Anforderung, einen 
ſtreitigen Fall zu entſcheiden, als auch die, daß das Urteil gerecht 
und verſtändig ſein muß, zu ihrem Recht, und zwar meines 
Erachtens kürzer und beſſer als bei der Formulierung, die 
Wildhagen gewählt hat. N 

Von obigem Satze ausgehend, wird uns die Löſung der 
vorliegenden Frage kaum erhebliche Schwierigkeiten ver⸗ 
urſachen. 
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Zunächſt wird durch dieſe Zweckbeſtimmung die Ermittlung 
der Wahrheit als Zweck der Rechtſprechung ausgeſchieden 
und ihr die ihr — ſelbſtverſtändlich unbeſchadet ihrer ſonſtigen 
großen ethiſchen Bedeutung — für die Rechtſprechung allein 
zukommende Rolle eines Mittels zur Erreichung des angegebenen 
Zweckes zugewieſen. Dieſe Auffaſſung der Wahrheit als eines 
bloßen Mittels erleichtert es uns auch, ihr für den Fall eines 
Widerſtreits des Zweckes mit dem Mittel die rechte Stellung 
anzuweiſen. 

„Für den Fall eines Widerſtreits“, damit denke ich an die 
Möglichkeit, daß die Angabe der Wahrheit zur Niederlage des 
materiellen Rechts, zum Sieg des materiellen Unrechts führt. 
Denn dieſer Widerſtreitsfall allein iſt es ja, für den die Gegner 
der unbedingten Wahrheitspflicht ſie verneinen. 

Und hier liegt der Kernpunkt der ganzen Frage, der in 
dem Wildhagenſchen Aufſatze kaum leiſe geſtreift iſt, der auch 
in dem Breslauer Beſchluſſe leider nicht berührt worden iſt, zu 
dem aber, wenn wir zu einer befriedigenden Löſung kommen 
wollen, unbedingt und mit unzweideutigen Worten Stellung 
genommen werden muß. 

Was hat der Rechtsanwalt zu tun, wenn er klar ſieht, 
daß die Angabe der Wahrheit — insbeſondere: das Zugeſtändnis 
einer von der Gegenpartei behaupteten, ihm ſelbſt oder ſeiner 
Partei als richtig bekannten Tatſache — nach menſchlichem Er⸗ 
meſſen die Niederlage — nicht ſeiner Partei, ſondern — des 
materiellen Rechts zur Folge hat? 

Steht die Wahrheitspflicht des Rechtsanwalts höher, als 
ſeine Pflicht, ſeiner im Recht befindlichen Partei zur Durchſetzung 
ihres materiellen Rechts zu verhelfen? 

Die Antwort auf dieſe Frage kann meines Erachtens dann 
nicht zweifelhaft ſein, wenn man, wie dies oben geſchehen, in 
der Verwirklichung des materiellen Rechts den Zweck der Recht⸗ 
ſprechung, in der Ermittlung der Wahrheit nur ein Mittel zur 
Erreichung dieſes Zweckes ſieht. Sie kann nur lauten: 

Das Mittel hat ſich dem Zwecke unterzuordnen! 

Das iſt keineswegs gleichbedeutend mit dem Satze „Der 
Zweck heiligt die Mittel“. Der Zweck iſt das Höchſte; das 
Mittel aber eben nur ein Mittel, das ſeiner Bedeutung als 
eines ſolchen verluſtig geht, wenn es nicht zum Ziele führt. 

Eine andere Antwort auf die geſtellte Frage iſt nur 
möglich, wenn man entweder den Zweck der Rechtspflege in 
etwas anderem als in der Verwirklichung des materiellen Rechts 
ſieht oder aber, wenn man die Löſung eines Widerſtreits zwiſchen 
Zweck und Mittel nicht in dem Siege des Zwecks über das 
Mittel, ſondern in dem des Mittels über den Zweck erblickt. 

Ich brauche wohl nicht zu ſagen, daß ich beides für aus⸗ 
geſchloſſen halte. 

Und wie ſtellt ſich Wildhagen zu dem feſtgeſtellten Reſultat? 

Leider laſſen ſeine Ausführungen hier die unbedingt 
erforderliche Deutlichkeit vermiſſen. Indeſſen darf man aus 
ſeinem Satze 

„wer die Wahrheitspflicht nicht vorbehaltlos bejaht, 

verneint fie. Hier gibt es nur ein entweder —oder.“ 
(eine Theſe, für die er ſich in dem kurz zuvor ausgeſprochenen 
Satze, daß es ſelbſtverſtändlich ſei, die Pflicht zur Wahrheit 
einer höheren ſittlichen Pflicht zu opfern, ein Loch offengelaſſen 
hat), ich ſage: aus dieſem Satze darf man den Schluß ziehen, 


daß er den Widerſtreitsfall anders löſen will, als ich es getan 
habe, daß nach ihm die Wahrheitspflicht auf Koſten des materiellen 
Rechts ſiegen ſoll. 

Oder verneint er etwa die Möglichkeit eines Widerſtreits? 
Gibt er nur deshalb keine ganz unzweideutige Antwort über 
die Art ſeiner Löſung, weil er der ganzen Frage nur eine 
theoretifche, keine praktiſche Bedeutung beimißt? 

Das iſt doch bei einem Manne von den Erfahrungen und 
Kenntniſſen des Wildhagen nicht anzunehmen. Und wenn ihm 
nur das Gutachten Emil Koffka's bekannt wäre, in dem ſolche 
Konfliktsfälle in hinreichender Anzahl vorgeführt werden. 

Die Möglichkeit eines Konflikts zwiſchen Wahrheit und 
materiellem Recht beruht darauf, daß die ZPO. der Partei 
keine hinreichende Gewähr dafür gibt, daß dadurch, daß ſie die 
Wahrheit ſagt, der Zweck der Verwirklichung des materiellen 
Rechts nicht verkümmert wird. 

Die ZPO. enthält eine Anzahl formeller Vorſchriften, die 
es dem Richter unmöglich machen, in allen Fällen dem materiellen 
Rechte zur Geltung zu verhelfen, die ihn zwingen, mitunter auch 
gegen denjenigen zu entſcheiden, von deſſen Recht und zugunſten 
desjenigen, von deſſen Unrecht er innerlich überzeugt iſt. 

Es genügt wohl, wenn ich hier auf die Wirkung des 
Geſtändniſſes, auf den bereits im Gutachten Emil Koffkas hin⸗ 
länglich gewürdigten ominöſen § 289, auf die Wirkungen der 
Eideszuſchiebung, der Eidesleiſtung, der Eidesverweigerung hin⸗ 
weiſe. Mag vielleicht, wenn beide Parteien in gleicher Weiſe 
ihrer Verpflichtung zur Wahrheit nachkommen, die Möglichkeit 
dieſes Konflikts ausgeſchloſſen oder doch ſtark herabgemindert ſein, 
wer gibt mir die Gewähr, daß, wenn ich meiner Verpflichtung 
nachkomme, die andere Partei das gleiche tun wird? Und ſoll 
ich ohne dieſe Gewähr verpflichtet ſein, die Wahrheit zu ſagen, 
obgleich ich weiß, daß dies keine andere Wirkung haben kann, 
als, dem der Wahrheit weniger ergebenen Gegner die im übrigen 
ſchlechten Chancen ſeiner ungerechten Sache zu verbeſſern? 

Soll ich, mit anderen Worten, verpflichtet ſein, aus reiner 
Wahrheitsliebe dazu beizutragen, daß das materielle Unrecht 
der Gegenpartei über mein gutes, nur leider ſchwer nachweis⸗ 
bares Recht ſiegt? 

Daß die Partei zu einem derartigen nahezu ſelbſtmörderiſchen 
Verhalten nicht verpflichtet ſein kann, darüber herrſcht ja wohl 
jetzt im Anwaltskreiſe allgemeines Einverſtändnis. Aber der 
Rechtsanwalt? Soll er dazu verpflichtet ſein? „Ja“, ſagt 
Wildhagen; denn — und hiermit kommt er auf den zweiten 
Geſichtspunkt, von dem er die Frage der Wahrheitspflicht be⸗ 
antwortet wiſſen will: die Stellung des Anwalts in der bürgerlichen 
Rechtspflege — „dafür iſt er ein Organ der Rechtspflege“. 

Aber er iſt doch nicht nur dies, er iſt mindeſtens in dem⸗ 
ſelben Grade Beauftragter der Partei und als ſolcher verpflichtet, 
ihren Anweiſungen zu folgen und nichts gegen ihr Intereſſe zu tun. 

Der § 300 StGB., auf den Wildhagen ſich bei einer 
anderen Frage beruft, hier bei dieſer Frage hätte er ihn be⸗ 
rückſichtigen müſſen, und er würde gefunden haben, daß die 
Verneinung der unbedingten Wahrheitspflicht der Partei auch 
zu der des Rechtsanwalts führen muß. 

Ich bin Wach ſehr dankbar, daß er dieſen Geſichtspunkt 
in ſeinem jüngſt hier gehaltenen Vortrage ſcharf hervorgehoben 
hat und die Löſung eines Konflikts, der ſich daraus, daß der 
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Rechtsanwalt auch Organ der Rechtspflege iſt, ergeben könnte, 
einzig darin gefunden hat, daß der Rechtsanwalt im Konfliktsfall 
das Mandat niederzulegen hat. 

€ Ein wenig befremdlich aus dem Munde eines Rechtsanwalts 
klingt es, wenn Wildhagen aus der Stellung des Anwalts als 
eines Organes der Rechtspflege glaubt noch ein weiteres Be⸗ 
denken herleiten zu ſollen. 

Von dem richtigen Gedanken ausgehend, daß die Gegner 
der unbedingten Wahrheitspflicht den Rechtsanwalt gewiſſermaßen 
zum Richter darüber machen, was von dem ihm bekannten Sach⸗ 
verhalt dem Gericht vorgetragen, was verſchwiegen werden ſoll, 
ſagt er wörtlich: 

„Das Bedenkliche iſt nur, daß das angebliche „materielle 
Recht“, dem zum Siege verholfen werden ſoll, ſtets auf 
ſeiten der eigenen Partei des Anwalts angenommen wird, 
und daß als die „unrichtige Entſcheidung“, die abgewendet 
werden ſoll, das der eigenen Partei ungünſtige Urteil 
angeſehen wird. Die Vorausſetzung für dieſe Annahme 
iſt aber doch wohl, daß die Angaben der eigenen Partei, 
die nicht bewieſen werden können, auch wirklich richtig find. 
Welche Gewißheit iſt dafür dem Anwalte geboten? 
Wenn die Angaben ſeiner Partei ſo offenſichtlich über⸗ 
zeugend ſind, ſo mögen ſie dem Gerichte zur Entſcheidung 
unterbreitet werden. Sind ſie das nicht, ſo trifft der 
Anwalt ſelbſt die Entſcheidung über ihre Richtigkeit, die 
nicht ihm, ſondern dem Gerichte zuſteht.“ 
Man kann dieſen Satz nicht ohne Kopfſchütteln leſen. 

Zunächſt ſei feſtgeſtellt, was anſcheinend Wildhagen auch 
nicht beſtreiten will, daß die Gegner der unbedingten Wahrheits⸗ 
pflicht ſie nur da verneinen, wo ſie mit dem materiellen 
Rechte, nicht wo ſie mit dem Intereſſe ihrer Partei in Wider⸗ 
ſtreit gerät. 

Damit dürfte ſich das erledigen, was Wildhagen über das 
angebliche materielle Recht ſagt, das ſtets auf ſeiten der eigenen 
Partei angenommen werde. 

Zuzugeben iſt es, daß darüber, was materielles Recht iſt, 
und darum darüber, welche Auswahl unter den vorliegenden 
Tatſachen zu treffen iſt, leicht Zweifel beſtehen können, deren 
Löſung in den meiſten Fällen davon abhängig iſt, ob der von 
der Partei vorgetragene Sachverhalt der Wahrheit entſpricht 
oder nicht. 

Wenn aber Wildhagen das Urteil hierüber dem Rechts⸗ 
anwalte entziehen will, weil dies lediglich Sache der gericht⸗ 
lichen Entſcheidung ſei, in die der Rechtsanwalt ſich un⸗ 
befugterweiſe einmiſche, ſo kann man nur erneut den Kopf 
ſchütteln. 

Im Gegenteil: Der Rechtsanwalt iſt die allein vollkommen 
geeignete Perſönlichkeit, die in Rede ſtehende Entſcheidung zu 
treffen, beſſer als die Partei ſelbſt, beſſer als das Gericht. 
age Ta a ein ſorgfältiges Erwägen ber Rechts⸗ 
urn meh in. aller tatfächlichen Umftände zur Voraus⸗ 
Reditsfenge Schwierigkeit aber mindeſtens die Erwägung der 

h : n machen wird, ſo muß jedenfalls der 
rechtsunkundige Laie außer Betracht bleiben. Noch viel mehr 
aber der Richter, ſolange biefer, wie es zurzeit der Fall, durch 
prozeſſuale Vorſchriften (ſ. o.) an einer völlig freien Beurteilung 
des Sachverhalts gehindert iſt, ſolange er beiſpielsweiſe durch 
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8 289 ZRO. genötigt iſt, von einem unter Hinzuſetzung von 
(ſelbſtändige Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel enthaltenden) 
Behauptungen abgegebenen Geſtändnis lediglich das Geſtändnis 
ſelbſt, die dieſen beigefügten, das Geſtändnis weſentlich modi⸗ 
ſizierenden Behauptungen aber nur dann zu berückſichtigen, wenn 
die geſtändige Partei den Beweis ihrer Richtigkeit zu erbringen 
vermag. 

Daß er innerlich von der Richtigkeit dieſer Behauptungen 
felſenfeſt überzeugt iſt, das darf fein Urteil nicht beeinfluſſen, 
ſolange die Behauptungen nicht bewieſen werden. 

Die freie Beweiswürdigung iſt eben — man mag dies 
beklagen oder es für richtig finden — im Zivilprozeß bei 
weitem nicht ſo ſchrankenfrei wie im Strafprozeß. 

Wie anders ſteht der Rechtsanwalt da, dem allein die 
völlig freie, von jeder Formalvorſchrift unabhängige Prüfung 
des geſamten Tatſachenmaterials möglich iſt, und dem zudem — 
was Wildhagen völlig überſieht — vermöge ſeiner perſönlichen 
Bekanntſchaft mit ſeiner Klientel, die ihm ihr Vertrauen ſchenkt 
und die er ſtändig zu beraten hat, ein viel ſichereres Urteil 
über deren Glaubwürdigkeit innewohnt, als der Richter — 
wenigſtens bei großen Gerichten — durch die doch meiſt auf 
den einen gerade zur Entſcheidung ſtehenden Prozeß ſich be⸗ 
ſchränkende perſönliche Berührung mit den Parteien je ge⸗ 
winnen kann. 

Hierdurch dem Richter in der Möglichkeit der Ermittlung 
des Sachverhalts, der Partei aber durch feine Rechtskenntnis 
und praktiſche Gewandtheit überlegen, iſt der Rechtsanwalt der⸗ 
jenige, dem das beſte Urteil darüber zuſteht, welche Tatſachen 
zugeſtanden werden dürfen, welche beſſer zu verſchweigen ſind. 

Eine verantwortungsvolle Aufgabe gewiß, und zugleich, 
was ich ebenſowenig wie Wildhagen verkenne, eine ſolche, die 
die Gefahr eines ſchweren Mißbrauchs in ſich trägt. Denn 
wenn, was ich nicht oft genug hervorheben kann, das Ver⸗ 
ſchweigen wahrer Tatſachen auch nur zu dem Zwecke der 
Verwirklichung des materiellen Rechts zuläſſig iſt, ſo iſt doch 
andererſeits — und hierin gebe ich Wildhagen vollkommen 
recht — nicht zu verkennen, daß darüber, was im einzelnen 
Falle materielles Recht iſt, die Anſichten weit auseinander⸗ 
gehen, daß der Rechtsanwalt ſelbſt ſich, ſei es in der Be⸗ 
urteilung des Sachverhalts, ſei es in der Rechtsfrage, irren 
kann. Aber darum, wie Wildhagen es tut, dem Rechtsanwalt 
die Entſcheidung darüber, was vorzutragen, was zu verſchweigen 
iſt, entziehen und ſie dem Gericht übertragen, d. h. doch: das 
Kind mit dem Bade ausſchütten oder noch beſſer — ich bitte 
den von mir hochgeehrten Richterſtand um Entſchuldigung — 
den Teufel mit dem Beelzebub austreiben. 

Wir ſtoßen hier auf eine derjenigen Unvollkommenheiten, 
an denen jedes Menſchenwerk nun einmal notwendig leidet, und 
deren gänzliche Beſeitigung zu erzielen leider vergebliches 
Bemühen iſt. 

Hält man aber an dem Prinzip feſt, daß das Verſchweigen 
wahrer Tatſachen ausſchließlich im Intereſſe des materiellen 
Rechts zuläſſig iſt, iſt man darüber einig, daß ein Rechtsanwalt, 
der bewußt wahre Tatſachen beſtreitet oder unwahre behauptet, 
in dem Bewußtein oder gar der Abſicht, hierdurch dem Unrechte 
zum Siege zu verhelfen oder dem Rechte den Sieg zu er⸗ 
ſchweren, eine Pflichtwidrigkeit begeht, die ihn ſchwerer 
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diſziplinariſcher Ahndung ausſetzt, jo werden die gedachten 
Unvollkommenheiten ſich kaum beſonders fühlbar machen. 

Aber wenn auch: an der Richtigkeit des Prinzips dürfen 
wir trotz aller bei ſeiner Verwirklichung ihm anhaftenden 
Mängel uns nicht irre machen laſſen. 

Hiermit dürfte das, was ich gegen den Wildhagenſchen 
Aufſatz zu ſagen hätte, im weſentlichen erſchöpft ſein. 

Mich perſönlich würde es zwar noch zu einer Entgegnung 
auf die in dem letzten Abſatze des Artikels enthaltenen, meines 
Erachtens ſehr anfechtbaren Ausführungen reizen, und zwar 
um ſo mehr, als darin die Widerlegung einer von mir in 
einem vor kurzem im „Tag“ veröffentlichten kleinen Aufſatz 
vertretenen Anſicht verſucht wird. 

Aber dies würde mich vom Hauptthema zu weit abführen. 

Ich will deshalb ſchließen, indem ich nochmals hervor⸗ 
hebe, daß der Kernpunkt der ſtreitigen Frage darin liegt, wie 
ſich der Rechtsanwalt im Falle eines Widerſtreits zwiſchen 
materiellem Recht und Wahrheitspflicht zu verhalten hat. 

Soll die Wahrheitspflicht auf Koſten des materiellen 
Rechts, ſoll das materielle Recht auf Koſten der Wahrheits⸗ 
pflicht ſiegen? 

Zu dieſer Frage muß beſtimmt und unzweideutig Stellung 
genommen werden. 

Es iſt zu bedauern, daß man in Breslau in die zum 
Beſchluß erhobene Theſe nicht die Worte „auch dann, wenn 
dies zum Siege des materiellen Rechts erforderlich iſt“ ein⸗ 
gefügt hat. 

Vielleicht wäre dann der Beſchluß ein anderer geworden; 
jedenfalls hätte er Klarheit geſchaffen, was bei ſeiner jetzigen 
Faſſung nicht der Fall iſt. 

Ich kann in dem Beſchluß nichts anderes als einen Ver⸗ 
legenheitsbeſchluß erblicken, der denn auch als ſolcher nirgends 
Befriedigung hervorgerufen hat, weder bei denen, die ihn 
gefaßt haben, noch — ſelbſtverſtändlich — bei ſeinen Gegnern, 
noch ſchließlich — und das gibt zu denken! — in der 
Offentlichkeit. 

Und darum erblicke ich in dem Beſchluß keine endgültige 
Löſung der Streitfrage und hoffe, daß er bei nächſter Gelegen⸗ 
heit einer Reviſion unterzogen werden wird. 


IR 
Von Rechtsanwalt Hagemann, Verden a. Aller. 


Sowohl der Richtertag wie der Anwaltstag haben letzthin 
über die Frage debattiert, ob eine Wahrheitspflicht der Parteien 
und der Parteivertreter im Zivilprozeß ſchon jetzt beſtände oder 
ob ſie geſetzlich feſtgelegt und durch kriminelle Strafen geſichert 
werden müſſe. Zu dieſen theoretiſchen Erörterungen möchte ich 
den folgenden, neuerdings in der Praxis vorgekommenen Fall 
als kleinen praktiſchen Beitrag lieſern: 

Der Gaſtwirt B. war angeklagt, nach dem Herbſtmarkt 
außerhalb der Stadt zuſammen mit drei kaum erwachſenen 
Burſchen einem Landwirt aufgelauert und ihn auf brutale Weiſe 
lebensgefährlich verprügelt zu haben. B., ein älterer, un⸗ 
beſcholtener Mann, beſtritt die Beſchuldigung auf das ent⸗ 
ſchiedenſte und behauptete, von der Wirtſchaft, wo er mit dem 


Verletzten zuſammen geweſen war, direkt nach ſeinem Heimatsort 
gefahren zu ſein, wobei er den Tatort nicht hätte berühren 
können. Die drei mit ihm angeklagten Burſchen gaben im 
Vorverfahren gegenüber dem die erſte Unterſuchung leitenden 
Polizei⸗Wachtmeiſter zu, daß ſie an der Schlägerei ſich beteiligt 
hätten, und daß B. gleichfalls als Anſtifter und Mittäter be⸗ 
teiligt geweſen wäre. In der Hauptverhandlung beſtritten alle 
drei ſowohl ihre wie des B. Teilnahme an dem Überfall. 
Trotzdem, und obwohl B. einen weitgehenden Alibi-Beweis an⸗ 
getreten hatte, wurde er wegen gemeinſchaftlicher Körperverletzung 
zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Das Gericht legte das 
frühere Geſtändnis der Mitangeklagten, das dieſe bei einer 
kurzen Vernehmung vor dem Richter im Vorverfahren unter 
Bezugnahme auf das polizeiliche Protokoll beſtätigt hatten, zu⸗ 
grunde und erklärte in den Gründen, daß B. für die Tat 
nicht mehr als 10 Minuten gebraucht hätte, daß er aber in 
der fraglichen Nacht ſeinen Aufenthalt für 20 () Minuten nicht 
nachgewieſen habe, und daß deswegen der von ihm geführte 
Alibi⸗Beweis außer Betracht bleibe. 

B. beſtritt auch nach der Verurteilung gegenüber ſeinem 
Verteidiger, wie gegenüber anderen Leuten in glaubhafter Weiſe 
ſeine Schuld. Infolgedeſſen war es vor allen Dingen mit 
Rückſicht auf die Perſönlichkeit des bisher unbeſcholtenen Mannes 
die Pflicht des Verteidigers, zu verſuchen, ob nicht auf andere 
Weiſe die Unſchuld des Klienten feſtgeſtellt werden könne. Als 
beſonders naheliegendes Mittel erſchien der Verſuch, eine eidliche 
Vernehmung der 3 Mitangeklagten, die ſich bei der gegen ſie 
erkannten Strafe beruhigten, zu erreichen. Zu dieſem Zwecke 
wurde zunächſt eine Feſtſtellungsklage gegen den verletzten Landwirt 
erhoben, dahingehend, daß dieſer Schadenserſatzanſprüche gegen B. 
nicht habe, indem dieſer unſchuldig verurteilt wäre. Als Zeugen 
wurden die 3 Mitangellagten benannt. Das Gericht, zu dem 
teilweiſe die Richter gehörten, die den B. in der Strafſache 
verurteilt hatten, leugnete aber das rechtliche Feſtſtellungsintereſſe 
und erhob zunächſt langwierige Beweiſe darüber, ob und in 
welchem Maße ſich der Verletzte, der bei dem hinterliſtigen 
Überfall keinen der Täter erkannt hatte, feiner Erſatzanſprüche 
gegen B. berühmt hätte. Die Wirkung dieſer langwierigen 
Beweisaufnahme, bei der das ſtrafrechtliche Intereſſe des B. an 
einer Wiederaufnahme des Verfahrens vom Gericht gar nicht 
in Rückſicht gezogen wurde, war zunächſt eine Vereitelung des 
Verſuches die in dem Prozeß vor allen Dingen erſtrebte Ver⸗ 
nehmung der ehemaligen Mitangeklagten zu erreichen. Dieſes 
Stadium des Prozeſſes dauerte ſo lange, daß die wenig ausſichts⸗ 
reiche und vor allen Dingen, um Zeit zu gewinnen, eingelegte 
Reviſion inzwiſchen verworfen wurde. Nun war Eile geboten, 
da die Strafvollſtreckung ſonſt nicht weiter hinauszuziehen war, 
und da in dem Feſtſtellungsprozeß die gewünſchte Vernehmung 
der 3 Mitangeklagten immer noch nicht erfolgte, da im Gegenteil 
deutlich zu erkennen war, daß das Gericht die Klage wegen 
fehlenden Feſtſtellungsintereſſes abweiſen wollte, was auch tat⸗ 
ſächlich geſchah. Infolgedeſſen griff der Verteidiger des B. zu 
folgendem Mittel: 

Er ſetzte ſich mit einem Bekannten des B. in Verbindung 
und veranlaßte dieſen, einen Prozeß gegen B. mit folgender 
völlig erdichtete Begründung zu erheben. Er habe dem B. 
ein Darlehn gegeben, um damit ſeinem Verteidiger in der Straf⸗ 
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ſache ſein Honorar zu zahlen. Es ſei vereinbart, daß B., wenn 
er ſchuldig ſei, das Darlehn ſofort zurückzahlen müſſe, während 
er es erſt nach Jahresfriſt zurückzuzahlen brauche, wenn er nicht 
ſchuldig wäre. B. ſei aber ſchuldig, da er verurteilt ſei, und er 
müſſe deswegen ſofort Zahlung leiſten. B. gab die ſämtlichen 
Behauptungen ſeines Freundes in dem Prozeß zu, beſtritt nur, 
daß er ſchuldig wäre und berief ſich auf das Zeugnis der ehe⸗ 
maligen 3 Mitangeklagten. Da auch der Kläger auf die Straf⸗ 
prozeßakten keinen Bezug nahm, mußten natürlich die 3 Mit⸗ 
angeklagten als Zeugen vernommen werden. Der weitere Erfolg 
war durchaus der gewünſchte. Die 3 Mitangeklagten erklärten 
eidlich, B. ſei an der Tat nicht beteiligt geweſen. Sie hätten 
ihn im Vorverfahren zu Unrecht bezichtigt, da ihnen dieſes von 
dem vernehmenden Polizeiwachtmeiſter unter Androhung längerer 
Unterſuchungshaft nahegelegt ſei. Auf Grund dieſer eidlichen 
Ausſage erfolgte dann ſofort die Strafausſetzung, die Wieder⸗ 
aufnahme des Strafverfahrens gegen B. und ſeine endgültige 
Freiſprechung. 

Es iſt ſchon geſagt, daß das Darlehn von dem Freunde 
an B. nicht gegeben war und daß ebenſowenig die Bedingung 
für die Rückzahlung beſtand. Der Prozeß war alſo vollkommen 
fingiert und die beiden an dem Prozeß beteiligten, über die Sach⸗ 
lage orientierten Anwälte haben dem Gericht, das von den 
näheren Umſtänden des Strafverfahrens nichts wußte, bewußt 
die Unwahrheit geſagt. 

Die einfache Frage iſt die, ob hierdurch irgendwelche 
Pflichten zur Wahrheit in unrechtlicher Weiſe verletzt ſind, oder 
ob dem B., ſeinem Freunde und ihren Anwälten das Recht zu 
dieſem fingierten Prozeß mit den in ihm aufgeſtellten, unwahren 
Behauptungen zugeſprochen werden muß. 

Zunächſt iſt es unzweifelhaft, daß der gewünſchte und 
offenbar dem Recht entſprechende Erfolg des fingierten Pro⸗ 
zeſſes, nämlich die Freiſprechung des B., nicht erreicht wäre, 
wenn man dem Zivilrichter reinen Wein eingeſchenkt und ihn 
darüber aufgeklärt hätte, daß es ſich um fingierte, unwahre 
Behauptungen handelte, die nur zu dem Zwecke aufgeſtellt 
wurden, um eine Beweiserhebung zu ermöglichen. Das erſtrebte 
Ziel war aber offenbar rechtmäßig, indem dadurch ein Un⸗ 
ſchuldiger vor Strafe bewahrt wurde. Und wenn auch das 
zweitinſtanzliche Gericht in dem zunächſt angeſtrengten Feſt⸗ 
ſtellungsprozeß vielleicht die Vernehmung angeordnet hätte, und 
wenn dann auch in dieſem Prozeß die Wahrheit ſchließlich ans 
Licht gekommen wäre, ſo hätte B. jedenfalls bis dahin einen 
nicht unerheblichen Teil ſeiner Strafe verbüßen müſſen, da, 
wie geſagt, Gründe für einen Strafaufſchub nicht gegeben waren. 
Iſt es nun erlaubt, dieſen der Wahrheit entſprechenden, menſchlich 
wie rechtlich wünſchenswerten Erfolg durch das regelmäßig 
unzuläſſige Mittel unwahrer Behauptungen zu erreichen? Ich 
ſtehe nicht an, dieſe Frage entſchieden zu bejahen. Das Recht 
5 Richters auf Wahrheit und der Wunſch des Richters darauf, 

1 ihm Parteien und Parteivertreter nur ſubjektiv wahre An⸗ 
1 en machen, ſteht nicht ſo hoch wie die Notwendigkeit, einen 
nſchuldigen vor Strafe zu ſchützen. Die moraliſchen Regeln 
find Regeln nur für den gewöhnlichen Verlauf der Dinge. Nur 
ein Fanatiker kann glauben, daß dieſe im allgemeinen richtigen 
moraliſchen Regeln immer und in allen Fällen befolgt werden 
müſſen. Im allgemeinen kann man ruhig fagen, daß die Parteien 


vor Gericht wie im Privatleben nur wahre Behauptungen auf⸗ 
ſtellen ſollen. Ebenſo aber wie die Notlüge im täglichen Leben 
erlaubt und unvermeidlich iſt, ebenſo muß auch die Prozeßlüge 
in beſonderen Fällen zuläſſig und erlaubt ſein, um ein auf 
andere Weiſe nicht oder nur ſchwer zu erreichendes gerechtes 
Reſultat durchzuſetzen. Dies beweiſt der mitgeteilte praktiſche 
Fall zur Evidenz, und es werden ſich viele ähnliche Fälle denken 
laſſen, in denen in gleicher Weiſe die Wahrheitspflicht hinter 
höhere Aufgaben zurücktreten muß. Es iſt alſo untunlich, eine 
allgemeine Wahrheitspflicht im Prozeß zu ſtatuieren, und es iſt 
gänzlich ausgeſchloſſen, dieſe Wahrheitspflicht durch Strafdrohungen 
zu ſichern. 


Gewährleiſtung wegen Sachmängel beim 
Spezieskauf. 
Von Rechtsanwalt Dr. A. Roth, Heidelberg. 


Der nachſtehende Verſuch der Erklärung des Weſens der 
Gewährleiſtung wegen Sachmängel beim Kauf beſchäftigt ſich 
nur mit dem Spezieskauf. Die gewonnenen Ergebniſſe den 
beſonderen Verhältniſſen des Gattungskäufers anzupaſſen, muß 
ich einer beſonderen Abhandlung vorbehalten. Die Auseinander⸗ 
ſetzung mit der umfangreichen Literatur über dieſen Gegenſtand, 
aus der ich insbeſondere die eingehenden Ausführungen von 
Wolff IheringsJ. 56, I ff., hervorhebe, ginge weit über den 
Rahmen einer Abhandlung in dieſer Zeitſchrift hinaus. Ich 
beſchränke mich daher auf die folgenden Darlegungen. 


I. Wandlung und Minderung. 


Vertragszweck beim Kaufe iſt der Austauſch von Ware 
gegen Geld. Nach der einen Seite hin verlangt die Erreichung 
dieſes Vertragszwecks, daß der Käufer die Verfügung über die 
Kaufſache erhält. Die Verſchaffung der Verfügungsgewalt ſetzt 
den Käufer in die Lage, die Kaufſache ſeinen Intereſſen entſprechend 
zu verwenden. Ob aber der Käufer durch die Verfügungsgewalt 
über die Kaufſache den Intereſſen, die ihn zum Kaufe veranlaſſen 
und in Anſehung deren er die Verpflichtung zur Zahlung des 
Kaufpreiſes übernahm, auch tatſächlich gerecht werden kann, 
liegt zunächſt außerhalb der vertraglichen Beziehungen zwiſchen 
Verkäufer und Käufer. Der ökonomiſche Zweck des Kaufes iſt 
danach nicht Vertragszweck, nur Motiv. Vertragszweck iſt zunächſt 
nur die Herſtellung der äußeren Form, die den Käufer befähigt, 
die Probe auf das Exempel zu machen, ob die gekaufte Sache 
ihm das gewährt, was er von ihr erwartete. Die Entwicklung, 
die der Kauf durch die ädilieiſchen Rechtsmittel!) genommen hat, 
räumte nun dem Intereſſe, deſſen Förderung ſich der Käufer 
von der Herrſchaft über die Kaufſache verſprach, einen beſchränkten 
Einfluß auf die Ausgeſtaltung der rechtlichen Beziehungen zwiſchen 
Verkäufer und Käufer ein. 

Die ädiliciſchen Rechtsmittel beruhen auf einem Wandel 
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, unter denen es zum Kaufabſchluß 
kommt. Im primitiven Verkehr, dem das altrömiſche Zivilrecht 
angepaßt war, begehrte der Nachbar vom Nachbar das Rind, 


1) Die Rede iſt von den ädiliciſchen Rechtsmitteln in ihrer uns 
durch das gemeine Recht überkommenen, für das BGB. benutzten 
Ausgeſtaltung. 
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das er kannte wie ſein eigenes. Zur Befriedigung ſeiner auf 
dieſer Kenntnis aufgebauten wirtſchaftlichen Intereſſen fehlte 
nichts als das Haben des Tiers. Ganz anders aber ſind im 
Marktverkehr die wirtſchaftlichen Verhältniſſe gelagert, unter 
denen der Kauf zuſtande kommt. Das auf dem Markte zum 
Verkauf ſtehende Tier kennt der Käufer nicht. Nicht das Tier, 
wie es iſt, will hier der Käufer erwerben, ſondern wie er ſich 
das Haben desſelben in Berückſichtigung deſſen, was er in der 
Haft des Marktverkehrs zu ſehen vermag, als für feine Inter⸗ 
eſſen geeignet vorſtellt. Die Vorſtellung des Käufers von der 
zu kaufenden Sache gewinnt vertraglichen?) Ausdruck durch 
die Bezeichnung der gedachten Vereigenſchaftungen ſeitens des 
Käufers, die Anpreiſungen des Verkäufers und endlich in der 
durch die Erfahrung des täglichen Lebens gekennzeichneten Zived- 
beſtimmung der Kaufſache. Kaufobjekt iſt im Marktverkehr alſo 
die Sache nicht ſchlechthin, ſondern die in der angegebenen Weiſe 
vereigenſchaftete Sache. Die dem Marktverkehr angepaßte Norm 
dehnt ſich auf das geſamte Anwendungsgebiet des Kaufes aus. 
Auch außerhalb des Marktverkehrs iſt dem Kaufvertrage nicht 
die Sache, wie ſie iſt, ſondern wie ſie ſich der Käufer vorſtellen 
darf, Vertragsobjekt. Danach, in welcher Vereigenſchaftung 
die Kaufſache geſucht und angeboten wird, beſtimmt ſich der 
Kaufpreis. 

Die ädiliciſchen Rechtsbehelfe ſuchten die natürliche Ver⸗ 
ſchiedenheit der Leiſtung einerſeits des Käufers, andererſeits des 
Verkäufers auszugleichen. Kaufpreis und Kaufgut ſind im 
Kaufvertrage voneinander in Abhängigkeit geſetzt, als ob es 
ſich um feſte Größen handelte; während doch nur der Kaufpreis 
eine feſte Größe iſt, und die Kaufſache nur in ihrer vom 
Käufer nicht näher geprüften, von beiden Vertragskontrahenten 
aber als Vorausſetzung für die gegenſeitige Anpaſſung der beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen vertragsmäßig angenommenen Mangelfreiheit 
dem Kaufpreiſe entſpricht. Das Riſiko, daß die Kaufſache nicht 
ſo iſt, wie fie ſich der Käufer vorſtellen darf, überträgt die ädiliciſche 
Mängelfreiheitshaftung auf den Verkäufer in der Weiſe, daß ſich 
der Käufer entweder der vertragsmäßigen Bindung ganz entziehen 
(wandeln) oder das Kaufgut zu einem entſprechend der Mangel⸗ 
haftigkeit der Kaufſache reduzierten Kaufpreiſe verlangen (mindern) 
kann. Der rechtliche Zuſammenhang der Vereigenſchaftung der 
Kaufſache mit der Förderung der ökonomiſchen Intereſſen des 
Käufers als Vertragszweck kann beim Käufer niemals poſitiv 
in der Pflicht ſich äußern, die Kaufſache ohne Mängel zu liefern; 
denn geliefert werden kann tatſächlich die Kaufſache nur, wie 
ſie iſt, nicht, wie ſie ſein ſollte. Wenn andererſeits doch nicht 
die Kaufſache wie fie iſt, ſondern wie fie nach der zum Ber: 
tragsinhalt gewordenen Vorſtellung des Käufers fein ſollte, die 
Gegenleiſtung des Verkäufers darſtellt, ſo bleibt nur übrig, die 
fehlende Vereigenſchaftung der Kaufſache, ihre Mängel, durch 
eine Haftung des Verkäufers zu erſetzen, welche das Riſiko 
des Käufers ver ſichert, daß die Kaufſache die vertraglichen 
Eigenſchaften nicht hat. Dieſe Riſikoverſicherung iſt 
Garantie. 


2) Wal. hierzu RG. 70, 86, eine Entſcheidung, die freilich die 
Vorausſetzungen des Vorliegens einer vertraglichen Vereinbarung 
über die Zweckbeſtimmung der Kaufſache enger begrenzt, als das hier 


geſchieht. 


Das Weſen der Garantie beſteht darin, daß eine voraus⸗ 
beſtimmte Haftung dem garantierten Zuſtande oder Erfolge als 
gleichwertig übernommen wird. Die Garantie iſt demnach 
nicht die Folge der Verletzung einer Leiſtungspflicht, ſondern 
lediglich das Fehlen des garantierten Zuſtandes oder Er⸗ 
folges die Vorausſetzung für die vorausbeſtimmte Haftung An 
die Stelle des garantierten Zuſtandes oder Erfolges tritt dem⸗ 
nach die vorausbeſtimmte Haftung, ohne daß es auf den Grund 
des Fehlens des garantierten Zuſtandes oder Erfolges ankäme, 
alſo auch dann, wenn das Fehlen des garantierten Zuſtandes 
oder Erfolges auf keinem Verſchulden des Verpflichteten beruht; 
auch dann wenn den garantierten Zuſtand oder Erfolg zu er⸗ 
reichen, von Anfang an unmöglich war. Garantie iſt die Über 
nahme des Riſikos, der Gefahr, für das Fehlen eines voraus: 
geſetzten Zuſtandes oder Erfolges. 

Hatte der Käufer bisher das im einfachen nachbarlichen 
Verkehr allerdings leichte Riſiko der Pflicht zur Abnahme der 
Kauffache und der Zahlung des vollen Kaufpreifes im Falle 
der möglichen Mangelhaftigkeit der Kaufſache getragen, ſo ver⸗ 
langten die unüberſichtlicheren Verhältniſſe des Marktverkehrs, 
daß hierin zugunſten des Käufers eine Verſchiebung eintrete. 
Die ädiliciſchen Rechtsmittel haben den Käufer von dieſem Riſiko 
entlaſtel. Aber nur hiervon. Das Riſiko, ſeine ihn zum Kaufe 
treibenden Intereſſen infolge der Mangelhaftigkeit der Kaufſache 
unbefriedigt zu ſehen, blieb dem Käufer. Nur von dem Riſiko, 
das er durch den Abſchluß des Kaufvertrages, durch die Übers 
nahme der Pflicht zur Zahlung des Kaufpreiſes übernommen 
hatte, wurde er entlaſtet. Die ädiliciſchen Rechtsmittel bauen 
das Synallagma des Kaufvertrages dadurch aus, daß ſie das 
wirtſchaftliche Moment der gewöhnlichen oder nach dem Ver⸗ 
trage vorausgeſetzten Zweckbeſtimmung der Kaufſache als einen 
Faktor der gegenſeitigen Abhängigkeit zwiſchen der Verpflichtung 
des Käufers und derjenigen des Verkäufers und deren Aus— 
gleichung im Werte der Kaufſache in den Vertragsinhalt ein⸗ 
führen. Der Verkäufer entlaſtet den Käufer von dem Riſiko 
des Kaufabſchluſſes. Demnach iſt die Lieferung der mangel- 
freien Kaufſache Gegenſtand der Leiſtung des Verkäufers lediglich 
in dem Sinne der Feſtſtellung, daß durch die Lieferung der mit 
Mängeln behafteten Sache der Vertragszweck nicht oder nicht 
voll erreicht werden kann. Dieſer Umſtand beherrſcht nach dem 
ädiliciſchen Edikt die vom Verkäufer zu erfüllende Lieferungs⸗ 
pflicht ſo, daß der Verkäufer mit der Übernahme der Pflicht 
zur Lieferung der Kauſſache die Garantie verbindet, daß die 
Kaufſache, indem ſie ſei, für was ſie der Käufer genommen habe, 
den Erwerb durch den Verkäufer überhaupt oder ohne Reduktion 
des vereinbarten Preiſes wert ſei. Der Einſatz des Verkäufers 
iſt hierbei nur die Pflicht des Käufers, die Kaufſache überhaupt 
oder zum vollen vereinbarten Preis zu nehmen. Dabei iſt die 
Entſcheidung darüber, ob der Käufer von der einen oder 
anderen Alternative Gebrauch macht, notwendig ihm vor⸗ 
behalten. Denn ſeinen ſubjektiven Bedürfniſſen dient der 
Erwerb der Kaufſache. 

Die ädiliciſche Mangelfreiheitsgarantie iſt der Pflicht des 
Verkäufers zur Lieferung der Kaufſache angeſchloſſen, modifiziert 
ſie. Demnach hat der Verkäufer nur durch die Lieferung des 
mangelhaften Kaufobjektes ſeiner Lieferungspflicht nicht genügt. 
Er genügt ihr nur dann durch die Lieferung der mangelhaften 
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Sache, wenn er gleichzeitig die übernommene Garantie leiſtet, 
alſo auf Erfordern des Käufers in die begehrte Wandlung oder 
Minderung einwilligt. Der Käufer braucht die mangelhafte 
Sache ohne dieſe Bereitwilligkeit des Verkäufers als ordnungs⸗ 
mäßige Erfüllung nicht gelten zu laſſen. Der Käufer gelangt 
in Verzug, wenn er trotz Mangelhaftigkeit der Kaufſache mit 
der verlangten Wandlung oder Minderung nicht einverſtanden 
iſt. Die Folgen dieſes Verzugs ſind bei Verweigerung der 
Wandlung nach Übergabe der Kaufſache in erſter Linie die⸗ 
jenigen, welche ſich aus der damit gleichzeitig entſtehenden Ver⸗ 
pflichtung des Verkäufers ergeben, die Kaufſache unter Rückerſatz 
des ſchon bezahlten Kaufpreiſes zurückzunehmen. Bietet der 
Verkäufer die mangelhafte Sache nur Zug um Zug gegen 
Zahlung des vollen Kaufpreiſes an, und weigert er ſich gegen⸗ 
über dem Minderungsverlangen des Käufers zu liefern, ſo 
haftet er für den Schaden, der dem Käufer aus der verſpäteten 
Lieferung entſteht; der Käufer kann von ihm auf die ernſtliche 
Weigerung hin ohne Friſtſetzung, jedenfalls aber nach Friſt⸗ 
ſetzung gemäß § 326 BGB., Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen, deſſen Berechnung allerdings die Verwert⸗ 
barkeit der mangelhaften Sache durch den Käufer zugrunde zu 
legen iſt. Gegenüber dem Angebot der mangelhaften Sache 
kann der Käufer ſowohl die exceptio non adimpleti contractus 
wie die exceptio non rite adimpleti contractus geltend machen. 
Allerdings hat der Käufer keinen Anſpruch auf Beſeitigung des 
Mangels. Das ergibt ſich aus dem Inhalt der Leiſtungspflicht 
des Verkäufers. Er hat die Kaufſache unter der beſprochenen 
Garantie der Mangelfreiheit zu liefern, er hat ſie aber nicht 
mangelfrei herzuſtellen. Der Verkäufer mag einen beim 
Kaufabſchluß vorhandenen Mangel bis zur Übergabe der Kauf⸗ 
ſache beſeitigen: er beſeitigt dann lediglich die Vorausſetzung 
ſeiner Mängelfreiheitsgarantie. Er kann aber zur Beſeitigung 
des Mangels nicht angehalten werden, weil ſeine Haftung für 
die Mangelfreiheit nur zu der oben beſprochenen Garantie, 
nicht zur Verpflichtung ausgeſtaltet iſt, die Mangelfreiheit der 
Kaufſache zu bewirken. An die Stelle des Anſpruchs des 
Käufers, den Mangel zu beſeitigen, tritt die Garantie des Ver⸗ 
käufers, daß er dem Käufer die Kaufſache zu einem ihrer 
Mangelhaftigkeit entſprechend reduzierten Kaufpreis laſſe. In 
der Ausgeſtaltung der Haftung des Verkäufers für die Mangel⸗ 
freiheit der Kaufſache zur Garantie im Sinne der Übernahme 
des Riſikos des Kaufabſchluſſes wird der Anſpruch auf Ver⸗ 
vollſtändigung der Erfüllung vertreten durch den Anſpruch auf 
Leiſtung des Riſikos der Minderwertigkeit der Kaufſache mittels 
Anerkennung der Berechtigung des Verkäufers, die Kaufſache 
zum entſprechend reduzierten Preiſe zu erhalten. Die Minde⸗ 
rungseinrede iſt alſo nichts weiter als die der Garantiever⸗ 
pflichtung angepaßte exceptio non rite adimpleti contractus. 
Dementſprechend iſt das einredeweiſe vorgebrachte Wandlungs⸗ 
begehren die der Garantieverpflichtung angepaßte exceptio non 
adimpleti contractus. Ein Anſpruch auf Erſatzlieferung iſt 
dees beim Spezieskaufe begrifflich ausgeſchloſſen; den An⸗ 
aun auf Erſatzlieferung vertritt auch hier die Garantie des 
Ser — dafür, daß die Kaufſache den Erwerb durch den 
Käufer wert ſei: mit anderen Worten, daß er die Kaufſache 
nicht nehmen oder behalten müſſe, wenn er fie infolge erheblicher 
Mangelhaftigkeit nach ſeinem Ermeſſen nicht brauchen kann. 
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II. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung mangels einer 
zugeſicherten Eigenſchaft. 

Läßt ſich der Käufer vom Verkäufer eine Eigenſchaft der 
Kaufſache zuſichern, ſo iſt das in der Regel nicht ſo zu ver⸗ 
ſtehen, daß der Verkäufer gehalten ſein ſoll, die Kaufſache mit 
jenen Eigenſchaften zu verſehen — vorausgeſetzt, daß dies 
überhaupt möglich iſt. Gewiß kann im einzelnen Falle dies der 
Sinn der Zuſicherung einer Eigenſchaft fein, dann nämlich, wenn 
die Kontrahenten von der Tatſache oder Wahrſcheinlichkeit aus⸗ 
gehen, daß die Kaufſache zur Zeit des Abſchluſſes des Kauf⸗ 
vertrages die fraglichen Eigenſchaften nicht habe. Dem iſt aber 
in der Regel nicht ſo. Bei der Zuſicherung einer Eigenſchaft 
der Kauſſache im Sinne des § 459 Abſ. 2 BGB. gehen die 
Parteien vielmehr von der Unterſtellung aus, daß die Kaufſache 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes die zugeſicherten Eigenſchaften habe 
(arg. aus $ 460 BGB.) nicht anders, als dies die Kontrahenten 
in Anſehung der Tauglichkeit der Sache zum gewöhnlichen oder 
dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauche im Falle des 
8 459 Abſ. 1 BGB. tun. Wer ſich Eigenſchaften der Kaufſache 
zuſichern läßt, will den Verkäufer in Anſpruch nehmen können, 
wenn die Kaufſache, gleichviel warum, die zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaften nicht hat. Der Käufer kann demnach vom Verkäufer 
nichts anderes wollen, als die Gewähr, die Garantie, dafür, 
daß die zugeſicherten Eigenſchaften zur Zeit der Übergabe der 
Kaufſache vorhanden ſind. 

Die Riſikoverſicherung des Käufers durch den Käufer auf 
Grund des $ 459 Abſ. 2 BGB. hat dieſelbe Grundlage wie 
die des § 459 Abſ. 1 BGB. Nur iſt fie weiter ausgedehnt. 
Sie geht unter der Vorausſetzung, daß der Mangel zur Zeit 
des Kaufabſchluſſes ſchon vorhanden war ($ 463 Satz 1 BGB.), 
über die ädiliciſche Garantie der Entlaſtung vom Kontrahierungs⸗ 
riſiko hinaus: fie verſichert dem Käufer das Riſiko dafür, daß 
durch die vom Verkäufer zu liefernde Sache den wirtſchaftlichen 
Intereſſen genügt werden kann, deren Befriedigung der Käufer 
im Erwerb der Kaufſache erſtrebte. Es handelt ſich um eine 
Garantie des vom Käufer erſtrebten Erfolges. Sie leiſtet der 
Verkäufer dadurch, daß er dem Käufer den Schaden erſetzt, der 
dieſem aus dem Fehlen der zugeſicherten Eigenſchaften entſteht. 
Die Mangelfreiheit der Kaufſache ift auch hier Vertragsinhalt 
nur im Sinne der Feſtſtellung, daß beim Fehlen der zugeſicherten 
Eigenſchaften der Vertragszweck nicht erreicht wird. In dieſem 
Sinne lediglich haftet der Verkäufer auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung.?) Die Mangelfreiheit der Kaufſache iſt aber 
nicht Vertragsinhalt im Sinne einer Leiſtungspflicht und der 
vom Verkäufer zu leiſtende Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
iſt nicht die Folge der Verletzung emer Vertragspflicht. 
Die Haftung auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung mangels 
einer zugeſicherten Eigenſchaft unterſcheidet ſich von der ädiliciſchen 


3) Erſetzt verlangt der Käufer den Schaden, der ihm dadurch 
entfteht, daß die Kaufſache die zugeſicherten Eigenſchaften nicht hat. 
Ob er dieſe Schadensberechnung aufmacht auf der Grundlage, daß er 
die mangelhafte Sache behält, oder auf der, daß er die mangelhafte 
Sache dem Verkäufer zur Verfügung ſtellt, muß ihm ebenſo überlaſſen 
ſein, wie der Käufer in der Wahl zwiſchen Wandlung und Minderung 
frei iſt. 
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Mangelfreiheitshaftung nur quantitativ, nicht qualitiv; die eine 
iſt ein Mehr, die andere ein Weniger von Riſikoverſicherung, 
Garantie. 


III. Die Haftung des Verkäufers wegen argliſtigen 
Verſchweigens eines Mangels. 

Sie iſt keine Garantie. Vielmehr handelt es ſich um 
eine culpa in contrahendo, deren Folge die Verpflichtung 
des Verkäufers iſt, den Käufer ſo ſchadlos zu halten, wie wenn 
er das Vorhandenſein der argliſtig verſchwiegenen Eigenſchaften 
der Kauſſache zugeſichert hätte. Weiß der Verkäufer, daß der 
Käufer die Kaufſache infolge ihrer Mangelhaftigkeit nicht werde 
gebrauchen können, und veranlaßt er ihn dennoch zum Kauf— 
abſchluſſe in der Hoffnung, dem Käufer werde die Fehlerhaftigkeit 
der Kaufſache entgehen, ſo bürdet er dem Käufer das Riſiko 
des Habens und der Verwendung der mangelhaften Sache auf, 
das dieſer ſonſt nicht übernommen hätte. Der Verkäufer muß 
daher billigerweiſe dieſes Riſiko tragen. Er trägt es, indem er 
im Ergebnis behandelt wird, wie wenn er das Riſiko übernommen 
hätte. Das Ergebnis iſt alſo eine Gewährleiſtung, dieſelbe wie 
fie 8 463 BGB. vorſieht. 


Die Berückſichtigung des Hypothekenausfalls bei 
der Wertzuwachsſteuerberechnung. 
Von Dr. jur. Erich Melsbach, Wiesbaden. 


Der Zweck und Grundgedanke des Reichswertzuwachsſteuer⸗ 
Geſetzes vom 14. Februar 1911 iſt es, die Vermögensmehrung 
ſteuerlich zu erfaſſen, die der Grundeigentümer durch die Wert⸗ 
erhöhung ſeines Grundbeſitzes ohne ſein Zutun erhält. Zweck⸗ 
mäßiger⸗ und gerechterweiſe wird dieſe Vermögensvermehrung 
nicht nach dem abſoluten Wertzuwachs berechnet, ſondern ihr 
der Vermögensſtand des Grundeigentümers vor dem Erwerbe 
und nach der Veräußerung des Grundbeſitzes zugrunde gelegt, 
mithin der Gewinnzuwachs erfaßt und damit der Wertzuwachs 
lediglich inſoweit, als er tatſächlich in den Händen des Eigen⸗ 
tums verblieben iſt. Es wird deshalb, wie 8 8 des Geſetzes 
es ausdrückt, als Wertzuwachs der Unterſchied zwiſchen dem 
Erwerbs⸗ und dem Veräußerungspreiſe betrachtet und nur, wenn 
der Preis nicht vereinbart oder nicht zu ermitteln, der Wert an 
feiner Stelle nach § 11 Abf. berückſichtigt. 

Die Berechnung des Wertzuwachſes techniſch und logiſch 
richtig zu geſtalten, iſt durch eine Reihe von Einzelbeſtimmungen 
(88 8 bis 27) verſucht. Nicht unbedeutſam iſt die Rolle, die 
der Hypothekenausfall — das gleiche gilt für den Ausfall von 
Grundſchulden — in der leinen ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang 
darſtellenden: 88 4, 5, 9) Zwangsverſteigerung bei dieſer Be⸗ 
rechnung des Wertzuwachſes fpielt. 

Die beſonderen Verhältniſſe, unter denen die Zwangs⸗ 
verſteigerung in aller Regel erfolgt, haben zur Folge, daß in 
vielen Fällen der Zuſchlagspreis den Wert des Objektes nicht 
erreicht und ein Teil der Hypotheken ausfällt. Dieſer Ausfall 
kann in mannigfacher Weiſe mit der Geſtaltung des Poſtens in 
Beziehung ſtehen, den das Grundſtück in der Vermögensbilanz 
des Veräußerers und des Erwerbers darſtellt. 


Ohne weiteres leuchtet dies ein für den Regelfall, daß der 
(Erwerbs- und Veräußerungs⸗) Preis eben die ausgefallenen Be⸗ 
träge unberückſichtigt läßt. 

Ein häufiger Fall iſt es jedoch weiter, daß der Erwerber 
Gläubiger der ausfallenden Hypothek iſt und er nur erwirbt, 
um für den Ausfall ſich dadurch zu decken, daß er das Grund⸗ 
ſtück zu einem die Hypothek umfaſſenden Preiſe wieder loszu⸗ 
ſchlagen ſucht. Ahnlich iſt die Sachlage, wenn der perſönliche 
Schuldner des ausfallenden Hypothekars oder ein Bürge oder 
Ausbietungsgarant (das RG. betrachtet den Garanten übrigens 
als (Ausfalls⸗) Bürgen, BGB. Kommentar von Reichsgerichts⸗ 
räten Vorbem. 6 zu § 765) das Grundſtück in gleicher Weiſe 
erwerben. 

Des öfteren vereinbart ferner der Erſteher zum Zwecke der 
Steuer- und Stempelerſparung oder aus ſonſtigen Gründen mit 
dem Hypothekengläubiger, daß letzterer gegen die Verpflichtung 
des Erſtehers, nach dem Zuſchlag die Hypothek wieder eintragen 
zu laſſen oder den Hypothekar anderweit zu entſchädigen oder 
ſicherzuſtellen, auf die Ausbietung der Hypothek verzichtet. Auch 
in dieſem Falle wird der dem Ausfall bzw. dem Teilwert des 
Grundſtücks entſprechende Vermögenszuwachs ausgeglichen durch 
die Vermögensminderung infolge Erfüllung oder Verpflichtung. 

Der Subhaſtat andererſeits kann dem Hypothekengläubiger 
ader dem perſönlichen Schuldner gegenüber zum Erſatz des 
Hypothekenausfalls verpflichtet ſein. Es mindert ſich dann der 
Erlös um den Betrag der beglichenen Erſatzforderung. 

Bei der Beantwortung der Frage, wie in dieſen Fällen 
im Rahmen des Zuwachsſteuergeſetzes der Ausfall berückſichtigt 
werden kann, iſt zunächſt zu beachten, daß zwar nach dem ein⸗ 
gangs erörterten Grundgedanken des Geſetzes der Wertzuwachs 
in der Weiſe feſtgeſtellt wird, daß man die durch die Einver⸗ 
leibung des Grundſtücks in das Vermögen für eine gewiſſe 
Zeit bewirkte Vermögensmehrung ins Auge faßt. Bei konſe⸗ 
quenter Durchführung dieſes Geſichtspunktes könnte man dazu 
kommen, alle als Urſache oder Folge in kauſalem Zuſammen⸗ 
hang mit dem Gewerbe und der Veräußerung ſtehenden Ver⸗ 
mögensmehrungen und -minderungen in Betracht zu ziehen. 
Es leuchtet ein, daß dann die Berückſichtigung des Hypotheken⸗ 
ausfalls in den vorgenannten Fällen ohne weiteres geboten 
ſein und Schwierigkeiten nicht bereiten würde. 

Allein dieſe Berechnungsweiſe würde vergeſſen laſſen, daß 
Steuerobjekt im eigentlichen Kern der Sache nicht die Ver⸗ 
mögensmehrung, ſondern der Zuwachs des Grundſtückswertes 
iſt und daß daher, wenn das Geſetz der Berechnung die Ver⸗ 
mögensmehrung aus Gründen der Zweckmäßigkeit und Gerechtig⸗ 
keit zugrunde legt, nur die Vermögensmehrung in Frage 
kommen darf, die in unmittelbarem Zuſammenhang mit dem 
Erwerbe und der Veräußerung des Grundſtückes ſteht. Man 
könnte dieſen Geſichtspunkt bildlich vielleicht die Projektion der 
Wertſchwankung auf das Vermögen des Eigentümers nennen. 

Das Geſetz bringt dieſen Gedanken in vollkommen richtiger 
Weiſe durch das Prinzip des $ 8 — Gegenüberſtellung von 
Erwerbs⸗ und Veräußerungspreis — zum Ausdruck: Erwerbs⸗ 
und Veräußerungspreis in ſchlichtem Sinne von „Entgelt“, von 
„Aquivalent“ ſind tatſächlich die Formen, in denen der ſteuerlich 
zu erfaffende Einfluß des Grundſtückswertes auf das Vermögen 
des Eigentümers ſich unmittelbar äußert. (Selbſtverſtändlich iſt 


42. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1085 


dabei zu berückſichtigen, inwieweit dieſer Einfluß auf Erhöhung 
des Grundſtückswertes durch Aufwendungen des Eigentümers 
zurückzuführen iſt: § 14 Ziff. 3.) 

Der Hypothekenausfall kann ſomit grundſätzlich nur Berück⸗ 
ſichtigung finden, ſoweit er eine Mehrung oder Minderung des 
Entgelts für das Grundſtück iſt, es ſei denn, daß ſeine 
Beachtung im Sinne einer der Vorſchriften über die „Hinzu⸗ 
rechnungen“ und „Abzüge“ von dem Preiſe möglich wäre. 

1. Nach 8 9 des Geſetzes „gilt“ beim Übergange im 
Wege der Zwangsverſteigerung als Preis der Betrag des 
Meiſtgebotes, zu dem der Zuſchlag erteilt wird, unter Hinzu⸗ 
rechnung der vom Erſteher übernommenen Leiſtungen. 
Im Falle der Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot und 
der Erklärung des Meiſtbietenden, daß er für einen anderen 
geboten habe, tritt an die Stelle des Meiſtgebotes der Wert 
der Gegenleiſtung, wenn ſie höher iſt als das Meiſtgebot. 
Dieſe Faſſung des Geſetzes iſt aus einem doppelten Grunde zu 
beanſtanden. Einmal bilden zweifellos auch die in dem Meiſt⸗ 
gebot enthaltenen beſtehenbleibenden Rechte vom Erſteher 
„übernommene Leiſtungen“ (vgl. Lion, Komm. zum ZuwachsſtG. 
8 9 Anm. 3). Sodann iſt der Ausdruck „übernommene 
Leiſtungen ſo unpräzis, daß heute bereits eine erhebliche 
Meinungsverſchiedenheit über ihren Begriff beſteht. Insbeſondere 
gilt dies für die Frage des Hypothekenausfalls. 

Während Becher⸗Henneberg (Komm. zum ZuwachsſtG. 8 9 
Anm. 2) z. B. ſagen, es könne „keinem Zweifel unterliegen, 
daß die vom Erſteher dem ausgefallenen Hypothekengläubiger 
gegenüber übernommene Verpflichtung zur Wiedereintragung 
der Hypothek unter Übernahme der perſönlichen Schuld oder 
zur Entſchädigung unter die Leiſtungen des Erſtehers fallen“, 
beſtreiten dies Lion (8 9 Anm. 3) ſchlechthin und Cuno (Er⸗ 
läuterungsbuch zum ZuwachsſtG. $ 9 B 2b) für den Regelfall. 
Lion mit der Begründung: Es handele ſich dabei nicht um eine 
übernommene Leiſtung des Erſtehers als ſolchen, ſondern 
lediglich um eine außerhalb des Verſteigerungsverfahrens 
ſtehende private Abmachung. Sodann aber erhalte der Sub⸗ 
haſtat, der ja die Zuwachsſteuer bezahlen müſſe, nicht den um 
jene Entſchädigung oder Hypothek höheren Wert. Er werde 
im Gegenteil geſchädigt, da die Hypothek formell ausfalle und 
ſomit die dingliche Befriedigung des Gläubigers vereitelt werde. 
Auch entgehe die Steuer dem Staate nicht, da ja der Erſteher bei 
einer Veräußerung durch ihn den Mehrwert verſteuern müſſe. 

Auf einem ähnlichen Standpunkt ſteht das SächſO VG. in 
ſeinem Urteil vom 20. Mai 1912 (Amtl. Mitt. 1912 S. 56). 
Es lehnt die Verrechnungen derartiger Leiſtungen mit den Worten 
ab, der Erſteher habe ſich nicht als Erſteher, ſondern außerhalb 
des Verſteigerungsverfahrens dem Dritten gegenüber dazu ver⸗ 
pflichtet. Abmachungen ſolcher Art ſtünden aber mit dem 
Erwerbsvorgange nur in mittelbarem Zuſammenhang, indem ſie 
dazu dienten, die Erſtehung des Grundſtücks zu einem niedrigen 
ee und ſchlöſſen nicht die Gewährung eines 
Pe ent 1 in ſich. Die Frage, ob derartige 

ass I als „Teil des Entgelts“ im Sinne von 
5 5 . I Satz 2 behandelt werden könnten, läßt die Ent⸗ 
ſcheidung offen. Dieſe Vorſchrift beſtimmt bekanntlich, daß, 
Daun die Beteiligten zum Zwecke der Steuererſparung einen 
Teil des Entgelts in die Form einer Nebenleiſtung kleiden, der 


als „Teil des Entgelts“ anzuſetzende Betrag durch Schätzung zu 
ermitteln ſei. 

Bei der dritten Leſung des Entwurfs (Komm. II S. 17, 
18, vgl. Amtl. Mitt. 1911 S. 107) war man der Anſicht, daß 
derartige Abreden mit Eigentümer und Hypotheken—⸗ 
gläubiger gemäß § 11 Abſ. II Satz 2 möglicherweiſe be⸗ 
rückſichtigt werden könnten. Die amtlichen Erläuterungen 
(Amtl. Mitt. 1911 S. 109) zählen derartige Vereinbarungen 
mit Hypothekengläubigern ſchlechthin zu den „ſonſtigen 
Nebenabreden“ im Sinne von 89 Abſ. II Satz 2, die Leiſtung 
an die Gläubiger mithin zum „Entgelt“ (zuſtimmend Becher⸗ 
Henneberg a. a. O.). 

Iſt nun eine ſolche Leiſtung Entgelt, dann ſteht ſie zweifel⸗ 
los auch in „unmittelbarem Zuſammenhang mit dem Erwerbs⸗ 
vorgang“. Wer alſo die Berückſichtigung der Leiſtung als 
„Nebenleiſtung“ nach § 11 Abſ. II Satz 2 für möglich hält, 
ſtellt fie mit den Leiſtungen im Sinne von 89 auf eine Stufe. 
Denn offenſichtlich ſind ſie möglicherweiſe zwar verſchiedene, dieſe 
die „offiziellen“, jene die „inoffiziellen“, jedenfalls aber be⸗ 
grifflich gleiche Teile des Preiſes. Die genannte Meinung ſteht 
ſomit hinſichtlich des Hauptarguments der die Verrechnung nach 
89 ablehnenden Anſicht auf der dieſer Anſicht gegneriſchen Seite. 

Meines Erachtens iſt bezüglich der Auslegung des 5 9 
und hinſichtlich der Frage, inwiefern der Hypothekenausfall unter 
dem Geſichtspunkt des 8 9 Berückſichtigung finden kann, das 
Nachſtehende zu beachten: Einmal ſind die Leiſtungen des 8 9 
notwendig „Preis“, „Entgelt“. 

Im übrigen ſind zunächſt folgende Möglichkeiten denkbar. 
Entweder die Leiſtungen des Erſtehers an den ausfallenden 
Hypothekar ſind überhaupt nicht Entgelt und alſo weder unter 
dem Geſichtspunkt des 8 9 noch unter dem des § 11 Abſ. II 
Satz 2 zu berückſichtigen. Oder ſie ſind Entgelt, können aber 
nur nach 8 11 Abſ. II Satz 2 als inoffizielle Preisteile an⸗ 
gerechnet werden. 

Eine weitere Möglichkeit wäre die, daß die „Neben⸗ 
leiſtungen“ im Sinne von § 11 Abſ. II Satz 2 ohne weiteres 
zu den „Leiſtungen“ im Sinne von 89 gehören. Iſt dies zus 
treffend, ſo wäre eine Berückſichtigung der Leiſtungen für den 
Hypothekenausfall dann unter keinem Geſichtspunkt angängig, 
wenn fie nicht zu den Leiſtungen im Sinne von 8 9 gehörten, 
alſo entweder nicht Entgelt wären, oder zwar Entgelt, aber keine 
„übernommenen Leiſtungen“. 

Die letztere Möglichkeit dürfte die allein zutreffende ſein: 
§ 11 bezweckt nach feiner offenbaren Stellung im Verhältnis 
zu 8 9 nicht, andere Preisteile zu normieren als 8 9, ſondern 
lediglich einen Fingerzeig zu geben, wie die Preisteile des 
8 9 bei Preisverſchleierungen erfaßt werden können. (Lion 
§ 11 Anm. 9e ſieht in § 11 Abſ. II Satz 2 eine General⸗ 
klauſel, widerſpricht ſich aber inſofern, als er durch 8 8 — das 
gleiche muß inſoweit für § 9 gelten — die geſamte Gegen⸗ 
leiſtung umfaßt betrachtet.) 

Es iſt alſo nicht möglich, den Hypothekenausfall, wenn 
er nach 8 9 nicht berückſichtigt werden kann, unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt des 8 11 Abſ. II Satz 2 zur Berechnung des Wert⸗ 
zuwachſes zu verwerten. 

Es ſpitzt ſich ſomit die Erörterung zunächſt auf die Frage 
zu: Umfaßt $ 9 den ganzen Entgelt im wirtſchaftlichen und 
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logiſchen Sinne, oder ſtellt § 9 einen beſonderen geſetzlichen 
Entgeltbegriff auf? Die weitere Frage iſt dann die: Gehören 
die Ausfalleiſtungen des Erſtehers ſchlechthin oder nur unter 
Umſtänden zu dem Entgelt im Sinne des Geſetzes? 

Unter Entgelt im wirtſchaftlichen Sinne könnte man 
zweierlei verſtehen. Einmal alles das, was der Erwerber aus 
ſeinem Vermögen hingeben muß, um das Grundſtück zu er⸗ 
werben, den Gegenwert im weiteſten Sinne. Dabei ſcheidet, 
wie oben bereits ausgeführt, jedoch jede Vermögensmehrung 
und ⸗minderung aus, die zwar in kauſalem Zuſammenhang mit 
dem Grundſtückserwerb ſteht, aber nicht unmittelbar die Höhe 
des Gegenwerts beeinflußt. Unter dieſem Geſichtspunkt würden 
auch ſämtliche Erwerbskoſten (Vermittlungsgebühr, Stempel, 
Grundbuchkoſten uſw.) zum Entgelt. 

Der Sprachgebrauch verſteht jedoch unter Entgelt nur den 
Gegenwert, der in irgendeiner Form dem Veräußerer zu: 
fließt. Dieſe engere Faſſung muß für uns maßgebend ſein. 
(Eine ganz andere Frage iſt, inwieweit der Entgelt in erörtertem 
weiteren Sinne, ſoweit er ſich nicht mit dem engeren Sinne 
deckt, bei der Wertzuwachsſteuerberechnung in anderer Form 
de lege lata oder ferenda zu berückſichtigen iſt!) Inwieweit 
deckt ſich dieſer Entgeltsbegriff mit der geſetzlichen Formulierung 
des 8 97 

Exemplifizieren wir auf die obengenannten Wirkungen des 
Hypothefenausfalls: 

Der ausfallende Hypothekar, der ſich den Zuſchlag erteilen 
läßt, um ſich für den Ausfall zu decken, hat, ſofern er nicht 
die Hypothek unentgeltlich erworben hat, wirtſchaftlich den 
Gegenwert für den entſprechenden Grundſtückswert, ſoweit nicht 
das Grundſtück überlaſtet war, beglichen, und es iſt dieſe 
Valuta dem Eigentümer im Zweifel zugefloſſen. Er ſteht alſo 
wirtſchaftlich demjenigen Hypothekar vollkommen gleich, der 
ſeine Hypothek mitherausbietet. Gleichwohl iſt nur dieſer 
letztere Erwerb in 8 9 berückſichtigt. Die ausgefallene 
Hypothek wird nach § 14 Ziff. 2 „dem Erwerbspreis hinzu— 
gerechnet“. (Sie ſcheidet alſo bei der Berechnung des Ber: 
äußerungspreiſes aus. Es iſt dies von Bedeutung, da durch 
eine Berückſichtigung bei Erwerb und Veräußerung das ſteuer⸗ 
liche Ergebnis natürlich ein ganz anderes wird.) 

Erwirbt der perſönliche Schuldner des ausfallenden Hypo⸗ 
thekengläubigers oder ein Bürge oder Ausbietungsgarant das 
Grundſtück und befriedigt er letzteren oder beſtellt er ihm erneut 
Hypothek, ſo hat er wirtſchaftlich die Valuta des Ausfalls im 
Zweifel dem Subhaſtaten gezahlt. Wird gleichwohl bei der 
Veräußerung des Grundſtücks der dem Ausfall entſprechende 
Grundſtückswert als Wertzuwachs verſteuert? Wirtſchaftlich 
ſteht der Erſteher genau ſo da wie ein Erſteher, der zwar nicht 
perſönlicher Schuldner, Bürge oder Garant war, aber ſich etwa 
nach den Verſteigerungsbedingungen verpflichtet hat, den Hypo⸗ 
thekar zu befriedigen. Daß dieſe „übernommene Leiſtung“ 
dem Meiſtgebot hinzuzurechnen iſt, ſteht nach dem Wortlaut 
des § 9 außer Zweifel. Sind es nicht auch jene? 

Diejenigen, die mit Becher⸗Henneberg a. a. O. auch die auf 
Grund privater Abmachungen des Erſtehers mit einem Hypo⸗ 
thekar gegen deſſen Verzicht auf die Ausbietung ſeiner Hypothek 
erfolgende Leiſtungen dem Meiſtgebot hinzurechnen, werden es 
wohl auch in dieſem Falle tun. Wer mit Cuno (a. a. O.) nur 


diejenigen Leiſtungen als „übernommene“ im Sinne von 8 9 
gelten läßt, die innerhalb des Vollſtreckungsverfahrens auf Grund 
der geſetzlichen oder der beſonders vereinbarten Verſteigerungs⸗ 
bedingungen als Gegenleiſtung übernommen werden (Cuno 
bezieht ſich auf die Entſcheidung des badiſchen Verwaltungs- 
gerichts vom 18. Juni 1912 Amtl. Mitt. 1912 S. 4), muß es 
verneinen. 

Es kann nun allerdings wohl kaum einem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß man bei der Redaktion des Geſetzes unter „über⸗ 
nommenen Leiſtungen“ nur ſolche verſtanden hat, die vom 
Erſteher in unmittelbarem Zuſammenhang mit der Verſteigerung, 
ſei es nun in den Verſteigerungsbedingungen, ſei es durch 
beſondere Abreden, übernommen worden ſind. (Die Meinung 
Lions, 8 8 Bem. 4, daß darunter nur die Leiſtungen zu ver⸗ 
ſtehen ſeien, die eigentlich der Veräußerer zu tragen hätte, iſt 
offenſichtlich unrichtig.) Hierzu gehören die Leiſtungen des 
perſönlichen Schuldners, des Bürgen und des Garanten nicht. 

Meines Erachtens iſt jedoch die Wortfaſſung des 8 9, die 
für die rechtliche Bedeutung allein maßgebend iſt, einer aus⸗ 
dehnenden Auslegung in dem Sinne durchaus fähig, daß zu 
den „übernommenen Leiſtungen“ im Sinne von § 9 alle dies 
jenigen Leiſtungen, die von ſeiten des Erſtehers in 
Zuſammenhang mit dem Grundſtückserwerbe erfolgen 
und die ſich als Entgelt im erörterten (engeren) Sinne 
darſtellen, zu rechnen ſind. 

Daß dieſe Auslegung der Billigkeit, der wirtſchaftlichen 
Zweckmäßigkeit und dem Grundgedanken des Geſetzes entſpricht, 
liegt auf der Hand. Inſoweit alſo läßt ſich der geſetzliche mit 
dem wirtſchaftlichen Entgeltbegriff vereinigen. 

Das gleiche gilt auch für den Fall, daß der Erſteher 
einen Hypothekar aus irgendwelchen Gründen zum Verzicht auf 
das Ausbieten ſeiner Hypothek veranlaßt und ihm gleichzeitig 
eine Entſchädigung hierfür verſpricht. Dieſe Entſchädigung wird 
in aller Regel kein Entgelt im wirtſchaftlichen Sinne darſtellen. 
Es kann dann aus dieſem Grunde keine Rede davon ſein, ſie 
zu den „übernommenen Leiſtungen“ des 8 9 zu zählen, da dieſe, 
wie bereits hervorgehoben, notwendig „Preis“ alſo „Entgelt“ 
ſind. Die Geſichtspunkte, aus denen der überwiegende Teil der 
Literatur ihre Berückſichtigung ablehnt (ſ. o.), find nicht nur als 
überflüſſig, ſondern inſoweit als unzutreffend zu erachten, als 
dieſe Leiſtungen, wenn ſie in irgendeiner Form dem Subhaſtaten 
zugefloſſen, als Entgelt anzuſehen ſind, aus dem gleichen Grunde, 
wie die Leiſtungen des perſönlichen Schuldners, Bürgen und 
Garanten unter § 9 fallen. Daß ſie auf einer „privaten Ab⸗ 
machung“ beruhen, iſt in dieſer Hinſicht belanglos, wie denn 
auch übrigens bezüglich der in 8 11 Abſ. II Satz 2 erwähnten 
Nebenleiſtungen ſcheinbar allgemein anerkannt wird, daß ſie 
durch Abreden mit anderen Perſonen als mit dem Veräußerer 
bedungen werden können (vgl. Cuno 8 11 Anm. B 5e; Amt⸗ 
liche Erläuterungen, Amtl. Mitt. 1911 S. 109). (Wenn Lion 
übrigens meint, die Steuer entgehe dem Staate doch nicht 
[näheres ſ. o.], jo überſieht er, daß die Staffelberechnung ein 
verſchiedenes Ergebnis bewirken kann.) 

Auch in dem letzten eingangs erwähnten Fall, daß der 
Subhaſtat zum Erſatz des Hypothekenausfalls verpflichtet iſt, 
läßt ſich der wirtſchaftliche Entgeltbegriff mit der Faſſung des 
89 in Einklang bringen. Der Erſatz bedeuter keine Minderung 
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des Entgelts, ſondern ſteht lediglich in mittelbarem Kauſal⸗ 
zuſammenhang mit dem Ausfall. 

Ich komme ſomit zu dem Ergebnis, daß die geſetzliche 
Formulierung des Entgelts zwar nicht ſchlechthin mit dem 
wirtſchaftlichen Entgeltsbegriff übereinſtimmt, daß er ſich aber 
in den praktiſch wichtigen Fällen bei Verwendung der erörterten 
Auslegung mit ihm vereinigen läßt. Inwieweit die Ausfall⸗ 
leiſtungen unter dem Geſichtspunkt des § 9 ſich bei der Steuer⸗ 
berechnung in Betracht ziehen laſſen — dies war die zweite 
Frage — habe ich in den vorſtehenden Ausführungen bereits, 
teils in bejahendem, teils in verneinendem Sinne, beantwortet. 

2. Wie bereits erwähnt, iſt in dem Geſetz der Hypotheken⸗ 
ausfall in § 14 Ziff. 2 ausdrücklich berückſichtigt. Danach iſt, 
falls der Veräußerer zur Zeit der Einleitung der Zwangs⸗ 
verſteigerung Hypotheken⸗ oder Grundſchuldgläubiger war, 
der nachweisliche Betrag ſeiner ausgefallenen Forderungen bis 
zu dem Werte, den das Grundſtück zur Zeit der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder, wenn der Wert zur Zeit der Eintragung 
höher war, zu dieſem Zeitpunkt hatte, dem „Erwerbspreis 
hinzuzurechnen“. 

Es iſt dies (wie die übrigen Beſtimmungen über die 
Hinzurechnungen zum Erwerbspreis) eine Billigkeitserwägungen 
entſprungene Vorſchrift, die den Zweck hat, die durch den 
Beſitz des Grundſtücks bewirkte Vermögensmehrung fachlich) 
richtig feſtzuſtellen. 

Man hat verſucht, auch unter Verwendung dieſer Be⸗ 
ſtimmung in den Fällen, in denen der perſönliche Schuldner 
oder der Bürge Erſteher iſt, die Anrechnung ihrer Leiſtungen 
zu erreichen. Die Literatur (vgl. Lion 8 14 Anm. 5; Cuno 
8 14 Anm. B 2b; Hoeniger, Kommentar zum ZuwachsſtG. 
8 14 Anm. 3; Becher⸗Henneberg 8 14 Anm. 3; Amtl. Mitt. 
1911, 166) und Rechtſprechung (SächſoVGG. vom 6. Sep⸗ 
tember 1912, Amtl. Mitt. 1912, 165) hat jedoch dieſen Verſuch 
mit der Begründung zurückgewieſen, daß nach § 14 Ziff. 2 
zweifelsfrei eine Berückſichtigung des Ausfalls davon abhängig 
gemacht ſei, daß der Erſteher zur Zeit der Einleitung der 
Zwangsverſteigerung Hypothekar geweſen ſei. 

Folgt man meiner Auffaſſung, daß die Ausfalleiſtung des 
perſönlichen Schuldners und Bürgen als Entgelt, als Erwerbs⸗ 
preis bereits zu betrachten iſt, ſo kann natürlich von einer 
Berlückſichtigung derſelben als Hinzurechnung zum Erwerbspreis 
keine Rede ſein. 

Im übrigen wäre jedoch, da der Bürge gemäß 8 774 
BGB., der perſönliche Schuldner eventuell gemäß 8 1164 BGB. 
durch Befriedigung des Hypothekars vor Einleitung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſelbſt Hypothekar geworden ſein würde, meines 
Erachtens eine analoge Ausdehnung der Vorſchrift des § 14 
Ziff. 2 angängig. Es handelt ſich bei § 14 nicht um (ſtrikt 
auszulegende) Ausnahmebeſtimmungen, wie das SächſO PG. 
in feinem Urteil vom 6. September 1912 annimmt, ſondern 
um eine eventuell unvollſtändige Aufzählung von Momenten, 
die bei der fachlich richtigen Steuerberechnung nicht außer acht 
gelaſſen werden können. 

3. Ein weiterer Verſuch iſt die Heranziehung des Begriffs 
der Erwerbs⸗ und deen, nn 8 14 = 
dem Erwerbspreiſe hinzuzurechnen bzw. nach § 22 Ziff. 1 von 
dem Veräußerungspreiſe in Abzug zu bringen find. Soweit 


nach der hier vertretenen Meinung die Ausfalleiftungen als 
(Mehrung und Minderung der) Entgeltvaluta zu gelten haben, 
ſcheidet ihre Berückſichtigung als Koſten aus. Aber auch ſonſt 
wird man ſie nicht als Koſten betrachten können. Koſten ſind 
vielmehr nur ſolche Aufwendungen, die ſachlich normalerweiſe 
gemacht und vom Verkehr als Koſten angeſehen werden, die 
alſo unmittelbar und weſentlich mit dem Erwerbs- bzw. 
Veräußerungsvorgange zuſammenhängende Aufwendungen des 
Erwerbers bzw. Veräußerers find (vgl. Lion § 14 Anm. 1; 
Cuno 8 14 Anm. B la; SächſO VG. vom 11. Dezember 1911, 
Amtl. Mitt. 1912, 7 und 8). Dazu gehören die Ausfall- 
leiſtungen nicht. 


Beweislaſtfragen beim Ausſonderungsrecht der 
Ehefrau. 
Von Dr. Sieburg, Rechtsanwalt am Kammergericht. 


I. a) Nach § 45 KO. kann die Ehefrau des Gemein⸗ 
ſchuldners Gegenſtände, die ſie während der Ehe erworben hat, 
nur ausſondern, wenn ſie beweiſt, daß dieſelben nicht mit 
Mitteln des Gemeinſchuldners erworben ſind. Das Geſetz 
ſtellt alſo, abgeſehen von der Beſtimmung über die Verteilung 
der Beweislaſt, den Rechtsſatz auf, daß Gegenſtände, die mit 
Mitteln des Gemeinſchuldners angeſchafft ſind, als ihm gehörig 
anzuſehen ſind und in die Maſſe fallen. Dieſe Fiktion ſetzt 
aber voraus, daß der Erwerb in die Zeit der Ehe fällt, und 
die Vorausſetzung der Fiktion hat derjenige, der ſich auf ſie 
beruft, alſo der Konkursverwalter, zu beweiſen. !) 

Hier iſt aber für die Beweislaſt neben 8 45 KO. 8 1362 
Abſ. 1 BGB. von Wichtigkeit, weil in ihm die Vermutung 
aufgeſtellt wird, daß die vorhandenen beweglichen Sachen ohne 
Rückſicht auf die Zeit des Erwerbs dem Manne gehören. 
Dieſe Beſtimmung iſt zwar ohne Bedeutung, wenn es ſich um 
Grundſtücke handelt oder wenn feſtſteht, daß der Gegenſtand 
der Ausſonderung der Frau gehört. In den zahlreichen Fällen 
aber, wo der Konkursverwalter nicht beurteilen kann, welchem 
von den Ehegatten eine Sache gehört, und wo er deshalb für⸗ 
ſorglich das Eigentum der Frau beſtreiten wird, enthebt ihn 
$ 1362 Abſ. 1, wie unten näher zu erörtern iſt, des Beweiſes, 
daß der Gegenſtand der Ausſonderung während der Ehe er⸗ 
worben iſt. 

Iſt aber der Konkursverwalter berechtigt, dieſe zugunſten 
der Gläubiger geltende Vermutung im Ausſonderungsprozeß 
geltend zu machen? Die Beantwortung der Frage ſteht im 
nahen Zuſammenhang mit der rechtlichen Stellung des Konkurs⸗ 
verwalters; doch kann dieſe unerörtert bleiben. Iſt der Ver⸗ 
walter Vertreter der einzelnen Gläubiger oder der Gläubiger⸗ 
ſchaft, fo ergibt fi) die Bejahung der Frage von ſelbſt. Will 
man ihn mit der herrſchenden Meinung als „ein im öffentlichen 
Intereſſe geſchaffenes Organ für die Durchführung des Zweckes 
des Konkurſes“ e) anſehen, fo kommt man zum gleichen Er⸗ 
gebnis.s) Denn Zweck des Konkurſes iſt die Verwertung der 


1) Jäger, KO. § 45 Anm. 15; unbeſtimmt Planck, § 1862 Anm. 8. 
2) RG. 29, 86. 
) RG. bei Gruchot 47, 910 ff. 
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Maſſe im Intereſſe der Gläubiger und zur Wahrnehmung 
dieſer Intereſſen iſt der Verwalter berufen. Zweifelhaft kann 
die Beantwortung der Frage nur dann ſein, wenn man den 
Verwalter ganz oder wenigſtens in der Hauptſache als Vertreter 
des Gemeinſchuldners anſieht. Aber auch die Verfechter dieſer 
Meinung ſind darin einig, daß die Vertretung des Gemein⸗ 
ſchuldners durch den Konkursverwalter nur im Intereſſe der 
Gläubiger erfolgt, zu deren Befriedigung das ganze Verfahren 
überhaupt ſtattfindet.“) Dies gilt in verſtärktem Grade gegen⸗ 
über dem Ausſonderungsbegehren. Denn das Intereſſe der 
Gläubiger geht natürlich darauf, daß eine möglichſt umfang⸗ 
reiche Maſſe zu ihrer Befriedigung vorhanden iſt, und dieſes 
Intereſſe hat der Konkursverwalter wahrzunehmen.“) Es würde 
auch zu unbilligen Ergebniſſen führen, wenn der einzelne 
Gläubiger bei der Zwangsvollſtreckung wegen einer Geld⸗ 
forderung ſich auf die Vermutung ſtützen könnte, die Geſamt⸗ 
heit der Gläubiger aber bei einer Art von Generalvollſtreckung, 
wie es das Konkursverfahren iſt, daran verhindert wäre. Der 
Konkurs beſchränkt die Gläubiger in der Art, aber nicht im 
Gegenſtand ihrer Befriedigung. Der Konkursverwalter kann 
ſich alſo auf die Vermutung des § 1362 Abſ. 1 berufen.“) 

Daher iſt er in dieſem Falle des Beweiſes überhoben, 
daß der Gegenſtand der Ausſonderung während der Che er⸗ 
worben iſt. Denn, wenn die Frau jetzt mit der Ausſonderung 
durchdringen will, ſo muß ſie entweder beweiſen, daß ſie die 
Sachen vor Eingehung oder nach Auflöſung der Ehe erworben 
hat,) oder daß der Erwerb zwar während der Ehe, aber ohne 
Mittel des Gemeinſchuldners erfolgt iſt. 

Dagegen iſt 8 1362 Abſ. 2 für die Verteilung der Beweis⸗ 
laſt, wie fie ſich aus 8 45 KO. ergab, ohne Bedeutung; denn 
Abſ. 2 ſpricht nur zugunſten der Frau. Wird die Eigenſchaft 
des Streitobjektes als einer zum perſönlichen Gebrauch der 
Frau dienenden Sache feſtgeſtellt, ſo greift die Vermutung des 
§ 1362 Abſ. 2 Platz. Will der Konkursverwalter trotzdem 
die Sache zur Maſſe ziehen, ſo muß er nachweiſen, daß ſie 
während der Ehe erworben iſt; dann hat wieder die Ehefrau 
den Beweis für die Herkunft der Erwerbsmittel zu führen. 

b) Dieſe allgemeinen Beweisregeln kommen unverändert 
nur bei der Verwaltungsgemeinſchaft und der Gütertrennung 
zur Anwendung, denn hier gilt § 1362 unmittelbar. Anders 
bei den Gütergemeinſchaften, wo § 1362 hinter die ausdrück⸗ 
lichen und ſtillſchweigenden Geſamtgutsvermutungen (§ 1527, 
1439 bis 1441, 1550 bis 1554 BGB.) zurücktritt. Dieſe Ver⸗ 
mutungen haben die Wirkung, daß alle Gegenſtände als Ge⸗ 
ſamtgut gelten ohne Rückſicht darauf, ob ſie vor oder während 
der Ehe erworben ſind und ob es ſich um unbewegliche oder 
bewegliche Sachen oder Rechte handelt. Da aber das Geſamtgut 
der Gütergemeinſchaften zur Maſſe gehört, ſo gehört vermutungs⸗ 

4) Peterſen⸗Kleinfeller, KO. § 6 Anm. 18; v. Wilmowski, KO. 
Vorbem. zu 88 1, 3e; Endemann, Das deutſche Konkursverfahren, 
S. 424; Schultze, Das deutſche Konkursrecht in feinen juriſtiſchen 
Grundlagen, S. 44; Motive S. 16. 

5) Recht 1903 S. 108 Nr. 571. 

6) Jäger, § 45 Anm. 5; a. M. Salamonski, Das Vorbehalts⸗ 
gut der Ehefrau beim geſetzlichen Güterſtande des BGB. S. 45. 

7) In dieſem Falle iſt es gleichgültig, mit weſſen Mitteln der 
krwerb geſchah. 


weiſe alles Vorhandene dorthin. Will dann die Ehefrau einen 
Gegenſtand ausſondern, ſo muß ſie deſſen Zugehörigkeit zu 
einer ihrer Gütermaſſen beweiſen und dabei wird regelmäßig 
zu erkennen ſein, ob der Gegenſtand vor oder während der Ehe 
erworben iſt. Nur wo dies nicht der Fall iſt, hat der Ver⸗ 
walter den Beweis zu führen. Er iſt alſo bei den Güter⸗ 
gemeinſchaften regelmäßig des Beweiſes für die Zeit des Er⸗ 
werbes überhoben, und zwar nicht nur bei beweglichen, ſondern 
auch bei unbeweglichen Sachen und Rechten. 

II. Ebenſo wie die Frau haben ihre Univerſalrechtsnach⸗ 
folger, ſoweit ſie es nach der Konkurseröffnung geworden ſind, 
den Beweis zu führen, daß die Gegenſtände, die ſie in An 
ſpruch nehmen, nicht mit Mitteln des Gemeinſchuldners er 
worben ſind. Denn ſie treten in die Stellung ihrer Rechts⸗ 
vorgängerin mit allen Beſchränkungen ein. Verſchiedenartig 
geſtaltet ſich die Sache bei den Sondernachfolgern. Wer vor 
der Konkurseröffnung einen Gegenſtand von der Frau erworben 
hat, iſt ſelbſtverſtändlich von der Beweislast des 8 45 befreit; 
denn zu dieſer Zeit iſt es durchaus unerheblich, mit weſſen 
Mitteln die Frau den Gegenſtand erworben hatte. Beim Er⸗ 
werb nach Konkurseröffnung iſt der oben zu J aus § 45 ab⸗ 
geleitete Rechtsſatz zu berückſichtigen, daß Gegenſtände, die mit 
Mitteln des Gemeinſchuldners erworben ſind, zur Maſſe ge⸗ 
hören. Aus ihm ergibt ſich in Verbindung mit $ 15 KO., 
daß der Erwerber von beweglichen Sachen und Rechten, die 
mit Mitteln des Gemeinſchuldners erworben ſind, kein Eigentum 
oder ſonſtiges Recht an ihnen mit Wirkung gegen die Konkurs⸗ 
gläubiger erlangen kann.?) Da aber der Erwerb mit Mitteln 
des Gemeinſchuldners nach § 45 vermutet wird, jo kann der 
Berechtigte ebenſo wie die Ehefrau ſelbſt die Ausſonderung nur 
durchſetzen, wenn er die Vermutung widerlegt. 

Dagegen iſt nach $ 15 S. 2 KO. bei unbeweglichen 
Sachen in den Fällen der SS 892, 893, 1260 Abſ. 1 BGB. 
ein Rechtserwerb möglich, wenn der Erwerber gutgläubig war, 
d. h. weder wußte noch wiſſen mußte, daß die Sachen aus 
Mitteln des Gemeinſchuldners ſtammten. Hier genügt es alſo, 
wenn der Ausſonderungsberechtigte ſeinen Erwerb von der 
Ehefrau herleitet, denn der gute Glaube wird vermutet. Wendet 
der Konkursverwalter Bösgläubigkeit ein, fo hat er die Kenntnis 
des Erwerbers von der Herkunft der Mittel und als deren 
Vorausſetzung die Herkunft ſelbſt zu beweiſen. 

Das gleiche gilt, wenn bewegliche Sachen aus der Hand 
des erſten Erwerbers an einen zweiten gelangen. Denn $ 15 KO. 
in Verbindung mit 8 45 bezieht ſich nur auf den Rechtserwerb, 
der unmittelbar auf die Ehefrau des Gemeinſchuldners zurüds 
geht; dagegen kommen für den Dritterwerber wieder die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über gutgläubigen Erwerb zur An⸗ 
wendung.) 


8) Jäger, § 45 Anm. 14. 

) Jäger, § 15 Anm. 44; Peterſen⸗Kleinfeller, 815 Anm. 3; Wil⸗ 
mowski, § 15 Anm. 9. 

Unzutreffend iſt die Anſicht Wolffs (§ 45 Anm. 4 KO.), der 
Erwerber trete in die Rechtslage ſeines Vorgängers ein und könne 
nicht mehr Rechte haben als er. Mit dieſem Grundſatz hat gerade 
das BGB. gebrochen und deshalb beſteht, ſoweit §S 15 KO. dies 
zuläßt, kein Bedenken gegen die Anwendung der bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften des BGB. 
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Im Gegenſatz hierzu bleibt es bei den oben entwickelten 
Beweisregeln, wenn der Erwerber eines Rechts dieſes weiter⸗ 
überträgt oder Rechte an ihm begründet. Hierbei gibt es einen 
Rechtserwerb durch guten Glauben nicht, und da das Recht 
des Erſterwerbers den Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam 
war, iſt ſeine Übertragung oder die Begründung eines neuen 
Rechtes daran wirkungslos, weil dieſe Akte nur von dem wirklich 
Berechtigten vorgenommen werden konnen. Daher hat hier 
jeder Rechtsnachfolger der Ehefrau die Beweislaſt aus 8 45. 


Der zivilrechtliche Inhalt der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Strafſachen, Band 46. 
Von Juſtizrat Smoſchewer, Poſen. 


Die Entſcheidung Nr. 65 betrifft die Genehmigungspflicht 
von Zuwendungen an eine juriſtiſche Perſon (Art. 6 AG BGB.). 
Ein Mitglied eines Theatervereins hatte dem letzteren zur För⸗ 
derung der Vereinszwecke 10 000 ½ überwieſen als „außer 
ordentlichen Beitrag“. Das RG. erklärt dies zunächſt als 
eine Schenkung: die Zuwendung iſt eine unentgeltliche, das 
Entgelt braucht zwar nicht grade einen Geldwert zu haben, 
es kann auch in der Erlangung von Rechten eines Vereins⸗ 
mitgliedes beſtehen. Dies kommt aber nicht in Frage, wenn 
der Zuwendende, wie hier, bereits Mitglied iſt. Eintragung 
in ein Ehrenbuch iſt kein Entgelt für die Zuwendung, ſondern 
eine Anerkennung für ſie. Der Verein iſt auch bereichert. 
Die Bereicherung wird nicht dadurch abgeſchloſſen, daß das 
Zugewendete vom Verein wieder für ſeine Zwecke ausgegeben 
wird. Das Urteil ſchließt ſich an RGZ. 70, 15 und RG. 71, 
140 an, welche ähnliche Fälle betreffen (Zuwendung an eine Unter⸗ 
ſtützungskaſſe und an einen Kirchenbaufonds). Auch dort iſt 
ausgeſprochen, daß die Ausſtattung eines Vereins mit Ver⸗ 
mögen, das lediglich dem ſatzungsgemäßen Zweck des Vereins 
zu dienen beſtimmt iſt, eine Schenkung enthält. Eine den Wert 
der Zuwendung vermindernde Auflage (88 525, 1940 BGB.) 
liegt in einem ſochen Falle nicht vor. Anders, wenn der be⸗ 
dachten juriſtiſchen Perſon die Pflicht auferlegt wird, das Zu⸗ 
gewendete für andere, außerhalb ihrer eigenen Aufgabe liegenden 
Zwecke zu verwenden, wie im Falle RGSt. 42, 359. 

Der Inkaſſomandatar, der ſich dem Schuldner gegenüber 
als Zeſſionar ausgibt und die Forderung ſeines Auftraggebers 
einzieht, wird nach Entſcheidung Nr. 104 Eigentümer des ein⸗ 
gezogenen Geldes, auch wenn er bei ſich die Abſicht gehabt hat, 
nur als Mandatar für fremde Rechnung zu handeln (SS 164, 
116 BGB.). Verfügt er demnächſt über das Geld, fo hat er 
key eigenes Geld verfügt und begeht keine Unterſchlagung. 

9 5 iſt aber Übertragung des Eigentums auf den Auftrag⸗ 
ae ne e gemäß § 181 BGB., weil es ſich 
Nur fuß 0 um die Erfüllung einer Verbindlichkeit handelt. 
9 ie Übereignung nach außen hinreichend erkennbar 
genommen fein, wie z. B. in den Fällen RG. 52, 130 
ſowie 63, 16 und 405 (Aufbewahrung eines von einem Bankier 
für einen Kunden angekauften Wertpapiers in einer mit dem 
Ramen des Kunden verſehenen Mappe). 

Der in RZ. 63, 230 für Grundſchulden aufgeſtellte 
Grundſatz der Unzuläſſigkeit der Blankoabtretung wird in Nr. 41 


auch auf Kuxe angewendet, weil auch für Abtretung von Kuxen 
die Schriftform vorgeſchrieben (PrBergG. § 105) und dieſe 
nur gewahrt iſt, wenn der ganze Inhalt der Abtretungserklärung 
einſchließlich der Benennung des Zeſſionars ſchriftlich 
niedergelegt iſt. 

In der Bilanz einer Geſellſchaft m. b. H. ſind nach Urteil 
Nr. 28 die zur Weiterveräußerung beſtimmten Vermögensſtücke zu 
ihrem wahren Wert, ohne Rückſicht auf den etwa niedrigeren An⸗ 
ſchaffungspreis, anzuſetzen. Es beſteht hier ein vom GmbHG. 
(8 42) bewußt geſchaffener Gegenſatz zur Aktiengeſellſchaft, bei 
der ſolche Vermögensſtücke niemals über den Anſchaffungspreis 
hinaus angeſetzt werden dürfen ($ 261 HGB.). Das NE. 
nimmt ferner an, daß bei einer Baugeſellſchaft, die ſich mit 
dem An⸗ und Verkauf von Grundbeſitz befaßt, die Gründſtücke 
nicht als zum Betrieb des Unternehmens, ſondern als zur 
Weiterveräußerung beſtimmt zu erachten ſind. 

Wer gewerbsmäßig den Erwerb und die Veräußerung 
von Wechſeln vermittelt, iſt Handelsmäkler, mithin nach 8 1 
Nr. 7 HGB. Kaufmann. Als ſolcher hat er ordnungsmäßige 
Handelsbücher, nicht bloß das im 8 100 BGB. vorgeſchriebene 
Tagebuch zu führen (Nr. 29). 

Das Baubuch hat nach 8 6 des Geſetzes über Sicherung 
der Bauforderungen derjenige zu führen, der die Herſtellung 
eines Neubaus unternimmt. Mit dem Begriff des Unternehmers 
im Sinne des erwähnten 8 6 befaſſen ſich die Urteile Nr. 4 
und 82. Von allgemeinerem Intereſſe ift namentlich das erſtere. 
Auf dem einer Frau gehörigen Grundſtücke führte deren Ehe⸗ 
mann und Generalbevollmächtigter einen Neubau auf. Die 
Strafkammer erklärte den Mann zur Führung des Baubuchs 
für verpflichtet, weil die Generalvollmacht nur zum Schein 
erteilt, die Frau nur vorgeſchoben ſei, damit die Gläubiger 
des Mannes nicht an ihn herankommen könnten. Das RG. 
beanſtandet dies; wollte die Frau, daß der Mann als ihr 
Bevollmächtigter auftrete, dann müſſe ſie auch die Folgen, das 
heißt die Entstehung der Rechte und Verbindlichkeiten in ihrer 
Perſon als gewollt hinnehmen, niemand könne eine Rechts⸗ 
handlung wollen und zugleich die mit ihrer Vornahme verknüpften 
Rechtsfolgen nicht wollen; mit dem Einwand, die Vollmacht 
ſei ſimuliert, würde ſie nach den Grundſätzen der 88 171 bis 
173 BGB. nie zu hören ſein. Das Urteil erſcheint nicht 
unbedenklich, iſt auch mit den Entſcheidungen im RGSt. 25, 
121 und 26, 188, obwohl das RG. einen Widerſpruch mit 
dieſen beiden Entſcheidungen in Abrede ſtellt, ſchwer zu vereinen. 
Das Urteil eröffnet eine bedenkliche Perſpekrive für die Un 
gehung des Geſetzes, inſofern ſich der eigentliche Bauunternehmer 
leicht unter den Formen einer Vollmacht einen Strohmanır 
beſchaffen kann, dem er nicht bloß die zivilrechtliche, ſondern 
— nach dem Vorbild des Sitzredakteurs — auch die ſtrafrecht⸗ 


liche Verantwortung aufbürden kann. 


Aus dem Gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes iſt hervor⸗ 
zuheben: 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. Wie ſchon im RGZ. 39, 
32, wird auch in der Entſcheidung Nr. 70 eine ſtrenge, ein⸗ 
engende Auslegung des 8 4 Satz 2 des Geſetzes gegeben, ſoweit 
es ſich um den Begriff der unmittelbaren Herſtellung eines 
Gegenſtandes durch ein patentiertes Verfahren handelt. Der 
Gegenſtand, ſagt das RG, muß dem unter Patentſchutz ſtehenden 
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Verfahren unmittelbar ſeine Entſtehung verdanken. Daß bei 
ſeiner Herſtellung ein patentiertes Verfahren irgendwie mit⸗ 
gewirkt hat, genügt nicht. Es wird daher als eine unzuläſſige 
Patentberühmung erklärt, Treibriemen, die nach einem patentierten 
Verfahren imprägniert ſind, in öffentlichen Kundgebungen als 
Patenttreibriemen zu bezeichnen. 

Der vorläufige Schutz des $ 23 PatG. berechtigt den 
Anmeldenden noch nicht, den angemeldeten Gegenſtand als 
patentiert zu bezeichnen. Die Unzuläſſigkeit und Strafbarkeit 
der Patentberühmung wird auch nicht dadurch beſeitigt, daß 
nachträglich das Patent wirklich erteilt wird (Nr. 123). 

Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz vom 1. Juni 1891. Ob: 
wohl das Geſetz über ein Vorbenutzungsrecht, wie es 8 5 PatG. 
der früheren, aber nicht zum Patent angemeldeten Erfindung 
gegenüber dem Patentberechtigten beilegt, keine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung enthält, iſt doch in analoger Anwendung des Patent⸗ 
geſetzes das Recht auf Vorbenutzung auch gegenüber dem Ge⸗ 
brauchsmuſterſchutz anzuerkennen. Die allgemeine Zuläſſigkeit 
und Notwendigkeit ſolcher Ergänzung des ſehr knappen Muſter⸗ 
ſchutzgeſetzes aus dem erſchöpfenderen Patentgeſetz iſt ſchon im 
RG. 67, 178 ausgeſprochen, und ſpeziell das Vorbenutzungs⸗ 
recht vom I. ZS. in JW. 1908, 247 auch beim Gebrauchs⸗ 
muſter jedenfalls dann anerkannt, wenn es ſich um eine patent⸗ 
fähige und patentierte Erfindung handelt (Nr. 22). 

Die Eintragung eines Gebrauchsmuſters hat nur deklarative, 
keine rechtsbegründende Wirkung, der Rechtsſchutz des 8 4 
GebrMuſtG. entſteht nur dann, wenn die Vorausſetzungen des 
81 des Geſetzes vorliegen. Ob dies der Fall, hat das Gericht 
ſelbſtändig zu prüfen. In der Entſcheidung Nr. 26 verlangt 
daher das RG. Nachprüfung der Frage, ob ein für eine be⸗ 
ſondere Flaſchenform eingetragenes Gebrauchsmuſter als ſolches 
zu Recht beſteht, da nicht erfichtlich ſei, inwiefern durch die Form 
der Flaſche gerade einem beſonderen Gebrauchszweck gedient 
werde; es könne hier eher ein Geſchmacksmuſter als ein Ge⸗ 
brauchsmuſter in Frage kommen. In der gleichen Entſcheidung 
wird, ebenſo wie dies für Patent und Warenzeichen ſchon 
wiederholt ausgeſprochen worden iſt, auch für Gebrauchsmuſter 
der Grundſatz aufgeſtellt: der Berechtigte kann die Benutzung 
einer in Ausübung ſeines Rechts dem Verkehr übergebenen 
Sache durch Dritte auf Grund ſeines Schutzrechts nicht mehr 
beſchränken, denn er hat dadurch, daß er die Sache in Verkehr 
gebracht hat, die Vorteile ſeines Schutzrechts genoſſen, fein Recht 
iſt damit verbraucht. 

Der Schutz des Gebrauchsmuſters wird nicht durch die 
Anmeldung und die ihr beigefügten Abbildungen begrenzt. 
Daher wird nicht durch jede Abänderung des angemeldeten 
Muſters ſeitens eines Dritten der Schutz aufgehoben. Stellt 
ſich das eingetragene Muſter als Grundform einer Gattung von 
Gebrauchsgegenſtänden dar, ſo kommt der Schutz nicht bloß 
dieſer Grundform, ſondern auch allen innerhalb des Gattungs⸗ 
begriffs liegenden Geſtaltungen zu (ebenſo RGZ. 40, 11). Maß⸗ 
gebend iſt der Geſamtinhalt der Anmeldung einſchließlich der 
Abbildungen. Danach beſtimmt ſich das Weſentliche der neuen 
Formgebung und der Schutzbereich des Muſters (Nr. 90). 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. Das NE. hat, 
wie für das Firmenrecht, ſo auch für das Warenzeichenrecht wieder⸗ 
holt erkannt, daß der Schutz des eingetragenen Rechts dann 


verſagt, wenn die Eintragung durch eine gegen die guten Sitten 
verſtoßende Handlungsweiſe oder nur zur Schikane oder zu 
Zwecken des unlauteren Wettbewerbes erwirkt worden iſt. Es 
ſind alſo gegenüber dem formalen Anſpruch aus der Eintragung 
auch Einwände, die außerhalb des Warenzeichenrechts liegen, 
zugelaſſen, namentlich die Berufung auf $ 826 BGB. (vgl. RG. 
48, 233; 63, 138 und 66, 236). 

Nach Entſcheidung Nr. 6 ſoll das im Strafverfahren nicht 
gelten, vielmehr das eingetragene Warenzeichen den ſtrafrecht⸗ 
lichen Schutz unbedingt genießen, ſolange es nicht gelöſcht iſt. 
Der Zwieſpalt, der hier zwiſchen der zivilrechtlichen und der 
ſtrafrechtlichen Behandlung eines ſtreiligen Warenzeichens ge— 
ſchaffen wird, erſcheint recht mißlich. Es liegt auch kein zwin— 
gender Grund dafür vor. Die Strafverfolgung tritt nur auf 
Antrag ein. Soll derjenige, der materiell kein Recht aus der 
Eintragung herleiten darf, trotzdem zum Strafantrage berechtigt 
ſein? Folgerichtig müßte man ihm dann auch das Recht auf 
die Buße nach § 18 des Geſetzes einräumen, und der Straf: 
richter wäre gezwungen, eine Entſchädigung zuzuſprechen, die 
der Antragſteller im Zivilprozeß niemals erſtreiten könnte. Der 
Hinweis des RG. auf die Möglichkeit der Ausſetzung des Straf— 
verfahrens nach 8 261 SPD. bis zur Entſcheidung über den 
Löſchungsanſpruch beſeitigt die vorſtehenden Bedenken nicht und 
it auch nicht zutreffend. Gerade $ 261 StPO. verlangt im 
Abſ. 1 grundſätzlich, daß der Strafrichter auch über das 
bürgerliche Rechtsverhältnis, von deſſen Beurteilung die 
Strafbarkeit abhängt, ſelbſt entſcheiden ſoll. Er iſt nach Abſ. 2 
befugt, aber keineswegs verpflichtet, die Entſcheidung dem Zivil⸗ 
richter zu überlaſſen. 

Literaturſchutzgeſetz vom 19. Juni 1901. Die Ent⸗ 
ſcheidung Nr. 16 nimmt auf Grund der Geſchichte und der 
Tendenz des Geſetzes, die auf möglichſte Erweiterung des Ur⸗ 
heberſchutzes geht, an, daß der Begriff des gewerbsmäßigen 
Verbreitens ($ 11) auch das gewerbsmäßige Feilhalten umfaßt. 
Ebenſo auch für § 15 Kunſtſchutz S. vom 9. Januar 1907, obwohl 
in beiden Geſetzen das Feilhalten nicht ausdrücklich erwähnt iſt. 

Geſchäftliche Vordrucke gelten nach ſtändiger Rechtſprechung 
als Schriftſtücke im Sinne des 8 1 des Geſetzes, falls ſie nicht 
bloß den Charakter einer mechaniſchen Zuſammenſtellung haben, 
ſondern auf einer eigenen geiſtigen Urhebertätigkeit beruhen. 
In Übereinſtimmung hiermit iſt in Nr. 45 dem Formular für 
Abonnementsbeſtellungen einer Auskunftei der Schutz des 8 1 
des Geſetzes zugeſprochen. 

Geſetz gegen unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 
1909. Zu 8 8 des Geſetzes hatte der IV. StS. es in 
NGSt. 44, 61, für zuläſſig erklärt, nach Ankündigung eines 
Ausverkaufs in einem Zweiggeſchäft Waren aus dem Haupt⸗ 
geſchäft herbeizuſchaffen. Nachdem dieſer Standpunkt ſchon in 
den Urteilen des III. und V. StS. in RGSt. 45, 168 und 314 
eine Verſchiebung erlitten hatte (vgl. IW. 1912, 980), wird er 
jetzt vom IV. StS. in Nr. 66 unſeres Bandes gänzlich auf: 
gegeben und mit eingehender Begründung im vollſten Gegenſatze 
zu der früheren Entſcheidung das Herbeiſchaffen von Waren aus 
dem Hauptgeſchäft — ſogar an demſelben Orte und aus einem 
für beide Geſchäfte gemeinſamen Lager — als unzuläſſiges 
Nachſchieben erklärt. Ein eklatanter Fall zweier widerſprechender 
Entſcheidungen des höchſten Gerichtshofs! 
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Wer ſich bei Anpreiſung von Waren „Apotheker“ nennt, 
ohne die entſprechende Approbation zu beſitzen, verſtößt gegen 
5 4 des Geſetzes, da die Bezeichnung als Apotheker — ebenſo 
wie die als Arzt — geeignet iſt, den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots zu erwecken. Nicht entſcheidend iſt hierbei, 
ob die Bezeichnung „Apotheker“ — wie dies für den „Rechts⸗ 
anwalt“ angenommen iſt — als Titel im Rechtsſinne an⸗ 
zuſehen iſt, und ſelbſt ein formales Recht auf einen Titel ſchließt 
das Vorliegen eines Verſtoßes gegen § 4 nicht aus, wenn im 
übrigen deſſen Vorausſetzungen vorliegen (Nr. 85). 

Einen Fall unlauteren Wettbewerbs durch Aufnahme von 
ſogenannten „Füllinſeraten“ ſeitens eines Zeitungsverlegers be⸗ 
handelt Nr. 122. Der eigenmächtige Abdruck von Inſeraten 
aus fremden Blättern wird im Anſchluß an die zivilrechtliche 
Rechtſprechung, namentlich RGZ. 73, 267, für unzuläſſig erklärt, 
und zwar auf Grund des § 5 Abſ. 2 des Geſetzes, inſofern 
darin eine Veranſtaltung der dort erwähnten Art liegt. Der 
Anſchein des beſonders günſtigen Angebots und die Irreführung 
werden darin gefunden, daß im Publikum der Glaube erweckt 
wird, es handle ſich um eine mit Inſeraten reich bedachte und 
viel geleſene Zeitung. 

In anologer Anwendung der Grundſätze, die in RGZ. 60, 418 
für die Legitimation der gewerblichen Verbände zur Unterlaſſungs⸗ 
klage aufgeſtellt find, wird in Nr. 85 auch das Strafantrags⸗ 
recht eines ſolchen Verbandes davon abhängig gemacht, daß er 
zur Zeit der Zuwiderhandlung ſchon beſtanden hat. 


Die Mahnporti fallen nicht unter Verzugsſchaden. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Fraeb, Marburg a. L. 


In meinem Aufſatz „Die Zubilligung der Mahnporti im 
Mahnverfahren“ (JW. 1912, 776 ff.) habe ich ausgeführt, das 
Stillſchweigen des Schuldners auf ein Mahnſchreiben des 
Gläubigers ſei als Anerkennung des Anſpruches durch Nicht⸗ 
beſtreiten aufzufaſſen. Wie denn auch der Geſetzgeber beim 
nicht erfolgten Widerſpruche gegen den Zahlungsbefehl unter⸗ 
ſtelle, daß der Schuldner nicht beſtreiten wolle, ſo werde 
Schweigen auf Mahnbriefe im kauſmänniſchen Handel, aber 
auch im übrigen bürgerlichen Verkehr in dieſer Weiſe ein⸗ 
geſchätzt. Der Gläubiger, der fo durch die provozierte ſtill⸗ 
ſchweigende Anerkennung des Schuldners die Verjährung ſeiner 
Forderung unterbrochen habe, gebe unter Umſtänden mit ſeinen 
Mahnungen durch konkludente Handlungen gleichfalls rechts⸗ 
erhebliche Erklärungen ab. Das Verhalten des nichtleiſtenden 
und auf Mahnung ſchweigenden Schuldners laufe darauf 
hinaus, vom Gläubiger eine Stundung zu erreichen. In der 
Mahnung des Gläubigers eine Zeitlang nach Fälligkeit könne 
Anter Umſtänden ein Verzicht auf die bereits entſtandenen Ver⸗ 
been und eine Genehmigung der vom Schuldner de facto 
ee Stundung erblickt werden, ſo daß durch eine 
ſolche vorläufige, zeitlich nicht abgegrenzte Stundung die Ver⸗ 
jährung der Forderung gemäß 8 202 gehemmt wäre. 

8 Dieſe Gedankengänge ſind neuerdings von Hoffmann 
(JW. 1913, 127) als gekünſtelt und nicht erforderlich bezeichnet 
worden. Sie ſeien aber auch unrichtig; abgeſehen von anderen 


Bedenken ſollen fie notwendigerweiſe zu zwei Rechtsſätzen 
führen, die mit dem geltenden Rechte in Widerſpruch ſtünden. 
Nämlich: 

1. Die Stundung iſt ein Vertrag, bei dem der Gläubiger 
an das Weſentliche des Vertrages — die Stundung 
— nicht gebunden iſt. Nehme man an, daß, wie ich 
lehre, in dem einſtweiligen Nichtvorgehen des 
Gläubigers eine Annahme des Stundungsantrages 
liege, ſo könne der Gläubiger dieſem Vertrage jeder⸗ 
zeit nach Belieben durch eine neue Mahnung ein 
Ende bereiten. 

„Wiederholte Mahnungen unterbrechen die Verjährung, 
denn im Stillſchweigen des Schuldners auf eine 
Mahnung liege nach mir eine Anerkennung des An⸗ 
ſpruchs. Schon aus dieſen beiden Gründen dürften 
meine Ausführungen abzulehnen ſein. 

Den Satz zu 1 habe ich nicht aufgeſtellt und beſtreite, 
daß er aus meinen Ausführungen zu entnehmen iſt. Ein Anlaß 
zu einer Begriffsbeſtimmung der Stundung lag für mich nicht 
vor. Ich habe vielmehr ausgeführt, daß der Schuldner dem 
Gläubiger die Stundung aufoktroyiere, ſo daß durch Genehmi⸗ 
gung des Gläubigers ein Stundungsvertrag zuſtande kommt. 
Bei mehrfachen Mahnungen, die nach der erſten zur Inverzug⸗ 
ſetzung erforderlichen erfolgen, provoziere der Gläubiger die 
Anerkennung der neu hinzugetretenen Verzugsſchuld und ge⸗ 
nehmige auch deren Stundung von Mahnung zu Mahnung. 

Ich habe alſo lediglich von „genehmigten“ Stundungs⸗ 
verträgen im Sinne des $ 184 BGB. geſprochen, die de facto 
vom Schuldner bereits verwirklicht ſeien. Demnach kann nicht 
die Rede davon ſein, daß der Gläubiger an die (von ihm ge⸗ 
nehmigte) Stundung nicht gebunden ſei und dem Vertrage 
jederzeit nach Belieben durch eine neue Mahnung ein Ende 
bereiten könne. Vielmehr ſteht es hiernach dem Gläubiger 
ſelbſtverſtändlich nur frei, auch weitere vom Schuldner herbei⸗ 
geführte Stundungen zu genehmigen oder aber durch Nicht: 
genehmigung ſeines Verhaltens der weiteren Verzögerung ein 
Ende zu bereiten. 

Ob es zudem richtig iſt, daß der unter 1 herausgeſtellte 
Satz von Hoffmann dem geltenden Recht widerſpricht, braucht 
hier nicht unterſucht zu werden. Es ſei lediglich auf eine Ent⸗ 
ſcheidung des RG. verwieſen (JW. 1908 S. 711 Ziff. 3), 
wonach ein gegenſeitiger Vertrag, welcher mit der Beſtimmung 
geſchloſſen wird, daß der Vertragſchließende an ihn nur ges 
bunden ſei, wenn er wolle, für den anderen bindend iſt. 

Bezüglich des 2. Satzes habe ich nur feſtzuſtellen, daß ich 
niemals einen neuen ſelbſtändigen Unterbrechungsgrund der 
Verjährung dahin aufgeſtellt habe, daß dazu wiederholte 
Mahnungen des Gläubigers genügten. Ich habe im Gegenteil 
ſogar hervorgehoben, daß die Mahnung in der weiteren 
Wirkung des Zahlungsbefehles nach 8 209 BGB. dieſem nicht 
gleichſteht, und daß der Gläubiger durch die provozierte ſtill⸗ 
ſchweigende Anerkennung des Schuldners die Verjährung unter⸗ 
brochen hat. Das anerkennende Verhalten des Schuldners, 
nicht aber die Mahnungen des Gläubigers erſcheinen danach 
als die rechtserheblichen Unterbrechungstatſachen. Zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung durch Anerkenntnis genügt aber nach 
NG. 78, 130 ff. jede ausdrückliche oder ſtillſchweigende dem 
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Berechtigten gegenüber erfolgende Kundgebung, aus der die 
Überzeugung des Verpflichteten von dem Beſtehen des An⸗ 
ſpruches erhellt (vgl. RG. 73, 131 ff.). Aus dem Gebote der 
Vertragstreue und aus der Notwendigkeit von Klarheit und 
Sicherheit im Rechtsverkehr ergibt ſich nach, Recht“ 1912 Nr. 1438, 
daß ein Vertragſchließender ſein Verhalten dem Vertrags⸗ 
gegner gegenüber derart einzurichten hat, daß es nicht zu 
Mißdeutungen Anlaß gibt, daß namentlich der Vertragsgegner 
dadurch (Schweigen) nicht irregeführt und nicht in die Lage 
verſetzt werden darf, die zur Wahrnehmung ſeiner Rechte dien⸗ 
lichen Schutzmaßregeln zu unterlaſſen. 

Die von mir angenommenen Stundungsverträge find unter 
Umſtänden dem allerdings nicht unangefochtenen Begriff der 
„Gefälligkeitsverträge“ unterzuordnen (vgl. v. Blume, R. 1908 
S. 649 ff., dagegen Krückmann, SeuffBl. 1909 S. 113 ff. und 
153 ff. und hierzu Hoeniger, Unterſuchungen zum Problem der 
gemiſchten Verträge, Mannheim und Leipzig 1910 Bd. I, 332 ff.). 

Zu Unrecht nimmt dann Hoffmann an, daß ich auch der 
Anſicht ſei, der Gläubiger habe die Koſten der erſten Mahnung 
zu tragen. Das Gegenteil ergibt ſich aus meinen Schluß: 
ausführungen (S. 778). 

Zu meinem Ergebnis der Zubilligung angemeſſener Porto⸗ 
auslagen uſw. für Mahnſchreiben, welches nach Hoffmann allein 
den Anforderungen des Lebens gerecht werde, ſoll man nach 
ihm ohne Zwang gelangen, wenn man die Mahnkoſten als 
Verzugsſchaden (8 286 BGB.) anſieht. Merkwürdigerweiſe 
werde dieſe Auffaſſung von verſchiedenen ohne Begründung von 
vornherein abgelehnt, wobei auf meine Ausführungen, wie 
diejenigen von Reinſch (DIZ. 1911, 334) und Hoppe (a. a. O. 
585) verwieſen wird. 

Demgegenüber muß ich betonen, daß in dem von mir 
angezogenen Aufſatz von Reinſch (S. 335) ausgeführt iſt, wenn 
die Mahnung lediglich zu dem Zwecke erfolge, um den Schuldner 
in Verzug zu ſetzen (§ 284), ſei der Schuldner für die Koſten 
nicht haftbar. Denn da der Schuldner erſt durch die Mahnung 
in Verzug komme, könnten die Koſten noch nicht zu dem durch 
den Verzug entſtehenden Schaden gehören (8 286). Dieſer 
Auffaſſung ſind Hoppe wie auch v. Bardeleben, dieſer wenig⸗ 
ſtens bezüglich des erſten Mahnſchreibens, wie auch ich bei⸗ 
getreten unter ausdrücklicher Benennung der von Reinſch auf⸗ 
geſtellten Anſicht. 

Hoffmann will den Einwand (vgl. LG. Gneſen, PoſMSchr. 
1911, 168), die Mahnkoſten ſeien keine unmittelbare Folge des 
Verzugs, ſondern nur eine mittelbare, und deshalb nicht er⸗ 
ſtattungsfähig, damit erledigen, daß er es für eine Frage der 
Zweckmäßigkeit hält, ob Veranlaſſung und Folge in einer derart 
engen Verbindung ſtehen, daß der Kauſalzuſammenhang als 
gewahrt anzuſehen iſt. 

Demgegenüber iſt darauf hinzuweiſen, daß es anerkannt 
ift und auch das RG. in ſtändiger Rechtſprechung daran feſt⸗ 
hält (vgl. JW. 1912, 4595), daß der natürliche Zuſammen⸗ 
hang mit ſeinen reichen und unüberſehbaren Verzweigungen 
jedenfalls in den Fällen nicht genügt, wo es ſich nur um 
mittelbare Folgen handelt. 

Es darf danach füglich bezweifelt werden, ob die von 
Hoffmann vorgeſchlagene, äußerſt allgemein gehaltene Löſung 
der Frage des Kauſalzuſammenhanges geeignet iſt, Licht in die 


erörterten Zweifel zu bringen. Nachdem ich mich bemüht habe, 
die wirtſchaftlichen Intereſſen beider Teile an den Mahnungen, 
Anerkennungen und Stundungen heranzuziehen und alsdann 
darauf die allgemein für die genannten Geſchäfte vom Geſetz 
getroffenen Regeln auch in dieſem Zuſammenhange zur Ans 
wendung zu bringen, glaube ich im übrigen gegen den erhobenen 
Vorwurf einer gekünſtelten Konſtruktion geſchützt zu ſein. Daß 
die Konſtruktion nicht ſo leicht iſt, wie Hoffmann annimmt, 
dürfte ſchon aus der wiederholten Erörterung, die die Frage 
gefunden hat, folgen. Als Beleg für die Richtigkeit des von 
mir (a. a. O. S. 778) aufgeſtellten Satzes, es handle ſich bei 
dem durch üble Gewohnheit zur Verkehrsſitte gewordenen 
Kreditieren und den als Schutzmittel gegen daraus für den 
Gläubiger drohende Gefahren gleichfalls zur Verkehrsſitte ge⸗ 
wordenen wiederholten Mahnungen um durch ſtillſchweigende 
Erklärungen oder konkludente Handlungen zum Abſchluß ge: 
brachte Nebenverträge über die Bewirkung der Leiſtung des 
Schuldners, ſei noch folgendes angeführt. Bürgel hat aus⸗ 
geführt (DRZ. 1913, 47), die für den Schuldner zu ſchaffende 
Möglichkeit, Zeit zur Bezahlung ſeiner Schulden zu gewinnen, 
ſei für ihn oft wichtiger als die Erlangung dieſer oder jener 
Kredite. Weiter hat Saar (DRZ. V, 90 f.) es als einen 
Verſtoß gegen das ökonomiſche Abe bezeichnet, daß das Geſetz 
dem Gläubiger geſtatte, unter verſchiedenen Wegen zur Bei⸗ 
treibung einer Forderung ohne weiteres den teuerſten zu wählen. 
Es ſei ein Gebot der ſozialen Moral, dem Schuldner keine 
größeren Koſten zu verurſachen, als es unbedingt zur Erreichung 
des Zweckes erforderlich iſt. Auch Warſchauer (DRZ. V, 
101) betont, es gelte, wirtſchaftliche Zweckmäßigkeitserwägungen 
anzuſtellen, auf welche Weiſe am ſicherſten und beſten dem 
Gläubiger zur Durchſetzung des ihm ſtaatlich zugewieſenen An⸗ 
ſpruchs verholfen werden kann, ohne daß der Schuldner ver⸗ 
nichtet wird. Mayer hat ferner (DRZ. V, 207) dargelegt, 
daß der Klagerhebung in den meiſten Fällen eine oder mehrere 
Mahnungen vorauszugehen pflegen, und hierbei meiſt klargeſtellt 
werde, ob und welche Einwendungen der Schuldner gegen die 
Forderung hat, ob es ihm lediglich um Ausſtand zu tun iſt, 
oder ob er den Anſpruch ſelbſt beſtreitet. Auch Lobe hat auf 
dem III. diesjährigen Richtertage (DRZ. V, 717) in feinem 
Referat u. a. ausgeführt, es pflege doch der gerichtlichen Geltend⸗ 
machung des fälligen Anſpruchs gemeiniglich eine Aufforderung 
vorauszugehen, ihn zu befriedigen, und aus dem Verhalten 
und den Erklärungen des in Anſpruch genommenen 
Schuldners werde ſich wohl unſchwer erkennen laſſen, 
aus welchen Gründen er die Befriedigung des Anſpruchs unter⸗ 
läßt, namentlich ob er ihn beſtreitet oder nicht. Deshalb ſei 
die Erhebung der Klage von dem Nachweiſe abhängig zu machen, 
daß der Schuldner das Recht des Klägers beſtreitet. Dieſer 
Nachweis werde zumeiſt durch Vorlegung von Schriftwechſel zu 
führen ſein, immer aber aus den Erklärungen des Schuldners 
in dem gegen ihn eingeleiteten Verfahren zur Beitreibung nicht⸗ 
ſtreitiger Forderungen ſich ſofort ergeben. Bei nichtſtreitigen 
Anſprüchen, d. h. ſolchen, bei denen bisher der Schuldner das 
Beſtehen des Rechts an ſich nicht beſtritten hat, ſeien Ein⸗ 
ziehungsämter auf genoſſenſchaftlicher Grundlage für zweckmäßig 
zu erachten, wie ſie Jung geſchaffen habe. Dieſer teilt aber 
mit (DRZ. V, 33), daß das Einziehungsamt ſich die For⸗ 
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derungen zedieren läßt und hiervon dem Schuldner mit dem 
Erſuchen Mitteilung macht, die Beträge zu zahlen oder geeignete 
Vorſchläge zu machen, in welcher Weiſe er beabſichtige, ſeine 
Verbindlichkeiten zu regeln. Schließlich hat neuerdings wieder 
Bürgel (DR. V, 847) gefordert, daß wir in Deutſchland 
die geſetzliche Möglichkeit für den Schuldner erhalten, wonach 
er auf Grund eines Machtſpruches der Richter eine Friſt erhält. 

Aus alledem folgt, daß es als höchſt erwünſcht zu be⸗ 
grüßen iſt, wenn das jetzt geltende Recht es dem Richter, der 
ſich bei ſeiner Auslegung und Anwendung ſorgſamer und ver⸗ 
ſtändnisvoller Intereſſenabwägung befleißigt, wenigſtens ermög⸗ 
licht, da, wo ein einſichtsvoller Gläubiger bereit iſt, dem von 
ihm erkannten Stundungsbedürfnis des Schuldners entsprechend 
und in Erfüllung ſeiner eigenen ſozialen und moraliſchen Ver⸗ 
pflichtung, billigſte Beitreibung ſeiner Forderung zu wählen, 
forderungsanerkennendes, wenn auch nur nicht mißzuverſtehendes 
ſtillſchweigendes, Verhalten des Schuldners mit Stundungs⸗ 
genehmigung zu belohnen, ſeinerſeits durch rechtliche Anerkennung 
des aus wirtſchaftlichem Bedürfniſſe eingeſchlagenen Beitreibungs⸗ 
weges nichts in den Weg zu legen. Dieſe Möglichkeit aufzu⸗ 
weiſen, war aber das Beſtreben meiner früheren Ausführungen. 


Das Gerichtskoſteumarkenbuch. 
Von Juſtizrat Werner, Magdeburg. 


Das Gerichtskoſtenmarkenbuch iſt in zweiter Auflage im 
Verlage von R. von Decker, Berlin, erſchienen; die neue Auf⸗ 
lage iſt dadurch verbeſſert, daß die Zahl der für die Anwälte 
und Notare praktiſch wichtigen Gerichtskoſtentabellen vermehrt 
iſt. Der Preis iſt um ein geringes, um 50 , auf 2 
erhöht. 

Die Anſchaffung des Buchs kann den Bureaus der Anwälte 
und Notare nicht warm genug empfohlen werden, denn es er⸗ 
leichtert und fördert die Verwendung von Koſtenmarken und 
trägt dadurch dazu bei, Arbeit, Zeit, Ausgaben und Arger zu 
ſparen. 

Die Anſchaffung des Buchs iſt aber auch Anwälten und 
Notaren, welche keine Koſtenmarken werwenden wollen, ſehr zu 
empfehlen, weil das Buch ihnen in vielen Fällen, in welchen 
die Kenntnis der Höhe der Gerichtskoſten von Wichtigkeit iſt, 
dieſe Kenntnis durch ſeine überſichtlich geordneten und leicht 
aufzuſchlagenden Tabellen raſch und richtig verſchaffen wird. 
Das Buch enthält jetzt die Tabellen der Gerichtskoſten 
einſchließlich der Pauſchſätze aus den Gebieten: 

der Zivilprozeßordnung für den Zahlungs⸗ und Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl, für die Zurücknahme der Klage 
vor ſtreitiger Verhandlung, für den Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß, für den Vorſchuß in der Berufungsinſtarz, 
für den Einſtellungsbeſchluß in Interventionsſachen, 

5 und für den Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß, 

es Strafprozeſſes für den vom Privatkläger zu leiſtenden 
Vorſchuß, 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit, alſo die Notare be⸗ 
ſonders intereffierend, für die Eintragung und Ab⸗ 
tretung einer Briefhypothek, für die Löſchung einer 
Hypothek, für die amtliche Verwahrung eines Teſta⸗ 


ments, für die Erteilung eines Erbſcheins, für den 
Auflaſſungsvorſchuß und für die Erteilung von Handels⸗ 
regiſterauszügen. 
Die Verwendung von Koſtenmarken hat ſich auf dem Gebiet 
des Zivilprozeſſes in den Fällen, für welche das Buch Tabellen 
bringt, ſehr bewährt, ebenſo bei Berichtigung des Auslagen⸗ 
vorſchuſſes für Zeugen und Sachverſtändige, wenn von ſeiner 
Einzahlung die Ladung abhängig gemacht worden iſt. 

Ein Beiſpiel läßt erkennen, welche Erſparniſſe an Arbeit, 
Zeit, Geld und Arger durch die Verwendung von Koſtenmarken 
erzielt werden können. 

Zahlt zum Beiſpiel der Beklagte vor dem Termin zu 
Händen des klägeriſchen Anwalts Hauptforderung und Koſten, 
ſo wird von ihm ſtets die Gerichtsgebühr für Zurücknahme der 
Klage vor ftreitiger Verhandlung in Höhe von Yıo nebſt Pauſchſatz 
miterhoben; wenn Koſtenmarken nicht verwendet werden, wird 
unſer Bureau die erhobene Gerichtsgebühr entweder dem Kläger 
zugleich mit der Hauptforderung überſenden oder vorläufig in 
Verwahrung nehmen; darauf wird dem Gericht die Klagerück⸗ 
nahme überreicht, der Gerichtsſchreiber legt die Akten vor, ſtellt 
die Koſtenberechnung auf, gibt ſie an die Gerichtskaſſe ab, dieſe 
bucht den Koſtenbetrag, ſchreibt die Koſtenrechnung aus und 
ſendet ſie an den Kläger und erhebt meiſtens dabei unter Nach⸗ 
nahme den Rechnungsbetrag, andernfalls muß der Kläger den 
Rechnungsbetrag auf irgendeinem Wege, unter Umſtänden mit 
Aufwendung von Porto, der Gerichtskaſſe zugehen laſſen; hatte 
der klägeriſche Anwalt die von dem Beklagten bezahlte Gerichts⸗ 
gebühr in Verwahrung behalten, ſo muß der Kläger die Koſten⸗ 
rechnung nach Zahlung ſeinem Anwalt übermitteln, unter Um⸗ 
ſtänden mit Porto, und erhält darauf endlich von ſeinem Anwalt, 
unter Umſtänden wieder mit Porto, die verwahrte Gerichts⸗ 
gebühr. 

Dieſe umſtändliche, zeitraubende Arbeit und das mehrfache 
Porto wird vermieden, wenn das Anwaltsbureau zu der Klage⸗ 
rücknahme, welche es dem Gericht überreicht, Koſtenmarken in 
Höhe der Gerichtsgebühr nebſt Pauſchſatz und erforderlichenfalls 
in Höhe des zu den Gebührenkoſten zu berechnenden Vollmachts⸗ 
ſtempels verwendet; aus der Tabelle des Buchs für Klagerück⸗ 
nahme erſieht das Bureau in einem Augenblick den Betrag, zu 
welchem Koſtenmarken zu verwenden ſind. 

Die Entwertung der Marken iſt nicht notwendig, ſie kann 
aber dadurch geſchehen, daß auf jede Marke handſchriftlich oder 
durch Stempel der Name des Anwalts geſetzt wird. 

Geht die Klagerücknahme mit den Koſtenmarken bei Gericht 
ein, ſo kann der Gerichtsſchreiber ſofort die Weglegung der 
Akten verfügen, denn auch für das Gericht iſt nunmehr alles 
erledigt. 

Unter Umſtänden kann ſogar noch die Einreichung der 
Klagerücknahme geſpart werden; werden nämlich bei Einreichung 
einer Klage zur Gerichtsabſchrift derſelben Koſtenmarken in Höhe 
von Yo der Gerichtsgebühr nebſt Pauſchſatz, das iſt die Gebühr 
für Klagerücknahme vor ſtreitiger Verhandlung, verwendet, fo 
braucht eine Klagerücknahme dem Gericht nicht überreicht zu 
werden, wenn der Beklagte vor dem Termin Hauptforderung 
und Koſten bezahlt; wird dann der Termin nicht wahrgenommen, 
und gehen innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt nach dem Termin 
bei Gericht keine neuen Anträge ein, ſo legt der Gerichtsſchreiber 
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die Akten vor und verfügt ſofort ihre Weglegung, weil die zu 
erhebende Gebühr nebſt Pauſchſatz durch die verwendeten Koſten⸗ 
marken bereits berichtigt iſt. Die Einzahlung der Klagerück⸗ 
nahmegebühr gleich bei Einreichung der Klage iſt beſonders in 
einfachen auswärtigen Amtsgerichtsſachen empfehlenswert. 

Genau ſo umſtändlich, zeitraubend und koſtſpielig wie bei 
der Klagerücknahme, ſpielt ſich die Zahlung und Erſtattung der 
Gerichtskoſten bei Erlaß von Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen ab, 
wenn Koſtenmarken bei Stellung des Antrages nicht ver⸗ 
wendet werden. 

Sehr praktiſch erweiſt ſich die Verwendung von Koften- 
marken auch, wenn die Gerichtskoſten unter Vorbehalt des 
Zahlungsnachweiſes feſtgeſetzt ſind. Dieſer Nachweis kann 
nämlich häufig erſt nach Wochen geführt werden, nachdem die 
Gerichtskoſtenrechnung den Weg von der Gerichtsſchreiberei über 
die Gerichtskaſſe zur Partei und von dieſer mit dem Zahlungs⸗ 
nachweis zum Anwalt zurückgelegt hat; dagegen läßt ſich der 
Zahlungsnachweis ſofort erbringen, wenn der Anwalt den Feſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß dem Gericht mit dem Antrage zurückreicht, den 
Vorbehalt zu ſtreichen, und wenn er zu dieſem Antrage Koſten⸗ 
marken in Höhe der feſtgeſetzten Gerichtskoſten verwendet. 

Beſonders wichtig iſt die Verwendung von Koſtenmarken 
für die Notare. 

Vom Gericht wird bei Eintragung von Briefhypotheken 
und bei Eintragung der Abtretung von Briefhypotheken die 
Ausfolgung des Hypothekenbriefs an den Gläubiger von der 
Entrichtung der entſtandenen Gerichtskoſten abhängig gemacht; 
geht nun erſt die Rechnung von dem Gerichtsſchreiber an die 
Gerichtskaſſe und von dieſer an den Zahlungspflichtigen, ſo wird 
ſchon dadurch die Ausfolgung des Briefs erheblich verzögert; 
dazu kommt, daß ſehr häufig der Zahlungspflichtige die Koſten 
nicht pünktlich zahlt oder nicht zahlen will oder kann, der 
Gläubiger wartet dann vergeblich auf den Eingang des 
Hypothekenbriefs, ſchließlich erinnert er bei dem Notar und 
dieſer ftellt feſt, daß die Nichtberichtigung der Koſten Schuld 
an der Verzögerung trägt, und nunmehr wird der Zahlungs⸗ 
pflichtige erinnert; oft muß ſogar der Gläubiger die Koſten ver⸗ 
legen, um nur endlich in den Beſitz des Hypothekenbriefs zu kommen. 

Wird aber ſofort bei dem Notariatsakt die Gerichtsgebühr 
nebſt Pauſchſatz von dem Notar mit ſeinen Gebühren und 
Auslagen berechnet und erhoben und in Koſtenmarken zu dem 
Eintragungsantrag verwendet, ſo kann die Ausfolgung des 
Hypothekenbriefs unmittelbar von dem Gerichtsſchreiber verfügt 
werden, und die Abgabe des Briefs an die Kaſſe unterbleibt; 
der Zahlungspflichtige erhält meiſtens gelegentlich des Notariats⸗ 
akts die Valuta und wird angeſichts derſelben und angeſichts ſeines 
Gläubigers ohne Weiteres die Gerichtsgebühr ſofort bezahlen. 

Auch die Ausfolgung eines beantragten Erbſcheins wird 
beſchleunigt, wenn zu dem Antrage auf ſeine Erteilung Koſten⸗ 
marken verwendet werden und nicht erſt der Eingang und die 
Berichtigung der Gerichtskoſtenrechnung abgewartet werden muß. 

Endlich legt mancher Erblaſſer darauf Gewicht, daß ſeine 
Familie und ſeine Hausgenoſſen nichts von der Errichtung ſeines 
Teſtaments erfahren; es iſt ihm dann ftets ſehr unangenehm, 
wenn die Gerichtskoſtenrechnung in ſeiner Wohnung eingeht und 
aus ihr von jedermann erſehen werden kann, daß er ein 
Teſtament dem Gericht zur Verwahrung übergeben; dies wird 


vermieden, wenn zu dem Antrage auf Verwahrung des Teſtaments 
die Gerichtsgebühr in Koſtenmarken ſofort verwendet wird. 

Die Juſtizverwaltung erſpart durch die Koſtenmarken jährlich 
erhebliche Arbeit, aber ſie hat es bisher nicht verſtanden, 
genügend das Intereſſe der Bevölkerung über die Koſtenmarken 
zu wecken. In der letzten Zeit iſt jedoch manches geſchehen, 
um die Marken in Aufſchwung zu bringen, ſo namentlich durch 
Errichtung von Markenverkaufsſtellen. Dem Zwiſchenhändler 
werden von dem Umſatz 2 Prozent bewilligt. In Magdeburg 
hat der Anwaltsdiener eine Verkaufsſtelle und dadurch eine nicht 
unerhebliche Nebeneinnahme. Es dürfte ſich empfehlen, überall 
da, wo die Kollegen einen eigenen Anwaltsdiener haben, dieſen 
zu veranlaſſen, ſich um eine Markenverkaufsſtelle zu bewerben. 

Zu fördern iſt aber auch eine andere Art des Marken⸗ 
verkaufs. Der Verein der Bureauvorſteher der Berliner Rechts— 
anwälte und Notare hat im Intereſſe ſeiner Unterſtützungskaſſe 
einen Koſtenmarkenvertrieb eingerichtet. Es fragt ſich, ob nicht 
dieſe anſcheinend unbedeutende Einnahme aus dem Vertrieb von 
Koſtenmarken der Hülfskaſſe Deutſcher Rechtsanwälte vor⸗ 
zubehalten iſt unter Beteiligung der Bureauvorſteherhilfs⸗ 
kaſſen. Ich ſelbſt habe im Jahre 1912 zirka 3000 % Koſten⸗ 
marken verwendet, und das läßt ſich erheblich ſteigern. Wenn 
die Koſtenmarke ſich durchſetzt, wird ſie ſicherlich auch von den 
anderen Bundesſtaaten eingeführt werden. Legt man auch nur 
einen Koſtenmarkenverbrauch von 1000 % für den einzelnen 
Anwalt zugrunde, ſo würden der Hülfskaſſe aus der Praxis 
eines jeden Anwalts 20 % zugeführt werden können, das wäre 
bei 13 000 Anwälten eine Einnahme von 260 000 & jährlich. 
Eine ſolche Einnahme würde es geſtatten, in ganz anderer Weiſe 
als bisher für Witwen und Waiſen und für in Not geratene 
Kollegen einzutreten. Gewiß, es wird nicht leicht ſein, dieſen 
Schatz für die Hülfskaſſe zu heben. Aber das Ziel iſt fo groß, 
daß ein Verſuch wohl gemacht werden ſollte. 


Die Umfrage der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Ver⸗ 
einigung und die Überfüllung. 
I. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 

Der Zweck der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Vereinigung war, 
in gewiſſer Beſchränkung die Würzburger Beſchlüſſe aufzuheben. 
Nach den Darlegungen ihrer Führer erſtrebte ſie nicht den 
numerus elausus im Sinne des Anſtellungsprinzips, ſondern 
wollte unter Feſthaltung des Prinzips der freien Advokatur die 
behauptete Fülle durch Anderung der Zulaſſungsbedingungen 
mindern. Der Vertretertag hat, trotzdem die Vertreter der 
Vereinigung den Nachweis der Überfüllung zu wiederholen ver⸗ 
ſuchten, mit großer Majorität erklärt, daß die Umfrage und 
ihr Erfolg keine Veranlaſſung gäbe, einen neuen außerordent⸗ 
lichen Anwaltstag zu berufen, auch der neue Beſchluß der 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Vereinigung will nur auf dem Wege der 
Werbung und Vereinigung mit gleichgeſinnten Verbänden das 
Ziel erreichen.) 


1) Auch der Verein der Amtsgerichtsanwälte hat am gleichen Tage 
in Breslau die Theſe, daß eine Überfüllung exiſtiere, angenommen 
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Zunächſt bleibt im dunkeln, was die 6000 gewollt, die 
jene Umfrage bejahend unterſchrieben. Weder Noeſt, noch 
Schwering, noch Meyerowitz wollen das berufene Organ ent⸗ 
ſcheiden laſſen, jeder ſetzt einen anderen Vorſchlag an die Stelle 
der jetzigen Verhältniſſe. Ja bei der Allgemeinheit der Frage⸗ 
ſtellung laſſen ſich neben dieſen drei Vorſchlägen noch viele 
andere unter den Rahmen der Umfrage bringen, ſo daß die 
heterogenſten Meinungen hier unter dem allgemeinen Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch, daß der jetzige Zuſtand wegen der Überfüllung 
nicht weiterbeſtehen dürfe, vereinigt ſind. Die Anfrage hatte 
das Thema probandum, ob es überhaupt Zulaſſungs⸗ 
beſchränkungen gäbe, welche weder die Freizügigkeit noch die 
Unabhängigkeit antaſten, noch die Hintanſetzung aus politiſch 
konfeſſionellen Beweggründen zulaſſen, als bewieſen voraus⸗ 
geſetzt, ſo daß jeder, ſelbſt der Anhänger der freien Advokatur, 
der von einer feſtſtehenden Überfüllung ausging und die Mög- 
lichkeit jenes Beweiſes nicht in Abrede ſtellen wollte, zur Be⸗ 
jahung veranlaßt werden mußte. 

Aber wie weit ſind die Unterſchiede! 

Die Divergenz zwiſchen Meyerowitz, der das Syſtem der 
freien Berufswahl durch die Anſtellung erſetzen will, und 
Schwering, der eine Wartezeit für jeden Anwalt einführen 
will, iſt viel größer, als der Unterſchied zwiſchen Schwerings 
oder gar Bilſchowskis Vorſchlag und den Anhängern der un⸗ 
bedingten freien Advokatur. Der Schweringſche Vorſchlag gilt 
uns ſchon deshalb nicht für annehmbar, weil er der behaupteten 
Überfüllung in keiner Weiſe ſteuert, aber er läßt ſich doch allen⸗ 
falls begrifflich noch mit dem Weſen der freien Advokatur ver⸗ 
einigen, weil er wenigſtens theoretiſch jedem die Möglichkeit 
gewährt, nach beſtimmten von ihm zu überſehenden Voraus⸗ 
ſetzungen dem Beruf zu folgen. Aber neben dieſen würden bei 
einer offenen Abſtimmung noch zwei andere Kategorien vielleicht 
zu entdecken ſein. Erſtens die, welchen der einzelne Vorſchlag 
gleichgültig erſcheint, denen es nur um eine Abänderung zu tun 
iſt, dann die, welche irgendeine andere, uns noch nicht genannte 
Beſchränkung im Auge haben. 

Die Umfrage gibt uns alſo kein Bild, was die 6000 
poſitiv wollten, wie hoch die Anhänger der verſchiedenen er⸗ 
wähnten Kategorien ſind. 


Eine unerwünſchte Folge hat aber der Erfolg in der 
Offentlichkeit gehabt. Hier wird nicht unterſchieden, die Ab⸗ 
ſtimmung ſo aufgefaßt, als ob die Anwaltſchaft ihre Anſicht 
über die Prinzipien der freien Advokatur geändert hat, und 
jetzt nach der Geſchloſſenheit ſtrebe, während das nach der 
Standesauffaſſung der Vereinigung doch anſcheinend nicht ſein 
10 Di der Senatspräſident Viezens Schreibt, daß der Be⸗ 
1 5 8 es Anwaltstages von Würzburg „über den numerus 
er 5 einer vernichtenden Mehrheit von 6000 gegen 900 
Be beſ 17 rheiniſch⸗ weſtfäliſchen Anwälten verfaßte Ab⸗ 
Eu En igt ſei“. Und dieſes Reſultat ſehe ich als die 
Die öffentli . le der Prozeßtaktik der Umfrage an. 
ass; ur einung wird dadurch irregeführt und glaubt, 

5 die Anwaltſchaft ihre Standesauffaſſung geändert hat. 
. Folge wird die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Vereinigung auf 
ihr Konto ſchreiben müſſen. Freilich gelangt man auch an 
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Hand der Noeſtſchen Artikel zu Zweifeln, ob nicht eine bewußte 
Aufgabe dieſes Gutes vorliegt. Denn Noeſt begründet die 
Notwendigkeit ſeines Vorſchlages ſelbſt mit dem Gedankengange, 
daß das Grundprinzip der Gebührenordnung, dem voll 
beſchäftigten Anwalt ein angemeſſenes Entgelt zu ſchaffen, da⸗ 
hin führen müſſe, daß gegen Überfüllung Kautelen geſchaffen 
werden, wer bewußt die Möglichkeit der Überfüllung zulaſſe, 
müſſe auch für eine Gebührenordnung Sorge tragen, die der 
übergroßen Zahl ein durchſchnittlich ſtandesgemäßes Aus⸗ 
kommen gewährt. Eine Geſetzgebung mit freier Advokatur 
dürfe nicht eine Gebührentaxe aufftellen, die nur fo viele Anz 
wälte zu erhalten beſtimmt ſei, als volle Veſchäftigung finden. 

Dieſe Sätze ſind nur aus einer vollſtändigen Abwendung 
von dem Prinzip der freien Advokatur oder überhaupt nicht zu 
erklären. Man kann bei der Bejahung der Überfüllung Kautelen 
fordern, weil die Aberfüllung dahin führen kann, daß zu viele 
ihren Unterhalt nicht verdienen, und der Stand durch die Folge 
entwertet werde. Aber man kann die Geſchloſſenheit der Zahl 
nicht aus dem Prinzip des Gebührentarifs ableiten. 

Die Noeſtſchen Gründe führen weiter zu dem Mißverſtändnis, 
als ob Noeſt lediglich die Überfüllung als Grund des vor⸗ 
handenen Notſtandes anſieht. Den Faktor des mangelhaften 
Entgelts läßt er vollſtändig beiſeite. Mancher könnte daraus 
ſchließen, er wolle von dem Standpunkt der Anwaltſchaft, daß 
das Entgelt nicht mehr ausreichend ſei, abweichen, und ſo wird 
nun auch von einem großen Teil des Publikums der 
Inhalt der Umfrage bewertet; man ſagt, es ſteht feſt, daß zu 
viele Anwälte da ſind, man ſchränke die Zahl ein und damit 
iſt der Notſtand beſeitigt. 


Nun habe ich ſchon im Jahre 1911, JW. 15. September, 
den ziffernmäßigen Nachweis zu bringen verſucht, daß eine er⸗ 
hebliche Überfüllung bis zur Novelle nicht vorlag. Für die 
Überfüllung, wie ich fie verſtehe, kommt es lediglich darauf an, 
ob die Arbeitslaſt und die Arbeitsfülle, wenn man ſie auf die 
geſamte Anwaltſchaft verteilt, den Stand nicht mehr im Durch⸗ 
ſchnitt angemeſſen beſchäftigt erſcheinen läßt. Es wird immer 
einzelne Anwälte geben, die eine Arbeitszeit von 12 Stunden, 
und ſolche, die eine Arbeitszeit von 4 Stunden haben. 

Alle ſind einig, daß bei Einführung der freien Advokatur 
und in den erſten Jahren nach derſelben eine Überfüllung in 
dieſem Sinne nicht exiſtierte. Hat ſich die Zahl der Anwälte 
mehr als die Arbeitsbelaſtung ſo vermehrt, daß die Arbeitslaſt 
des einzelnen im Durchſchnitt erheblich heruntergegangen iſt? 
und wie läßt ſich der Grad der Arbeitsbelaſtung meſſen? 

Bei manchen Anwälten liegt freilich eine beſondere nicht 
meßbare Arbeitsbelaſtung vor. Die Vetätigung als Verteidiger, 
die Tätigkeit in Syndikaten, in Spezialfächern läßt ſich nicht 
ſo kontrollieren wie die Wahrnehmung der Prozeſſe. Ebenſo 
wird auch die Tätigkeit des Anwalts dort, wo Notariat und 
Prozeßtätigkeit vereinigt find, zum Teil durch das Notariat ab⸗ 
ſorbiert. Aber wenn man erwägt, daß die Tätigkeit der 
Spezialiſten erheblich gewachſen iſt, daß die alleinige Be⸗ 
ſchäftigung mit Strafpraxis ſich weſentlich auf die Großſtädte 
beſchränkt, ſo wird man jedenfalls für die Landgerichtsanwalt⸗ 
ſchaft die Verminderung der Arbeitsbelaſtung nach dem Ver⸗ 
hältnis der kontradiktoriſchen Prozeſſe, die ſie zu führen hat, 
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bemeſſen können. Im Durchſchnitt zieht auch die Prozeßklientel 
den Anwalt ſonſt zu Rate, und die Beſchäftigung mit Straf⸗ 
ſachen einfacher Art, Privatklagen fällt nicht weſentlich ins 
Gewicht.“) 

In jenem Aufſatze ſtellte ich nun für die Landgerichts⸗ 
anwaltſchaft die Zahl der kontradiktoriſchen Mandate am LG. 
und am AG. ihres Landgerichtsorts feſt. Die erſten ergaben 
ſich genau aus der Juſtizſtatiſtik, mindeſtens als die Zahl der 
kontradiktoriſchen Urteile und gerichtlichen Vergleiche. Für die 
Amtsgerichtsſachen mußte man die Ziffern des AG. am Land⸗ 
gerichtsort feſtſtellen. Die Statiſtik von 1908 hatte für Preußen 
dies getan. Dieſer Prozentſatz allein konnte zugrunde gelegt 
werden, obwohl er für die frühere Zeit ungenau war, weil das 
Wachstum der kontradiktoriſchen Prozeſſe in den größeren Ver⸗ 
kehrszentren, zu denen dieſe Städte gehören, erheblicher war 
als anderswo. Wenn man dieſen Anteil alſo zugrunde legte, 
ſo war man ſicher, daß man der Landgerichtsanwaltſchaft für 
die früheren Jahre mehr Arbeitslaſt zuwies; die Rechnung war 
alſo für unſern Zweck übervorſichtig. Weiter war die Be⸗ 
teiligung der Anwälte an den Amtsgerichtsprozeſſen überhaupt 
feſtzuſtellen; in Übereinſtimmung mit den früheren Schätzungen 
war ſtets von einer Beteiligung von 75 Prozent ausgegangen. 
Dieſe Beteiligung hat ſich aber durch die Novelle wahrſcheinlich 
verſchlechtert, und, um vorſichtig zu ſein, habe ich jetzt als 
Wirkung der Novelle nur noch eine Beteiligung von / an⸗ 
genommen. Größer wird die prozentuale Verſchlechterung an 
den kontradiktoriſchen Amtsgerichtsprozeſſen des Landgerichtsorts 
nicht ſein; ein weſentlicher Unterſchied wird auch nicht ſein, 
wenn man die Verſchiebung von % vor der Novelle auf ¼ 
nach der Novelle annähme. 

Dieſe Belaſtung kann jetzt für die ganze Zeit von 1883 
bis 1911 verfolgt werden, wenn ich die Zahl der Anwälte 
nach dem 1. Januar des betreffenden Jahres gewinne. 


Der Durchſchnitt für den Landgerichtsanwalt betrug 
in ganz Deutſchland in Preußen 


1888. 40 Te e 
DU acc o le OU me l 
I e D u 


kontradiktoriſche Langerichtsmandate. 

Hier zeigt ſich deutlich, daß der Abfall lediglich eine Folge 
der Kompetenzerhöhung, nicht eine Folge der Überflutung iſt, 
denn das Minus von 1907 oder 1909 bis 1911 und 1912 
beträgt nur 12 Prozent, höchſtens 13 Prozent.) 

Bei den kontradiktoriſchen Amtsgerichtsſachen des Land⸗ 
gerichtsorts ſind die Ziffern andere. Ich ſetze ſie hier für 
1883 mit demſelben Durchſchnitt für die Landgerichtsorte ein 
und erhalte dann die Zahlen 


für Deutſchland für Preußen 


Lee e 1883. 100 
Toon 253 Dh 
Illis sl 1912 „ 80 


2) Die Zunahme der Privatklageſachen entſpricht nicht ganz der 
Zunahme der kontradiktoriſchen Zivilprozeſſe, aber andererſeits ſcheint 
die prozentuale Beteiligung der Anwaltſchaft hier geſtiegen zu ſein. 

3) Die Verminderung der kontradiktoriſchen Sachen des LG. an 
das AG. war unzweifelhaft nicht geringer. 


NE 20. 1913. 
und wenn ich eine Verſchiebung des Prozentſatzes der Anwalts⸗ 
beteiligung an der Amtsgerichtspraxis infolge der Novelle von 
75 auf 66 Prozent annehme 52 bzw. 75. 

Man ſieht an dieſen Zahlen, daß offenbar die Zahl für 
1883 zu hoch ſteht, aber trotzdem würde ein erhebliches Sinken 
der Arbeitsbeteiligung nicht eingetreten ſein. Trotz dieſes 
Fehlers bleiben die kontradiktoriſchen Mandate pro Kopf 

in Deutſchland in Preußen 


BES e 5 e ou 
ee ll Don em 
D009 ED e e 


eventuell bei der Verringerung 103 bzw. 143. 

Dies Reſultat zeigt, daß auch bei der vorſichtigſten Be: 
rechnung der kontradiktoriſchen Praxis die Arbeitsbelaſtung doch 
nur um wenige Prozent, vielleicht 6 Prozent in Preußen und 
10 Prozent in Deutſchland höchſtens geſunken ſein kann, daß 
es aber im Durchſchnitt kaum um dieſen Prozentſatz geſunken 
ſein wird, weil die Ziffern für 1883 zu hoch ſtehen, daß 
andererſeits ſich das Sinken nicht durch die Überfüllung, ſondern 
durch die Entziehung des Arbeitsfeldes infolge der geſetzlichen 
Beſchränkungen erklärt. 

Aber ganz anders liegt das Konto der poſitiven Ein⸗ 
nahme, weil hier die Poſition der Verſäumnisurteile hinein⸗ 
greift. Mathematiſch genau ſtehen zunächſt feſt die Verſäumnis⸗ 
urteile, welche unter dem Anwaltszwang ſtehen, und ferner die 
reſtlichen Landgerichtsmandate ohne Urteil oder Vergleich, die 
ich mit Rückſicht auf etwaige außergerichtliche Vergleiche auf 
5 der Zahl erhöht habe. Die Zahl dieſer Verſäumnisurteile 
ſtieg in Deutſchland von 1883 bis 1907 durchſchnittlich von 
19 auf 31, die Zahl der reſtlichen Mandate ohne Urteile und 
gerichtlichen Vergleich von 14 auf 22, in Preußen von 25 reinen 
Verſäumnisurteilen und 14 urteilsloſen Mandaten (1883) auf 
40 und 22 (1909). Sie fielen durch die Novelle in Deutſch⸗ 
land auf 15 bzw. 13 bis 1911, in Preußen auf 20 bzw. 18 
bis 1912, ſind alſo inſoweit unter den Stand von 1883 
infolge der Novelle herabgegangen. Die Verſäumnis⸗ 
mandate und urteilsloſen Mandate des AG. ſtiegen in Deutſch⸗ 
land, ſelbſt unter der Vorausſetzung, daß die Ziffern der 
Beteiligung des Amtsgerichtsorts und ebenſo die Ziffer der 
Beteiligung der Anwaltſchaft die gleichen blieben, in Deutſch⸗ 
land von 48 auf 80 (Verſäumnisurteile) bzw. von 42 auf 47 
(urteilsloſe Mandate), in Preußen von 1883 bis 1909 (beide 
zuſammen) von 120 bis 177.) Nach der Novelle fällt dieſe 
Beteiligung trotz der Kompetenzerhöhung. Bei Verminderung 
der Beteiligung der Anwaltſchaft ergibt der Durchſchnitt in 
Deutſchland 1911 nur noch 74 reine Verſäumnisurteile des AG. 
und 35 urteilsloſe Mandate, ohne Verminderung 83 und 39. 
Es bedeutet das alſo in Deutſchland für die Jahre 1907 
bis 1911 einen durchſchnittlichen Verluſt von 43 nichtkontra— 
diktoriſchen Mandaten für den Landgerichtsanwalt, 
eventuell, wenn man der Novelle keine Verminderung zuſchreibt, 
von 30, d. h. an der nichtkontradiktoriſchen Praxis iſt ein 
Verluſt von nahezu 25 Prozent, mindeſtens aber von 16 Prozent 
in den Jahren 1907 bis 1911 eingetreten, während die kontra⸗ 


4) Würde man den Prozentſatz auf 66 annehmen, von 108 
auf 160. 
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diktoriſche Praxis in der gleichen Zeit nur einen Verluſt von 
1½ Prozent, höchſtens 7 Prozent hätte. In Preußen iſt die 
Beteiligung der Landgerichtsanwaltſchaft an der nichtkontra⸗ 
diktoriſchen Praxis des Amtsgerichtsorts von 1909 bis 1912 
von 177, bei der Verringerung auf 7/ Anteil auf 155 im 
ganzen gefallen, d. h. alſo: der preußiſche Landgerichtsanwalt 
hat im ganzen pro Kopf durchſchnittlich im Jahre 1912 
46 Verſäumnismandate weniger als 1909, mehr als ¼ der 
nichtkontradiktoriſchen Praxis iſt ihm entzogen, während die 
Arbeitsbelaſtung durch kontradiktoriſche Mandate wahrſcheinlich 
noch höher ſteht als 1883 und durch die Novelle höchſtens auf 
5 bis 6 Prozent herabgegangen iſt. 

Nun ſind das nur Durchſchnittsberechnungen für Deutſch⸗ 
land und Preußen. Intereſſant find aber die Verhältniſſe in 
Weſtfalen, weil hier der Herd des Widerſtandes gegen den 
Würzburger Beſchluß, und weil dort die Überfüllung beſonders 
groß fein fol. Der Bezirk des OLG. Hamm ergibt für deſſen 
Landgerichtsanwaltſchaft folgende Durchſchnittsſätze: 

Die Zahl der Landgerichtsanwälte iſt gewachſen von 1883 
bis 1907 und 1911 von 170 auf 220 und 278. Die Zahl 
der kontradiktoriſchen Landgerichtsmandate ſtieg durchſchnittlich 
pro Kopf von 1883 von 59 Mandaten auf 111 im Jahre 1907 
und fiel 1911 auf 97. Die Zahl ihrer kontradiktoriſchen Amts⸗ 
gerichtsmandate ſtand 1883 auf 81, 1907 auf 84 und 1911, 
wenn man die Verminderung der Novelle durchgreifen läßt, 
auf 87, während ohne ſolche Verminderung die Ziffer 98 be⸗ 
tragen würde. Die Ziffer iſt alſo von 1883 bis 1907 er⸗ 
heblich geſtiegen und ſteht noch trotz der Verminderung der 
Novelle, welche hier 6 Prozent beträgt, ganz erheblich höher 
über der Zahl von 1883. Die Arbeitsbelaſtung, die 
Steigerung von 140 auf 184 kontradiktoriſche Mandate enthält 
eine Steigerung von 30 Prozent! 

Wie kommt alſo gerade Weſtfalen dazu, von Überfüllung 
zu reden? Der Grund liegt auf der anderen Seite. Die 
Verſäumnismandate und urteilsloſen Prozeſſe ſind zwar auch 
für das LG. von 1883 bis 1907 von 22 und 13 auf 52 
und 38 geſtiegen, aber von 1907 bis 1911 auf 25 und 18 
herabgegangen, beſonders aber ſind die nichtkontradiktoriſchen 
Prozeſſe des AG. trotz der Kompetenzerhöhung verringert. Dort 
ſtehen die Ziffern für 1883 auf 59 und 40, für 1907 auf 134 
und 75 pro Kopf, dagegen 1911 unter Berückſichtigung des 
Herabgangs auf /⸗Anteil trotz der Kompetenzerhöhung nur 
noch auf 125 und 64, d. h. mit anderen Worten: der weſt⸗ 
fäliſche Landgerichtsanwalt hat pro Kopf in der kurzen Zeit 
von 1907 bis 1911 57 nichtkontradiktoriſche Prozeſſe eingebüßt, 
während er an wirklich kontradiktoriſchen Mandaten nur 11 
verloren haben kann. Zwar ſteht er noch im ganzen mit einer 
höheren Durchſchnittspraxis da als 1883, aber der 
Verluſt von 1907 bis 1911 an Einnahme und Zahl der Prozeß⸗ 
5 it ik groß, daß er nun dadurch veranlaßt wird, in 
W 5 = Urſache dieſer Verſchlechterung zu finden, 
Gelee Ae rſch echterung nach dieſen Ziffern offenbar ihren 

nicht in der übergroßen Vermehrung, ſondern in der 
Verſchlechterung des Entgelts der kontradiktoriſchen Arbeits⸗ 
belaftung, in der Steigerung der Ausgaben und in der Ver⸗ 
minderung des Ausgleichs der Einnahmen aus Verſäumnisſachen 
hatte. Hinc illae lacrimae guestphalicae! Dabei fällt noch 


beſonders ins Gewicht, daß die Beſtrebungen, welche ich in der 
Nummer vom 1. Juli eingehend geſchildert habe, dazu beitragen, 
auch den Anwälten noch weiter die Verſäumnisſachen vor den 
AG. zu entziehen. 

Nicht viel anders ſcheinen die Verhältniſſe bei der Amts⸗ 
gerichtsanwaltſchaft in Weſtfalen zu liegen. Zunächſt ſpringt 
allerdings in die Augen, daß ihre Zahl ſich ſeit 1885 bis 1911 
von 52 auf 252 vermehrt hat. Aber die Verminderung der 
Arbeitsbelaſtung iſt doch nicht ſo groß, als man annehmen 
könnte. Von 1907 bis 1911 zeigen die kontradiktoriſchen 
Mandate mindeſtens die gleiche Arbeitsbelaſtung, ſelbſt bei 
einer Verminderung von 75 auf 667⅝ Prozent, während die 
Verſäumniszahl allerdings erheblich heruntergegangen iſt. Die 
kontradiktoriſche Belaſtung von 1885 wird allerdings höher 
ſtehen.?) Aber wenn man eine Verminderung von ½ bis 1885 
bis 1907 annimmt, ſo ſind die Bruttoeinnahmen 1885 pro 
Kopf doch nicht viel höher als 1911 und ſtehen immer fo 
niedrig, durchſchnittlich auf 4500 bis 5000 /, daß ſchon 
daraus klar erſehen werden kann, daß der Amtsgerichtsanwalt 
von dieſer Prozeßpraxis auch 1885 in Weſtfalen nicht leben 
konnte. 

Anders liegen die Verhältniſſe, wie ich ſchon 1911 aus: 
führte, in Sachſen, Bayern und Baden. In Sachſen und 
Baden iſt jedoch die Zulaſſung der Amtsgerichtsanwälte am 
LG. die Regel; in Bayern bearbeiten die Landgerichtsanwälte 
auch die Oberlandesgerichtspraxis, ſo daß die Zahl der kontra⸗ 
diktoriſchen Mandate des LG. an ſich ſchon niedriger ſtehen muß. 

Die anliegende Tabelle zeigt ungefähr die Verſchiebung 
von 1883 bis 1911 für eine Reihe von Oberlandesgerichts⸗ 
bezirken. Der Anteil der Amtsgerichtsorte der Landgerichts⸗ 
bezirke außerhalb Preußens iſt aus der Reichsjuſtizſtatiſtik nicht 
zu erſehen. Ich habe für München 50 Prozent eingeftellt, für 
Karlsruhe und Dresden die Verminderung der anwaltloſen AG. 
durch Schätzung berückſichtigt. Bei der Relativität der Be⸗ 
rechnung und der Unterlaſſung einer Steigerung wird dieſe 
Ungenauigkeit bedeutungslos ſein. 

Man ſieht aus der Tabelle, daß der Verluſt an der kontra⸗ 
diktoriſchen Arbeitslaſt von 1883 bis 1911 im Bezirk Karls⸗ 
ruhe 28 ½ Prozent, im Bezirk Dresden 25 Prozent, im Bezirk 
München 32 Prozent beträgt. In den Gebieten Karlsruhe und 
Dresden gibt es aber keine reine Amtsgerichtsanwaltſchaft. Der 
Anteil an der Praxis der freiwilligen Gerichtsbarkeit, der in 
Preußen mehr dem Amtsgerichtsanwalt zufließt, verteilt ſich 
hier gleichmäßiger. Deshalb iſt daraus, daß die Ziffern 1883 
abſolut niedriger ſtanden, noch nichts zu entnehmen. Aber es 
erhellt natürlich hieraus, daß die Lage der Anwaltſchaft 
erſter Inſtanz ſich dort in viel größerem Maße als in Nord⸗ 
deutſchland verſchlechtert und in einen ſolchen Notſtand ge⸗ 
kommen ift, wie wir ihn in Norddeutſchland noch nicht kennen. 

Wenn nun ſchon ohne Überfüllung, wie ich wiederholt 
nachgewieſen zu haben glaube, das Entgelt für den Anwalt 


5) Eine ganz genaue Feſtſtellung iſt deshalb hier nicht möglich, 
weil die Verteilung der Prozeſſe auf die anwaltloſen und mit Anwalt 
beſetzten AG. geſchätzt werden mußte. Der obigen Feſtſtellung für 
die Jahre 1907 bis 1911 liegt eine Überweiſung auf die anwaltloſen 
AG. Weſtfalens mit 20 Prozent für 1907 und mit 10 Prozent für 
1911 zugrunde. 
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erſter Jnſtanz, der von der Prozeßpraxis leben muß, ſich ſeit 
1879 faſt auf die Hälfte des Wertes verſchlechtert hat, ſo kann 
man eben ermeſſen, welche Verſchlimmerung dieſes Zuſtandes 
dort eingetreten iſt. Wir müſſen mit Hochachtung anerkennen, 
daß in Süddeutſchland verſucht wird, die Unkoſten zu ſparen, 
um überhaupt die Lebenshaltung zu ermöglichen. Mir iſt 


bekannt, daß Anwälte dort nach ihrer eigentlichen Arbeit die 
mechaniſche Schreibarbeit unter Unterſtützung ihrer Frauen bis 
ſpät in die Nacht erledigen. Zur Beſſerung dieſer Verhältniſſe hilft 
kein numerus clausus. Wenn die Unangemeſſenheit des Entgelts 
nicht eingeſehen wird, ift der Beſtand und die Fortentwicklung 
einer gefunden Anwaltſchaft erſter Inſtanz eben in Frage geſtellt. 


| 
! | Verluſt Höchſter 
Sahl der Kontra | Ber | FEN " 7750 Bari der 
Jahr Es | bittorifeje | Fäumnis- Reftliche | Mandate: diktoriſche dütoriſchen Arbeits⸗ 
gerichts⸗ | Mandate ſumme Mandate Mandaten belaſtung 
anwälte Mandate | mandate | zuſammen von 1907 von 1883 
| | bis 1911 bis 1911 
1883 191 BR 62 27 13 102 — — 
| us. 75% 117 81 52 244 179 — — 
Breslau 1907 281 Ls. — 71 34 25 130 — — 
| Ac. 75% 81 118 65 264 152 — — 
1911 313 | 8. — 62 18 19 99 — — 
A. 75 89 12 67 278 151 16 2 
66 % 79 19 60 248 er. 141 ev. 36 Zn 
18833 167 LG. 27 u ige, ag 2a FE en 
AG. 75% 38 14 26 78 65 E 
München 1907 380 LG. — 22 11 16 49 | — 
| AGG. 759% 29 30 24 83 51 er 
1911 486 LG. — 19 6 10 35 — 2 
AG. 75% e „ 15 — 
66 % 25 24 | 21 70 ev. 44 ev. 20 32 
1883 469 LG. — 25 12 Ae 46 a 
| AG. 75% 76 65 31 172 10¹ 8 — 
Dresden 1907 824 LG. — 37 19 10 66 — 8 
| A. 75% 60 1070 211 97 5 Pr 
1911 1058 LG. — 27 Di 4 ah 40 — — 
AG. 66⅜ % 48 85 37 170 715 45 25 %6) 
1883 128 LG. — 39 21 21 81 — — 
A. 75% 56 46 46 148 9⁵ — — 
Karlsruhe.. .. 1907 295 LG. 31 23 23 77 — — 
| AG. 75% 50 75 4⁵ 170 81 — — 
1911 391 LG. — 25 8 10 43 — 8 
Ac. 66¼ J 43 62 37 142 68 47 28½ 4 
II. in Würzburg hat mit einer großen Mehrheit jede Beſchränkung 


Von Geh. Juſtizrat Jacobſohn, Berlin. 


Auf S. 972ff. der JW. beſpricht Schenck, Hagen, die Umfrage 
der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Vereinigung und ihre Folgen. Er endet 
damit, daß er jagt: „Für die deutſche Anwaltſchaft handelt es 
ſich zunächſt um die Erkenntnis, ob Anderungen überhaupt 
notwendig ſind und in welcher Richtung ſie zum Wohl des 
Standes zu ſuchen ſind. Bejaht iſt die Notwendigkeit ſchon 
von der Majorität.“ Dieſe Meinung des Kollegen Schenck 
wird nicht von vielen Anwälten geteilt werden. Der Anwaltstag 

6) Bei Dresden find diesmal auch die Prozeſſe der Amtsgerichts⸗ 
orte, an denen Landgerichtsanwälte wohnen, mitgerechnet. 


abgelehnt. Die ſchriftliche Abſtimmung durch die Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſche Vereinigung hat nach meiner Meinung nicht den 
mindeſten Wert. Auch vor dem Würzburger Anwaltstage hatte 
Kollege Soldan aus Mainz eine ſolche ſchriftliche Abſtimmung 
veranlaßt. Kollege Soldan kam mit dem Reſultate zu mir 
und erklärte mir, ich hätte ihm immer geſagt, daß die Berliner 
Anwaltſchaft in ihrer übergroßen Mehrheit gegen jede Be⸗ 
ſchränkung ſei, er habe aber durch ſeine ſchriftliche Abſtimmung 
feſtgeſtellt, daß „1 oder ¼ — genau weiß ich die Zahl nicht 
mehr — ſich für den numerus clausus erklärt hätte. Ich ſagte 
ihm, er ſolle den Würzburger Anwaltstag abwarten. Ich 
ſchickte ihm dann nach dem Anwaltstage die Abſtimmunggliſte, 
aus der ſich ergab, daß von den in Würzburg anweſenden 
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Berliner Anwälten % gegen die Beſchränkung und nur ½ für 
den numerus clausus geſtimmt hatten. Genau jo würde es 
auch jetzt wieder mit der Abſtimmung der Rheiniſch⸗Weſt⸗ 
fäliſchen Vereinigung ergehen. Die letztere irrt auch, wenn fie 
glaubt, daß fie mit ihrer Meinung, daß der Anwaltſtand ger 
ſunken ſei, irgendetwas Neues ſage. 

Als die freie Advokatur drei Jahre alt war, forderte die 
preußiſche Juſtizverwaltung von den Präſidenten der Ober⸗ 
landesgerichte Bericht über die Wirkung der Anderung. Der 
Präſident des Kammergerichts forderte durch Schreiben vom 
14. November 1882 einen hervorragenden und in hervor⸗ 
ragender Stellung befindlichen Rechtsanwalt in Berlin, der 
bereits mehr als zwei Jahrzehnte im Grabe ruht, zum Bericht 
auf, und dieſer erſtattete unter dem 13. Januar 1883 ſeinen 
Bericht. Hierin heißt es, daß, wenn auch bei Einführung der 
Gerichtsorganiſation vom 1. Oktober 1879 zuwenig Anwälte 
in Berlin angeſtellt waren, man doch annehmen müſſe, daß 
ſchon Ende 1879 die Zahl der 138 in Berlin zugelaſſenen 
Rechtsanwälte das Bedürfnis der Rechtspflege deckten, ſeitdem 
ſei bis Ende 1882 die Zahl um 64 geſtiegen, daher ſei ſchon 
jetzt ein großer Teil der beim LG. 1 Berlin zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte ohne jede zureichende Beſchäftigung. Mit der Zeit 
werde daher das Proletariat im Kreiſe der Anwälte zu Berlin 
ſich ausbreiten. Daß dadurch an ſich ſchon das Anſehen des 
Anwaltſtandes geſchädigt und der Ruf desſelben untergraben 
werde, bedürfe keiner Ausführung. Deshalb ſchlägt der Bericht⸗ 
erſtatter vor, daß die Geſetzgebung die freie Advokatur ſo weit 
beſchränkt, daß die Übelſtände beſeitigt werden. Er empfiehlt 
daher, für jedes Oberlandesgericht und jedes Landgericht einen 
numerus clausus der bei denſelben zuzulaſſenden Anwälte feſt⸗ 
zuſetzen. Die Beſtimmung der Zahl ſoll durch den Präſidenten 
des Oberlandesgerichts und den Vorſtand der Anwaltskammer 
feſtgeſetzt werden, und wenn dieſe beiden nicht übereinſtimmen, 
ſoll der Juſtizminiſter entſcheiden, und um zu verhüten, daß 
gerade die jüngſten Kräfte ſich auf größere Städte werfen, ſoll 
jeder ſich bei mehreren Städten als Anwärter anmelden können, 
und für die Zulaſſung ſoll die Zeit der Anmeldung entſcheiden. 

Man ſieht, daß die Beſtrebungen der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen 
Vereinigung durchaus nicht neu ſind. Dieſer ſelbe hervor⸗ 
ragende Anwalt in Berlin war aber wenigſtens ſo ehrlich, nach 
6 Jahren, als er ſah, daß ſeine Befürchtung nicht eingetroffen 
war, dies ausdrücklich anzuerkennen. In einem Bericht vom 
29. Februar 1892, den ein anderer hervorragender Anwalt 
verfaßt hat, heißt es, daß ſchon jetzt eine große Anzahl der 
beim LG. 1 Berlin fungierenden Anwälte nicht das erforderliche 
Auskommen haben, daß viele ſogar kaum ſo viel verdienen, um 
die Unkoſten zu beſtreiten. „Wenn es auch um ſo anerkennens⸗ 
werter iſt, daß ungeachtet dieſer traurigen Lage die Anwälte 
ihren Beruf pflichtgetreu erfüllen, ſo iſt doch zu befürchten, daß 
innerhalb der Rechtsanwaltſchaft beim LG. Berlin ein Proletariot 
heranwachſen wird.“ 
ee ee e eee 
Bereini „ ie Rufe der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen 

einigung recht behalten werden. Die Anwaltſchaft iſt nicht 
ſchlechter geworden im Laufe der Jahre, ſondern fie iſt beſſer 
geworden, und dies hat ſich ſowohl für das Publikum, als für 
die Rechtspflege förderlich erwieſen. 


Wenn die deulſche Anwaltſchaſt ſich verſchlechtert hätte, To 
müßte das notwendig in den Beſchwerden bei dem Vorſtande 
und in den Ehrengerichten in die Erſcheinung treten. Es iſt 
undenkbar, daß eine Verſchlechterung eingetreten iſt, ohne daß 
Vorſtand und Ehrengericht etwas davon wiſſen. Selbſt⸗ 
verſtändlich lann nicht die Zahl der Beſchwerden gezählt werden, 
ſondern nur die Zahl der begründeten Beſchwerden. Dieſe 
Zahl iſt aber im Bezirk des Vorſtandes von Berlin in den 
letzten 20 Jahren relativ nicht geſtiegen, und ebenſowenig ſind 
die ehrengerichtlichen Verurteilungen geſtiegen. Es iſt kein 
Grund anzunehmen, daß es in anderen Bezirken anders liegt 
wie in Berlin, denn Berlin wird doch immer für beſonders 
überfüllt bezeichnet. Die Statiſtik der begründeten Beſchwerden 
und der ehrengerichtlichen Verurteilungen ergibt aber in Berlin 
keine relative Steigerung. Dies zeigt die nachſtehende Tabelle. 


F 2 
der Anwälte = 53 38 ass 

en "gl 2 
Jahr _ s |» [SS |s*: 
Anfang Ende | © = 88 2 382 
EI 5 les2| #5 |85$, 

des Jahres = 5 leer | 25 | 8 8 

& | & 8s S* 

ee ee I ET 
1893 758 797 418 34 4,50 1 0,14 
1894 797 846 435 52 6,00 8 1,00 
1895 846 869 434 33 4,00 9 1,00 
1896 869 911 502 21 2,50 5 0,50 
1897 911 944 489 35 3,80 8 1,00 
1898 944 981 531 35 4,00 7 0,80 
1899 981 1001 496 31 3,40 7 0,70 
1900 1001 1027 508 44 4,00 8 0,80 
1901 1027 1042 531 39 3,70 7 0,70 
1902 1042 1094 615 45 4,00 0 0,90 
1903 1094 1129 716 38 3,40 10 0,90 
1904 1129 1178 720 51 4,40 0 0,95 
1905 1178 1246 719 48 4,00 5 0,40 
1906 1246 1314 829 55 4,30 6 0,50 
1907 1314 1395 961 52 3,80 14 1,00 
1908 1395 14861131 79 5,00 14 1,00 
1909 1486 1610 | 1076 73 4,70 10 0,70 
1910 1610 1731 | 1143 50 3,20 18 1,00 
1911 1751 1643 | 1230 61 3,80 16 0,90 
1912 1643 1777 | 1305 79 4,60 21 1,20 


Dieſe Statiſtik ergibt unwiderleglich, daß das Sinken des 
Standes nicht ſtattgefunden hat; für den, der offene Augen hat, 
bedurfte es dieſer Statiſtik gar nicht. Die Mitarbeit an den 
kommunalen und ſtaatlichen Vertretungskörpern, das wiſſen⸗ 
ſchaftliche Beſtreben auf allen Gebieten, der Idealismus, der 
ſich in den Abſtimmungen des Würzburger Anwaltstages gezeigt 
hat, reden eine ſo deutliche Sprache dahin, daß die Anwalt⸗ 
ſchaft nicht ſchlechter geworden iſt, daß es Feiner Statiſtik bedarf. 
Im übrigen kommt es überhaupt darauf, wie die freie Advokatur 
auf die Anwaltſchaft wirkt, im weſentlichen nicht an; ſie iſt 
nicht der Anwälte wegen geſchaffen. Im weſentlichen kommt 
es nur darauf an, wie die Einrichtung ſich für die salus 
publica bewährt hat, und hierin kann man der freien Advokatur 
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nur das höchſte Lob zollen. Die rechtſuchenden Parteien finden 
viel leichter und viel beſſer Vertretung, als in der geſchloſſenen 
Advokatur, und die Prozeßſachen ſelbſt werden mindeſtens 
ebenſo gewiſſenhaft wie früher und viel energiſcher und beſſer 
geführt. 

Hiernach kann eine Anderung nur eine Verſchlechterung für 
die salus publica herbeiführen, aber keine Verbeſſerung. 


Vom Reichsgericht.) 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter, Juſtizrat Dr. Schall und 
Juſtizrat Zenetti. 

1. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 138 BGB., 8 84 II, 2 ALR. Verſtoß gegen die 
guten Sitten. Eine letztwillige Zuwendung, die darauf abzielt, 
die Religionsmündigkeit des Bedachten zu beeinträchtigen, ver⸗ 
ſtößt gegen die guten Sitten.] 

Die am 17. Dezember 1900 zu O. verſtorbene verw. S. 
hatte in einem Teſtamente vom Jahre 1897 ihre einzige Tochter, 
Frau D., zum Erben und deren beide Töchter zu Nacherben 
eingeſetzt. Nach dem Tode ihrer Tochter beſtimmte ſie in einem 
Teſtamentsnachtrage vom 26. April 1900, daß dasjenige, was 
ihre Enkeltöchter dereinſt von ihr erben ſollten, deren freies 
Vermögen bleiben und bis zum erreichten 24. Lebensjahr jeder 
Enkelin von einem Pfleger für ſie verwaltet werden ſolle. 
„Sollten meine Enkeltöchter vor erreichtem 24. Lebensjahre, 
die eine oder die andere, ihren Glauben wechſeln, fo ſollen ſie 
nur den Pflichtteil erben und die dadurch freiwerdende Nachlaß⸗ 
portion an meine in Deutſchland wohnenden Neffen und Nichten 
Gu denen die Beklagten gehören) .. fallen.“ Der Kläger be⸗ 
zeichnet dieſe letztere Beſtimmung als nichtig, iſt aber mit ſeiner 
auf Feſtſtellung der Nichtigkeit gerichteten Klage vom LG. 
Schweidnitz abgewieſen worden. Dagegen hat das OLG. 
Breslau die Beſtimmung als nichtig erklärt. Der BerR. iſt 
der Meinung, die Erblaſſerin hätte mit der oben wiedergegebenen 
letztwilligen Verfügung auf ihre Enkeltöchter und deren Vater 
einen Druck ausüben wollen, daß die Kinder, ſofern ſie bereits 
katholiſch geworden, wieder evangeliſch würden, ſie hätte nicht 
nur den Schulwechſel und die evangeliſche Konfirmation er⸗ 
zwingen wollen, ſondern auch, wenn das Gegenteil geſchehen, 
daß das Kind den alten Glauben wieder annehme. Daß eine 
Verfügung dieſes Inhalts gemäß § 138 Abſ. 1 BGB. nichtig 
ſein würde, iſt nicht zu bezweifeln. Denn es widerſpricht gröblich 
der Auffaſſung ſittlich ernſt denkender Volkskreiſe, in religiöſen 
Dingen auf die Freiheit der Entſchließung eines anderen, die 
nur Sache eigener innerſter Überzeugung ſein darf, durch 
Inausſichtſtellen von äußeren Vermögensvorteilen oder Nach⸗ 
teilen einzuwirken. Allein die Auffaſſung des BerR. gibt nach 
mehrfachen Richtungen zu Bedenken Anlaß. (Wird weiter aus⸗ 
geführt.) Dieſe Bedenken können jedoch auf ſich beruhen, weil 
das Bu. aus andern Gründen jedenfalls aufrechtzuerhalten 
iſt. Denn auch angenommen, die letztwillige Verfügung ſei, 
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mit dem LG., dahin zu verſtehen, daß die Erblaſſerin damit 
die endgültige Entſchließung ihrer Enkeltöchter bis zum er⸗ 
füllten 24. Lebensjahr hinauszuſchieben trachtete, jo würde doch 
auch hierin ein unzuläſſiger und vermöge der Verquickung mit 
Vermögensvorteilen unſittlicher Eingriff in die freie Entſchließung 
der Bedachten zu finden ſein. Es kommt in Betracht, daß 
§ 84 II, 2 ALR. dem Kinde bereits vom zurückgelegten 
14. Lebensjahre ab die volle Religionsmündigkeit gewährleiſtet. 
Die Ausübung des dort vorgeſehenen Wahlrechts geſchieht nach 
8 41 II, 11 ALR. in der Regel durch ausdrückliche Erklärung, 
der nach § 42 ſchon die Teilnehmung an ſolchen Religions⸗ 
handlungen gleichſteht, wodurch eine Partei ſich von der andern 
weſentlich unterſcheidet, wenn nicht das Gegenteil aus den Unm⸗ 
ſtänden deutlich erhellt. Würde ſich deshalb ein Kind mit 
Rückſicht auf Vermögensvorteile beſtimmen laſſen, die endgültige 
Wahl des Glaubensbekenntniſſes noch um volle 10 Jahre hinaus⸗ 
zuſchieben, ſo konnte es in die Lage kommen, während dieſer 
Zeit ſchon infolge der Teilnahme an Religionshandlungen dem 
einen oder dem andern kirchlichen Bekenntniſſe zugezählt zu 
werden. Jedenfalls wäre es gerade in der Zeit größter Emp⸗ 
fänglichkeit für religiöſe Dinge in der Befriedigung ſeiner 
religiöſen Bedürfniſſe aufs äußerſte beſchränkt und unter Um⸗ 
ſtänden geradezu daran verhindert, eine bereits erlangte ge⸗ 
feſtigte religiöſe Überzeugung auch frei zu betätigen. Auch ein 
ſolcher Zwang, zumal wenn er mit äußerlichen Vorteilen oder 
Nachteilen in Verbindung gebracht wird, widerſtreitet dem ſitt⸗ 
lichen Gefühl ernſt denkender Menſchen. Der Verſuch, dieſen 
Zwang durch letztwillige Zuwendungen auszuüben, kann mithin 
gemäß des § 138 Abſ. 1 BGB. auch vor der Rechtsordnung 
keinen Beſtand haben. Das angefochtene Urteil iſt deshalb im 
Ergebnis richtig. Sch. u. Gen. c. E. Teſtamentsvollſtr., U. v. 
18. Sept. 13, 200/13 IV. — Breslau. (Z.] 

2. Das Garantieabkommen einer zur Steuererhebung be⸗ 
fugten Gemeinde mit einer ſteuerpflichtigen Gemeinde, dieſe 
wegen der Steueraufwendungen ſchadlos zu halten, iſt nichtig.] 

Durch den Vertrag vom 31. Oktober / 16. November 1895 
hatte ſich die Klägerin, die Stadtgemeinde B., verpflichtet, aus 
den ihr gehörigen Gasanſtalten unter den im Vertrage be⸗ 
zeichneten Bedingungen der damaligen Landgemeinde B.⸗R. und 
ihren Einwohnern das zur öffentlichen und privaten Beleuchtung 
erforderliche Gas auf die Dauer von 30 Jahren zu liefern 
und die erforderlichen Anlagen im Gemeindebezirk zu ſchaffen. 
8 9 Abſ. 2 des Vertrages beſagt: „Die der Stadt B. aus 
dieſem Vertrage zufließenden Einnahmen dürfen von der Ge⸗ 
meinde BR. mit einer Gemeindeabgabe nicht belegt werden.“ 
Seit 1903 hat die genannte Landgemeinde von der Klägerin 
Einkommenſteuer, zunächſt in der dem betreffenden Kreisſteuer⸗ 
Soll entſprechenden Höhe, ſpäterhin unbeſchränkt erhoben. Mit 
der Klage forderte die Klägerin Verurteilung der Gemeinde 
BR. zur Zahlung von 4121,90 / nebſt Prozeßzinſen. Die 
Summe entſpricht in Höhe von 2721,90 % den Beträgen, 
welche dieſe Gemeinde für die Jahre 1903 bis 1906 an Steuern 
von der Klägerin eingezogen hat, und der Reſt von 1400 % 
entſpricht einem Teil der für 1907 eingezogenen Steuer. 
Klägerin machte namentlich geltend, daß infolge Ausübung des 
Steuerrechts der beklagten Gemeinde die ihr, der Klägerin, 
durch den obenbezeichneten Vertrag garantierten Einnahmen 
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verkürzt worden ſeien, und die Beklagte zur Gewährung ihrer 
vollen vertraglichen Gegenleiſtung die beanſpruchten Beträge 
nachzahlen müſſe. Das LG. erkannte der Klage gemäß. Auf 
die Berufung der Beklagten wurde die landgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung durch Teilurteil des KG. dahin abgeändert, daß die 
Klage in Höhe von 2721,90 & nebſt Zinfen davon abgewieſen 
wurde. Im weiteren Verlauf der Berufungsinſtanz trat an die 
Stelle der Beklagten die Stadtgemeinde B.⸗L., welcher die 
Landgemeinde B.⸗R. einverleibt worden iſt. Klägerin erweiterte 
ihre Anſprüche mit Anſchlußberufung und forderte ſchließlich unter 
Berückſichtigung gewiſſer in den Jahren 1907 bis 1911 eingezogenen 
Steuerbeträge über die nach dem Teilurteile in der Schwebe 
gebliebenen 1400 % hinaus noch 8167,20 , während die 
beklagte Stadtgemeinde Abweiſung der Klage beantragte. Durch 
Urteil des BG. vom 28. November 1912 wurde die Berufung 
der Beklagten in Höhe von 1400 nebſt Zinſen davon zurück⸗ 
gewieſen, auf die Anſchlußberufung der Klägerin die Beklagte 
weiter verurteilt, an die Klägerin 3520 nebſt 4 Prozent 
Zinſen ſeit dem 6. November 1912 zu zahlen, im übrigen, näm⸗ 
lich in Höhe von 4647,20 , die Anſchlußberufung zurück⸗ 
gewieſen. Beide Parteien haben gegen das Urteil vom 28. No⸗ 
vember 1912 Reviſion eingelegt. Auf die Reviſion der Be⸗ 
klagten iſt unter Zurückweiſung der Reviſion der Klägerin die 
Klage in vollem Umfange abgewieſen worden. Gründe: In 
Ubereinſtimmung mit den Vorinſtanzen iſt für die Klage der 
ordentliche Rechtsweg zuzulaſſen. Nach den in Gemäßheit des 
813 GG. beachtlichen Grundſätzen des Preußiſchen Rechts 
iſt zwar in Anſehung der Verbindlichkeit zur Entrichtung von 
Gemeindeabgaben der Rechtsweg ſelbſt dann verſchloſſen, wenn 
ſich der Herangezogene auf einen privatrechtlichen Vertrag als 
Befreiungsgrund beruft (vgl. 8 160 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 1. Auguſt 1883, 88 69, 70 des KomAbgG. vom 14. Juli 
1893; RG. 74, 281; 78, 418; JW. 10 S. 247%, 3004; 
13, 38826). Gegen die Veranlagung und Heranziehung zu 
Gemeindeabgaben findet nach den erwähnten 85 69, 70 nur 
der Einſpruch beim Gemeindevorſtande und die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Die Klägerin hat indes ihre 
Verpflichtung zur Entrichtung von Gemeindeſteuern nicht in 
Zweifel gezogen, aber aus dem Inhalte des im Herbſt 1895 
mit der Rechtsvorgängerin der jetzigen Beklagten abgeſchloſſenen 
privatrechtlichen Gaslieferungsvertrages ein Garantieverſprechen 
ihrer Vertragsgegnerin entnommen, wonach ihr dieſe den 
vertragsmäßigen Verdienſt unverkürzt durch Gemeindeabgaben 
zu gewähren und demzufolge für den Aufwand an ſolchen Ab⸗ 
gaben aufzukommen habe. Der Klageanſpruch iſt ſonach un⸗ 
mittelbar weder auf Befreiung von der Steuerpflicht noch auf 
Rückzahlung entrichteter Steuern, ſondern auf Erfüllung eines 
Privatabkommens durch Leiſtung der dem Steueraufwande ent⸗ 
ſprechenden Geldbeträge gerichtet. Wenn auch der Anſpeuch 
wirtſchaftlich auf den gleichen Erfolg wie eine Rückforderung 
1 Wa Gemeindeſteuern abzielt, ſo iſt darum noch nicht 
ie Annahme berechtigt, daß er mit einer ſolchen Rückforderung 
zuſammenfalle. Der Anſpruch gehört nicht bloß nach der Form 
der Klage, ſondern auch nach ſeiner Natur, die entſcheidend 
durch ſeine Grundlage und ſeinen Inhalt beſtimmt wird, dem 
Gebiete des Privatrechts an und fällt auch nicht in den Teil 
dieſes Gebiets, für den nach den obigen Bemerkungen Verwaltungs⸗ 


gerichte über Streitfälle zu entſcheiden haben würden. Darum 
handelt es ſich um einen bürgerlichen, der Zuſtändigkeit der 
ordentlichen Gerichte unterliegenden Rechtsſtreit, und daran kann 
der Umſtand nichts ändern, daß hier Bedenken nach der Richtung 
beſtehen, ob nicht das Abkommen, auf das ſich die Klägerin 
ſtützt, mit unabänderlichen Grundſätzen des öffentlichen Rechts 
unvereinbar und daher nichtig iſt. Greifen die Bedenken durch, 
fo iſt der Klageanſpruch für unbegründet zu erklären. Dagegen 
können ſie nicht dahin führen, den Rechtsweg zu verſchließen. 
Der 8 9 Abſ. 2 des Vertrages vom 31. Oktober / 16. November 
1895 enthält keine Hindeutung auf ein Garantieverſprechen, 
vielmehr nach dem nächſten Sinne ſeines Ausdrucks einen Verzicht 
der Landgemeinde B⸗R. — die im nachfolgenden als „Land⸗ 
gemeinde“ bezeichnet werden wird —, die bei Ausführung des 
Vertrages im Laufe des Vertragsverhältniſſes der Klägerin zu⸗ 
fließenden Einnahmen mit einer Gemeindeabgabe zu belegen. 
Es iſt nicht zweifelhaft und auch vom BerR. nicht in Zweifel 
gezogen, daß der Vertragsbeſtimmung, wenn ſie nach ihrem 
Wortlaute aufzufaſſen ſein ſollte, Rechtswirkſamkeit nicht zu⸗ 
kommen könnte. Aus den Vorſchriften des Preußiſchen Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes ergibt ſich als zwingender Rechtsgrundſatz, daß 
eine Gemeinde nicht im voraus auf die Regelung und Hand⸗ 
habung der Gemeindeabgabenverfaſſung ganz oder teilweiſe ver⸗ 
zichten darf, und daß daher ein Abkommen, durch das ſie jemandem 
auf lange Zeit hinaus Befreiung von jeder Gemeindeabgabe 
zuſagt, rechtlich nicht bindend iſt. Nur über die Leiſtung eines 
einzelnen beſtimmten Abgabebetrages kann die Gemeinde nach 
wie auch vor Entſtehung der Leiſtungspflicht eine wirkſame 
Vereinbarung mit dem Beitragspflichtigen treffen. Auf die 
einzelne Abgabenforderung darf fie auch verzichten (vgl. 
88 7, 13, 20, 43 KomAbgG.; Deklarationsgeſetz vom 24. Juli 
1906; OVG. 33, 103; 38, 145; 53, 119). Nach dem Wortlaute 
des § 9 Abſ. 2 des Vertrags geht das darin enthaltene Ab: 
kommen über den hiernach zuläſſigen Rahmen weit hinaus. 
Der Ber. hat nun den 8 9 Abſ. 2 dahin ausgelegt, die Land⸗ 
gemeinde ſolle der Klägerin unter allen Umſtänden für diejenigen 
Beträge aufkommen, welche die erſtere nach dem jeweiligen 
geltenden Steuerrechte als Gemeindeabgaben von den der Klägerin 
aus dem Vertrage zufließenden Einnahmen erheben würde. Ob 
dieſe Auslegung rechtlich haltbar iſt, muß, zumal bei Mit⸗ 
berückſichtigung der unanfechtbar getroffenen Feſtſtellung, daß 
die Vertreter der vertragſchließenden Korporationen die Un⸗ 
zuläſſigkeit der wortlautgemäßen Beſtimmung nicht kannten, als 
zweifelhaft bezeichnet werden. Dieſe Frage läßt der erkennende 
Senat indes dahingeſtellt. Auch wenn mit dem Vorderrichter 
davon ausgegangen wird, daß die Landgemeinde der Klägerin 
garantiert hat, ſie für die Dauer des im Herbſt 1895 begründeten 
Vertragsverhältniſſes wegen der Beträge, welche die Klägerin 
an Gemeindeabgaben zu entrichten haben würde, ſchadlos zu 
halten, iſt der Reviſion der Beklagten zuzugeben, daß eine ſolche 
Verpflichtung der Rechtswirkſamkeit entbehrt. Es bleibt auch 
nach der Deutung der Vorinſtanz beſtehen, daß die Klägerin 
und die Landgemeinde in ihren Vertrag gewiſſe, zwiſchen ihnen 
beiden in Betracht kommende öffentlich rechtliche Beziehungen 
in einer Tragweite, die ſich einer privatrechtlichen Regelung 
entzieht, hineingezogen haben. Für zuläſſig wird ein Abkommen 
zu erachten ſein, durch das einer Vertragspartei, die einem 
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Gemeindeverbande ſteuerpflichtig iſt oder ſteuerpflichtig werden 
wird, von einem Dritten als Vertragsgegner eine Garantie 
der Befreiung von der Steuerpflicht zugeſagt wird. Der ſolchen— 
falls nicht ziffermäßig beſtinunte Umfang des Gegenſtandes der 
Vertragsleiſtung wird nach dem Maße der zur Erhebung ge— 
langenden Steuer ausreichend beſtimmbar. Durch ſolchen Vertrag 
wird auch der Beſtand des der Gemeinde anvertrauten Finanz— 
hoheitsrechtes nicht irgendwie beengt oder berührt. Ob es für 
dergleichen Fälle auch möglich iſt, daß die wirkſam begründete 
Garantiepflicht auf den zur Steuererhebung befugten Gemeinde— 
verband ſelbſt übergehe, wie der erkennende Senat in dem, 
übrigens ausſchließlich die Zuläſſigkeit des Rechtswegs be— 
handelnden Urteile vom 6. April 1900, RG. 46, 245, angenommen 
hat, bedarf hier nicht wiederholter Prüfung. Denn der vor— 
liegende Fall iſt weſentlich anders geartet. Hier hat nach der 
Deutung der Vorinſtanz die zur Steuererhebung befugte Gemeinde 
ſelbſt von vornherein einer ſteuerpflichtigen Gemeinde gegenüber 
die Garantie übernommen, ſie wegen der Steueraufwendungen 
ſchadlos zu halten. Entſprechend dem Zeitraum, für den die 
Klägerin die Verſorgung der Landgemeinde und der Bewohner 
des Landgemeindebezirks mit Gas übernommen hatte, erſtreckte 
ſich die Garantie auf die Dauer von 30 Jahren. Während 
dieſer ganzen Zeit ſollte die Klägerin der endgültigen Sorge 
für die ſie treffende Gemeindeſteuerlaſt enthoben ſein. Wenn es 
auch der Landgemeinde unbenommen blieb, die Klägerin zur 
Gemeindeſteuer zu veranlagen und heranzuziehen, ſo kam doch 
einem ſolchen Vorgehen eine endgültige wirkſame Bedeutung 
nicht zu. Denn die Landgemeinde hatte die in Ausübung des 
Beſteuerungsrechts eingezogenen Beträge auf Grund des Vertrags 
der Klägerin wiederzuerſtatten. Die Höhe der Gemeindeſteuer 
muß ſich nach dem Gemeindebedarf richten, für den wiederum 
eine Fülle von Verhältniſſen maßgebend iſt, die ſich zum großen 
Teil der Vorausſicht und der Willensbeſtimmung der Beteiligten 
entziehen. Dieſe Umſtände bringen es mit ſich, daß die Gemeinden 
bei Ausübung der ihnen beiwohnenden Finanzgewalt ſich nur 
durch die Intereſſen des öffentlichen Wohls leiten laſſen dürfen, 
und daß ſie dabei frei und unabhängig von privatrechtlichen 
Geſichtspunkten und Abmachungen bleiben und handeln müſſen. 
Hierzu war aber die Landgemeinde bei Erfüllung des Garantie— 
verſprechens nicht mehr in der Lage. Sie mußte dann zur end— 
gültigen Abrechnung dafür ſorgen, daß die Beträge, die ſich 
aus der öffentlich-rechtlich und unabänderlich der Klägerin ob⸗ 
liegenden Steuerlaſt ergaben, anderweit getilgt wurden, und 
hierzu war naturgemäß eine Erhöhung der Beiträge anderer 
Steuerpflichtiger erforderlich. Dann blieb aber der Grundſatz 
des 8 20 Abſ. 1 KomAbg®. „Die direkten Gemeindeſteuern find 
auf alle der Beſteuerung unterworfenen Pflichtigen nach feſten und 
gleichmäßigen Grundſätzen zu verteilen“ nicht gewahrt. Für die 
Frage, ob einem privatrechtlichen Abkommen Bedenken aus 
öffentlich- rechtlichen Geſichtspunkten entgegenſtehen, iſt auch die 
notwendige Wirkung des Abkommens bedeutſam und zu. bes 
rückſichtigen. Aus vorſtehendem wird aber erſichtlich, daß der 
angenommene Garantievertrag in ſeiner Wirkung nicht weſentlich 
von einem teilweiſen Verzichte der Landgemeinde auf Ausübung 
des Beſteuerungsrechts verſchieden iſt und nur einen anderen 
Weg, eine andere Form zur Erreichung des Ergebniſſes der 
Befreiung der Klägerin von der Gemeindeſteuerpflicht darſtellt. 


In dem hier für die Betrachtung angezeigten und erheblichen 
Rahmen bedeutet es der Sache nach keinen weſentlichen Inter: 
ſchied, ob man ſagt, die Klägerin ſei von der Steuerpflicht 
gegenüber der Landgemeinde befreit, oder ob man als Vertrags: 
inhalt bezeichnet, die Landgemeinde habe der Klägerin gegen— 
über in Anſehung des Gemeindeſteueraufwandes eine Garantie 
pflicht zur Schadloshaltung übernommen (vgl. RG. 74, 281; 
12, 272). Dabei kann freilich die wirtſchaftliche Gleichheit der 
betreffenden Geldbeträge nicht ausſchlaggebend ins Gewicht 
fallen. Hier liegt aber auch vor, daß die vertragliche Garantie⸗ 
pflicht der Landgemeinde auf öffentlich-rechtliche Beziehungen 
einwirkt, die nach dem Willen des Geſetzgebers unantaſtbar 
ſein ſollen. Wollten die Vertragſchließenden über den künftigen 
Steueraufwand der Klägerin ein wirkſames Abkommen treffen, 
ſo hätten ſie die öffentlich-rechtlichen, einem privatrechtlichen 
Vertrage unzugänglichen Elemente ausſcheiden müſſen. Hierzu 
bot fi) der Weg der Schätzung dar. Hätte man den Jahres⸗ 
aufwand der Klägerin an Gemeindeſteuern auf einen beſtimmten 
Betrag abgeſchätzt und dieſen als einen Faktor der der Klägerin 
gebührenden Werkvergütung in den Vertrag aufgenommen, ſo 
wäre das Abkommen von den einer privatrechtlichen Regelung 
widerſtrebenden Beziehungen zum öffentlichen Steuerrecht befreit 
geweſen. Zu ſolcher ſchätzungsweiſen Beſtimmung, die aller⸗ 
dings ſchwerlich auch nur ungefähr zutreffend ausführbar 
geweſen wäre, iſt es nicht gekommen. (Wird weiter ausgeführt.) 
Daher iſt das Garantieabkommen nichtig. Stadtgemeinde B.L. 
c. Stadtgemeinde B., U. v. 27. Mai 13, 32/13 VII. — 
Berlin. B.] 

3. 88 154, 139, 557 BGB. Unwirkſamkeit eines Miet⸗ 
vertrages wegen Unbeſtimmbarkeit des Mietzinſes.] 

Die Parteien haben am 25. Juli 1909 zwei privatſchriftliche 
Verträge miteinander geſchloſſen, durch welche der Kläger an 
die Beklagten den in feinem Haufe in W. befindlichen Laden 
nebſt Zubehör und die damit verbundene Wohnung vermietete, 
ſowie das von ihm im Laden betriebene Drogengeſchäft in be— 
ſtimmtem Umfang veräußerte. Im Mietvertrage iſt die Dauer 
der Miete ab 1. Auguſt 1909 auf 10 Jahre und die Jahres⸗ 
miete auf 1500 „ feſtgeſetzt unter ausdrücklicher Hervorhebung 
(8 6), daß hinſichtlich der weiteren Mietzinsfeſtſetzungen auf 81 
des Sondervertrags verwieſen werde. In dieſem Sondervertrage, 
der als integrierender Beſtandteil des Mietvertrags erklärt iſt, 
ift in § 1 beſtimmt, daß die Miete des erſten Jahres 1500 % 
betragen ſolle und daß ſie für die Zeit nach Ablauf dieſes 
Jahres zwiſchen den Parteien noch beſonders zu 
fixieren ſei. In den 88 2 ff. find Feſtſetzungen über die 
leihweiſe Überlaffung des Geſchäftsinventars an die Beklagten, 
über deren Verpflichtung zur käuflichen Ubernahme des Waren⸗ 
lagers, über deren Recht zur Fortführung der Firma, über ein 
Vorkaufsrecht der Beklagten an dem Mietgrundſtück und über 
eine Schiedsgerichtsklauſel getroffen. Die Beklagten ſind zur 
vertragsmäßigen Zeit eingezogen und haben den Mietzins für 
das 1. Jahr bezahlt. In der Folge haben ſich jedoch die 
Parteien üben den Mietzins für die folgenden Jahre nicht 
geeinigt. Der Kläger beanſprucht einen ſolchen von 3000 #. 
Die Beklagten haben nach ihrer Erklärung im Berufungsver⸗ 
fahren bis 1. April 1911 einen Jahreszins von 1500, von da 
bis 1. Juli 1912 einen ſolchen von 1000 &, entrichtet; nach 
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ihrem Briefe vom 1. Oktober 1912 wollen ſie wegen ſchlechten 
Geſchäftsgangs überhaupt keine Miete mehr bezahlen. Daß ſie 
das Mietgrundſtück geräumt haben, iſt im Urteil des BG. nicht 
geſagt. Im Prozeſſe beanſprucht der Kläger unter Berechnung eines 
Mietzinſes von jährlich 3000 / und unter Abzug der geleiſteten 
Zinszahlungen der Beklagten für die Zeit vom J. Auguſt 1910 
bis 1. April 1911 1000 % (Klagantrag I. Inſtanz), für die 
Zeit vom 1. April 1911 bis 1. Oktober 1912 2625 , für 
die Zeit vom 1. Oktober 1912 bis dahin 1913 in vierteljähr⸗ 
lichen Raten je 750 . Die Beklagten haben Klagabweiſung 
beantragt und widerklagend die Feſtſtellung verlangt, daß dem 
Kläger aus dem Mietvertrage für die Zeit vom 1. Auguſt 1910 
an keinerlei Rechte zuſtehen, und daß der zwiſchen den Parteien 
abgeſchloſſene Mietvertrag erloſchen ſei. Das LG. hat die 
Klage und die Widerklage abgewieſen. Das BG. hat die 
Berufung des Klägers zurückgewieſen und auf die Anſchluß⸗ 
berufung der Beklagten nach deren Antrag in der Widerklage 
erkannt. Die von dem Kläger eingelegte Reviſion hatte teil⸗ 
weiſen Erfolg. Gründe: Die Ausführungen des BG., daß 
für die Zeit nach dem 1. Auguſt 1910 ein Mietverhältnis 
zwiſchen den Parteien nicht begründet worden ſei, laſſen keinen 
Rechtsirrtum erkennen. Zu den weſentlichen Beſtandteilen des 
Mietvertrags gehört nach 8 535 BGB. die Vereinbarung über 
die Gebrauchsüberlaſſung während der Mietzeit und die über 
den Mietzins. Nach den in den Verträgen vom 25. Juli 1909 
niedergelegten Erklärungen der Parteien waren dieſe zwar 
darüber einig, daß die Miete der fraglichen Räumlichkeiten 
10 Jahre dauern ſolle; darüber aber, welcher Mietzins nach 
Ablauf des erſten Mietjahres zu zahlen ſei, haben ſie eine Be⸗ 
ſtimmung nicht getroffen, vielmehr iſt dieſe Beſtimmung einer 
ſpäteren Vereinbarung der Parteien vorbehalten worden. Aller- 
dings iſt es für den Vertragsſchluß keineswegs erforderlich, daß 
der Umſang der Leiſtung ausdrücklich von den Parteien feſt⸗ 
geſetzt werde; es genügt, daß er gemäß den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften und nach den im Sinne der Parteien gelegenen Maß⸗ 
gaben beſtimmt werden könne. Allein eine ſolche Beſtimm⸗ 
barkeit des fraglichen Mietzinſes iſt nach den tatſächlichen und 
rechtlichen Ausführungen des BG., die rechtlich einwandsfrei 
find, nicht gegeben. Auf $ 316 BGB. kann ſich der Kläger 
nicht berufen, da dieſe Vorſchrift dem Gläubiger nur im Zweifel 
das Beſtimmungsrecht für den Leiſtungsumfang gibt, im vor⸗ 
liegenden Fall aber nach der ausdrücklichen Vereinbarung der 
Parteien die Beſtimmung durch eine Einigung der Parteien, 
alſo unter Ausſchluß des einſeitigen Beſtimmungsrechts des 
Klägers erfolgen ſollte. Dasſelbe gilt für die in $ 317 BGB. 
vorgeſehene Beſtimmung durch einen Dritten. Auch die Ver⸗ 
einbarung eines angemeſſenen Mietzinſes liegt nach den rechtlich 
bedenkenfreien Darlegungen des BG. nicht vor. Dieſes hat zu 
dem Grund der eigenartigen Vertragsbeſtimmung erwogen: Der 
Kläger fei bereit geweſen, für das erſte Mietjahr einen ge⸗ 
1 9 Mietzins anzunehmen, als er nach ſeiner Anſicht im 
# i Bu die Lage und Beichaffenheit der Mieträume hätte 
eanſpruchen können (1500 ſtatt 3000 ). Die Beklagten 
e hätten nur eine ſolche Miete bezahlen wollen, die den 
Einkünften aus dem Geſchafte entſpreche, und hätten bei ſchlechtem 
Geſchäftsgang nicht einmal 1500 & entrichten wollen. Keine 
der Parteien habe ſich binden wollen, insbeſondere auch nicht 


der Kläger derart, daß er bei ſchlechtem Geſchäftsgang auf den 
Mietzins ganz oder teilweiſe verzichte. Über den Maßſtab für 
die Höhe des Mietzinſes ſeien die Parteien nicht einig geweſen 
weder nach der Richtung, daß die Lage und Beſchaffenheit der 
Mieträume oder deren objektiver Wert, noch nach der Richtung, 
daß der Geſchäftsgang entſcheidend ſein ſolle. Der Vertrag ſei 
vielmehr in der von beiden Parteien unterſtellten Annahme ge: 
ſchloſſen worden, daß ſie ſich künftig einigen werden. Dieſe 
Einigung ſei aber ſpäterhin nicht erfolgt. Hiernach fehlt es aber für 
die Zeit vom 1. Auguſt 1910 an einer Einigung der Parteien über 
den Mietzins, und es liegt deshalb für dieſe Zeit ein Mietverhältnis 
nicht vor (§S 154 BGB.). Die gegenteilige Ausführung der 
Reviſion iſt unzutreffend. Wenn auch „der bewußte und 
beabſichtigte Vorbehalt der Einigung ſich als eine Einigung“ 
darſtellen mag, ſo erzeugt doch eine ſolche Einigung beim Aus- 
fall der künftigen Vereinbarung keine Rechte. Die Entſcheidung 
des RG. vom 22. Februar 1905 (RG. 60, 174) ſteht nicht 
entgegen, da ſie den anders gelagerten Fall eines Verlags⸗ 
vertrags, deſſen Abſchluß die Feſtſetzung eines Honorars nicht 
zur Vorausſetzung hat, im Auge hat. Der Kläger kann hier⸗ 
nach für die Zeit vom 1. Auguſt 1910 an Mietzinsanſprüche 
nicht geltend machen. Er hat jedoch die Klage weiterhin auf 
die Beſtimmung des $ 557 BGB. geſtützt, die lautet: „Gibt 
der Mieter die gemietete Sache nach Beendigung des Miet— 
verhältniſſes nicht zurück, ſo kann der Vermieter für die Dauer 
der Vorenthaltung als Entſchädigung den vereinbarten Miet⸗ 
zins verlangen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens 
iſt nicht ausgeſchloſſen.“ Dieſe poſitive Vorſchrift hat, wie die 
Motive des BGB. II, 415 darlegen, den Charakter eines Ent⸗ 
ſchädigungs⸗ und Bereicherungsanſpruchs; ſie ſetzt die Vor⸗ 
enthaltung der Mietſache nach beendeter Mietzeit und damit, 
wie das BG. zutreffend annimmt, ein vorher beſtandenes 
Mietverhältnis voraus. Nicht gerechtfertigt iſt jedoch die auf 
8 139 BGB. geſtützte Darlegung des BG., daß auch für die 
Zeit vom 1. Auguſt 1909 bis dahin 1910 kein gültiges Miet⸗ 
verhältnis beſtanden habe, weil nicht anzunehmen ſei, daß der 
Mietvertrag für das erſte Jahr allein von den Parteien ab⸗ 
geſchloſen worden wäre. Zwar liegt die Frage, ob im Falle 
der Nichtigkeit eines Teils eines Rechtsgeſchäfts anzunehmen 
ſei, daß der an ſich gültige Teil des Rechtsgeſchäfts auch ohne 
den nichtigen Teil vorgenommen worden wäre (8 139 BGB.), 
weſentlich auf tatſächlichem Gebiete und iſt deshalb der Reviſion 
nicht zugänglich. Allein die letztere Geſetzesbeſtimmung kommt 
auf die vorliegende Sachlage nicht zur Anwendung. In den 
Verhandlungen vom 25. Juli 1909 haben die Parteien — von 
einem ſpäter noch zu erörternden Punkte abgeſehen — gültige 
Vereinbarungen über das erſte Mietjahr und die Geſchäftsüber⸗ 
nahme getroffen; dagegen wurde die damals ſchon in Ausſicht 
genommene Miete für das zweite bis zehnte Mietjahr, wie oben 
dargelegt iſt, nicht in bindender Weiſe vereinbart, weil die 
Parteien die Abrede über den Mietzins von einer ſpäteren 
Vereinbarung abhängig gemacht haben. Die Parteien waren 
ſich alſo bewußt, daß inſoweit ihre Erklärungen des rechts⸗ 
geſchäftlichen Charakters entbehrten und ein Vertrag nicht zu⸗ 
ſtande kam. Wenn aber die Beteiligten eine Abrede, die ihrem 
Willen entſprechend der rechtlichen Bedeutung entbehrt, mit 
einer ſolchen von rechtsgeſchäftlicher Bedeutung in einheitliche 
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Verbindung bringen, ſo iſt nicht erfindlich, warum in ſolchen 
Fällen das gewollte Rechtsgeſchäft nichtig fein ſollte (RG. 68, 
326). Wie die Reviſion zutreffend hervorhebt, gehen auch 
beide Parteien von der Gültigkeit der Miete für das erſte Jahr 
aus. Daß die Nichtigkeit des in § 5 des Sondervertrags den 
Beklagten eingeräumten Vorkaufsrechts (RG. 72, 385) einen 
Einfluß auf die ſonſtige Gültigkeit des Vertrags habe, iſt von 
keiner Seite geltend gemacht worden. Gemäß 8 557 BGB. 
haben ſomit die Beklagten jedenfalls für die Zeit vom 1. Auguſt 
1910 bis 1. Oktober 1912, an welchem Tage ſie nach ihrem 
Briefe vom gleichen Tage noch im Beſitz der Räume waren, 
den für das erſte Mietjahr vereinbarten Mietzins von 1500 4% 
für das Jahr zu zahlen. Dieſe Entrichtung iſt unbeſtritten bis 
1. April 1911 erfolgt. An dem Anſpruch des Klägers für die 
Zeit vom 1. April 1911 bis 1. Oktober 1912 mit 2250 % 
haben die Beklagten 1250 . bezahlt, jo daß ſie noch mit 
1000 „ im Rückſtande find. Inſoweit iſt die Sache zur End⸗ 
entſcheidung reif. Dagegen kann über die Anſprüche des 
Klägers für das Jahr vom 1. Oktober 1912 bis dahin 1913 
noch nicht entſchieden werden, da ſich aus dem Urteil des BG. 
nicht ergibt, wie lange nach dem 1. Oktober 1912 dem Kläger 
von den Beklagten der Beſitz der Mietſache vorenthalten worden 
iſt; inſoweit iſt alſo die Zurückverweiſung der Sache zu ander⸗ 
weiter Verhandlung und Entſcheidung geboten. Hinſichtlich der 
weiteren Anſprüche des Klägers war die Reviſion als un⸗ 
begründet zurückzuweiſen. Der Entſcheidung des BG. zur 
Widerklage war inſoweit beizupflichten, als ſie auf Feſtſtellung 
des Erlöſchens des Mietvertrags gerichtet iſt; nicht gerechtfertigt 
iſt ſie jedoch inſoweit, als jegliche Anſprüche des Klägers aus 
dem Mietvertrag ſeit 1. Auguſt 1910 verneint worden ſind, 
da die dem Kläger gemäß § 557 BGB. zukommenden An⸗ 
ſprüche als ſolche aus dem Mietvertrag im Sinne des geſtellten 
Antrags aufzufaflen ſind. B. c. H., U. v. 10. Juni 13, 
29/13 III. — Frankfurt a. M. (B.] 

4. 8 278 BGB. Bei der Veranſtaltung eines Vieh: 
marktes handelt eine Stadtgemeinde nicht als Privatunternehmerin, 
ſondern im öffentlichen Intereſſe; ein Vertragsverhältnis zwiſchen 
der Stadt und den den Viehmarkt beſuchenden Verkäufern 
beſteht nicht.] 

Aus den Gründen: Der 8 278 BGB. iſt in dem vor⸗ 
liegenden Falle unanwendbar, weil — abweichend von dem 
Vorderrichter — ein Vertragsverhältnis zwiſchen der Stadt 
und den den Viehmarkt beſuchenden Verkäufern zu verneinen 
iſt. Bei der Veranſtaltung eines Viehmarkts handelt eine 
Stadtgemeinde nicht als Privatunternehmerin, ſondern im öffent⸗ 
lichen Intereſſe und zum allgemeinen Wohle, und die Gebühren, 
die von ihr für die Benutzung des Marktplatzes, der Stallungen 
und der ſonſtigen für die Marktzwecke getroffenen Einrichtungen 
erhoben werden, haben nicht die Natur des Mietzinſes oder 
einer ſonſtigen privatrechtlichen Gegenleiſtung, ſondern ſie ſind 
öffentliche Abgaben im Sinne des preußiſchen Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893, 5 4. Letzteres ergibt ſich bezüglich 
des Marktſtandsgeldes aus deſſen ausdrücklichen Erwähnung im 
8 11 dieſes Geſetzes ſowie aus § 130 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 1. Auguſt 1883 (ſiehe auch 8 68 GewO.) und iſt auch 
bezüglich des Stallgeldes für die Benutzung der Stallungen 
eines ſtädtiſchen Viehhofs anläßlich eines Pferdemarkts von dem 


erkennenden Senate bereits in einem Urteile vom 6. Mai 1913 
(III 561/12) ausgeſprochen worden; die Bereitſtellung von 
Ställen für die Beſucher des Viehmarkts dient demſelben Zwecke 
wie die Veranſtaltung des Viehmarkts ſelbſt, da ſie für das 
Marktunternehmen unentbehrlich iſt. Daß aber in derartigen 
Fällen zwiſchen den eine ſolche Einrichtung Benutzenden und 
der Gemeinde kein bürgerrechtliches Vertragsverhältnis begründet 
wird, fteht in der Rechtſprechung des RG. feſt (vgl. außer dem 
erwähnten Urteil RG. 49, 222 JW. 11, 958). Aber auch wenn 
man mit dem Vorderrichter eine Platzmiete annehmen wollte, 
würde daraus noch nicht eine vertragsmäßige Verpflichtung der 
Stadt zu folgern ſein, das auf den Markt getriebene Vieh vor 
Anſteckung zu bewahren. Daß die Stadt durch den Vertrag 
die ihr in dieſer Hinſicht kraft Geſetzes obliegenden Pflichten 
oder ſogar weitergehende hätte übernehmen wollen und ſollen, 
kann nicht anerkannt werden. K. e. Oe. u. Gen., U. v. 11. Juni 13, 
39/13 III. — Düſſeldorf. [B.] 

5. § 459 BGB. Zum Begriff der Eigenſchaſten eines 
Grundſtücks.] 

Das BG. hat, abgeſehen von der Dränierung, das Vor⸗ 
liegen von Eigenſchaften verneint und dies damit begründet, daß 
Eigenſchaften eines Grundſtücks außer deſſen natürlicher Be⸗ 
ſchaffenheit zwar auch ſolche tatſächlichen und rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe ſeien, die zufolge ihrer Beſchaffenheit und vorausſichtlichen 
Dauer nach den Verkehrsanſchauungen einen Einfluß auf die 
Wertſchätzung des Grundſtücks zu üben pflegen, es ſich hier aber 
nur um gewiſſe Zuſtände von vorübergehender Bedeutung handle, 
die durch den augenblicklichen Stand der Bewirtſchaftung bedingt 
werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das BG. damit nicht 
den Begriff der Eigenſchaft zu eng gefaßt hat, indem es auf 
den Geſichtspunkt der vorübergehenden Bedeutung zu ſtarken 
Wert legt. Denn wenn ſich auch in zahlreichen Entſcheidungen 
des RG. eine der vom BG. gebrauchten ſehr ähnliche Wendung 
findet („die zufolge ihrer Beſchaffenheit und vorausgeſetzten 
Dauer“) — NG. 52, 2; 59, 243; 61, 86; 64, 269; JW. 06, 
3795; Warneyer Erg.⸗Bd. 1909 Nr. 383 —, fo find doch 
immerhin Fälle denkbar, in denen auch Zuſtände von vorüber⸗ 
gehender Bedeutung nach der Verkehrsanſchauung einen Einfluß 
auf die Wertſchätzung einer Sache zu üben vermögen. In jedem 
Falle hat aber das BG. dem Umſtande, daß mindeſtens 1000 
Raummeter geſchlagenes Holz in dem mitverkauften Walde liegen 
ſollen, mit Recht die Bedeutung einer Eigenſchaft des Ritterguts 
abgeſprochen. Denn wenn dieſer Umſtand auch inſofern für 
den Kaufpreis maßgebend ſein kann, als dem Käufer dieſes 
geſchlagene Holz mitverkauft wird, ſo kann man doch nicht davon 
ſprechen, daß er von Bedeutung für die Wertbemeſſung des 
Gutes ſei, zu deſſen davon nicht betroffenem Wert und nach 
dieſem letzteren bemeſſenem Kaufpreis an ſich voll ſelbſtändig 
der Kaufpreis für dieſes geſchlagene Holz hinzutritt. Anders 
könnte die Sache hinſichtlich der angeblichen Erklärung liegen, 
es ſeien 380 Morgen mit Wintergetreide beſtellt. Das BG. 
hat ſie indeſſen augenſcheinlich dahin aufgefaßt, daß damit nur 
der daraus zu erwartende Erntebeſtand verkauft ſein ſollte, und 
dann kann es nicht beanſtandet werden, wenn das BG. hier 
das Vorliegen einer Eigenſchaft leugnet. Im Gegenſatze zum 
BG. muß aber das Beſtandenſein einer größeren Fläche mit 
Stubben ſchon deshalb als eine Eigenſchaft des Gutes angeſehen 
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werden, weil dies kein Umſtand von nur vorübergehender Be⸗ 
deutung und ſehr wohl geeignet iſt, für die Wertbemeſſung des 
Gutes verkehrsüblich verwendet zu werden. R. o. P., U. v. 
17. Sept. 13, 134/13 V. — Breslau. [S.] 

6. 5 626 BGB., § 231 HGB. Zur Frage der unzu⸗ 
läſſigen Beſchränkung des Kündigungsrechts.] 

Die beklagte Aktiengeſellſchaft wurde im Jahre 1902 ge⸗ 
gründet. In 8 10 Abſ. 1 des Geſellſchaftsvertrags vom 
25. Juni 1910 iſt der Kläger zum Vorſtand beſtellt. Nach 
Abſ. 2 daſelbſt (Abſ. 6 der ſpäteren Faſſung des Statuts) hat 
der Kläger die Geſchäfte der Geſellſchaft mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Geſchäftsmannes zu führen; außerdem ſind dort 
einige Rechtshandlungen aufgeführt, zu deren Vornahme der 
Kläger der Zuſtimmung des Auffichtsrats bedürfen ſoll. Die 
dem Kläger zuſtehende Vergütung iſt in 8 11 auf 1 Prozent 
der aufgefahrenen Bruttofracht der Schiffe feſtgeſetzt, daneben 
ſollte Kläger berechtigt ſein, bei allen Befrachtungen die übliche 
Maklercourtage zu berechnen. Sodann beſagt § 12: „Wird 
die Beſtellung des Herrn D. (des Klägers) auf Grund des 
§ 231 HGB. durch den hierzu befugten Auſſichtsrat wider⸗ 
rufen, ſo iſt die Geſellſchaft verpflichtet, dem Genannten als 
Entſchädigung 10 Jahre lang vom Zeitpunkt ſeines Ausſcheidens 
an gerechnet die volle ihm nach § 11 zuſtehende Vergütung zu 
zahlen. Sollte jedoch die Entlaſſung des Herrn D. von einer 
auf Antrag des Aufſichtsrats zu dieſem Zweck berufenen außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlung beſchloſſen werden, weil ſich 
derſelbe einer Verletzung der ihm nach § 10 Abſ. 2 obliegenden 
Verpflichtungen ſchuldiggemacht hat, ſo ſtehen Herrn D. irgend⸗ 
welche Entſchädigungsanſprüche gegen die Geſellſchaft nicht zu.“ 
Im Jahre 1907 wurden die Anſtellungsverhältniſſe des Klägers 
durch einen von ihm mit dem Aufſichtsrate geſchloſſenen Vertrag 
und durch Aufnahme einer entſprechenden Statutenbeſtimmung 
dahin geändert, daß Kläger an Stelle der bisherigen Vergütung 
ein feſtes Gehalt von jährlich 8000 / und Tantiemen bezog. 
Als der Aufſichtsrat im Jahre 1910 der Meinung war, daß 
der Kläger gegen die ihm als Vorſtand obliegenden Pflichten 
verſtoßen habe, wurde auf den 24. Juni 1910 eine außer⸗ 
ordentliche Generalverſammlung berufen, in der ein Mitglied 
des Aufſichtsrats folgende Anträge ſtellte: „1. Das Anſtellungs⸗ 
verhältnis des Vorſtands, Herrn Heinrich D., zum 1. Oktober 
1910 zu kündigen; 2. für den Fall, daß eine Kündigung auf 
Grund des § 622 BGB. nicht zuläſſig fein ſollte, wird der 
Vorſtand, Herr Heinrich D., zum 1. Oktober 1910 entlaſſen, 
weil er hierfür einen wichtigen Grund gegeben hat (8 626 BGB., 
512 Abſ. 2 des Geſellſchaftsvertrags)“. Die Anträge wurden 
mit 316 gegen 185 Stimmen abgelehnt. Darauf kündigte der 
Aufſichtsrat dem Kläger durch Brief vom 29. Juni 1910 auf 
den 1. Oktober desſelben Jahres, indem er ſich auf die Vor⸗ 
ſchriften der 88 622, 626 BGB. berief. Der Kläger antwortete 
am 30. Juni 1910, er erkenne an, daß ſeine Vorſtandſchaft 
105 ae vom 1. Oktober 1910 ab zufolge des Widerrufs 
5 ufſi htsrats erlöſche, behalte ſich aber den Anſpruch auf 

ie vertragsmäßige Vergütung vor. Nachdem der Kläger auf 
den angegebenen Zeitpunkt als Vorſtand ausgeſchieden war, 
erhob er die vorliegende Klage, womit er auf Grund von 
5 12 Abſ. 1 des Statuts die Zahlung feines Gehalts für 
1½ Jahre in Höhe von 12000 u nebſt Zinſen verlangte. 


Die Beklagte beantragte widerklagend die Feſtſtellung, daß dem 
Kläger auf Grund der Kündigung ein Anſpruch auf Zahlung 
ſeines Gehalts für 10 Jahre nicht zuſtehe. Ferner machte ſie 
mit der Widerklage zwei Gegenforderungen in Höhe von 
7000 und von 131,25 & nebſt Zinſen geltend. Über die 
Frage, ob ein wichtiger Grund zur Entlaſſung des Klägers 
vorgelegen hat, und über die beiden Gegenforderungen wurde 
in I Inſtanz entſprechend einem Gerichtsbeſchluſſe nicht ver⸗ 
handelt. Das LG. ſtellte durch Teilurteil auf die Widerklage 
feft, daß die Beklagte die Jahresvergütung von 8000 % gemäß 
§ 12 Abſ. 1 des Geſellſchaftsvertrags nur bis zum Tode des 
Klägers oder bis zur Auflöſung der Beklagten zu zahlen habe; 
im übrigen wies es die Widerklage ab, ſoweit ſie den Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch betraf. Auf die Klage verurteilte es die Be⸗ 
klagte, ſofort 4202,08 nebſt 4 Prozent Zinſen aus 868,75 K 
ſeit dem 1. Oktober 1911, ferner am 1. April 1912 weitere 
666,67 % und Zinſen von 4000 ſeit dem 1. April 1912 
an den Kläger zu zahlen. Zu dieſen Ziffern gelangte es, indem 
es den Zeitpunkt der Fälligkeit der einzelnen Gehaltsraten 
berückſichtigte und die noch nicht erledigten beiden Gegen⸗ 
forderungen von der Klageforderung abſetzte. In der General⸗ 
verſammlung der Beklagten vom 30. März 1912 wurde die 
Auflöſung der Geſellſchaft beſchloſſen. Gegen das Urteil des 
LG. legten beide Teile Berufung ein, die Beklagte mit dem 
Antrage, die Klage abzuweiſen und auf den von dem LG. er⸗ 
ledigten Widerklageantrag hin feſtzuſtellen, daß dem Kläger auch 
über die eingeklagten 12 000 hinaus keinerlei Anſprüche aus 
der ihm zum 1. Oktober 1910 zugegangenen Kündigung ſeines 
Anſtellungsverhältniſſes zuſtehen. Der Kläger focht das Urteil 
bezüglich der Feſtſtellung an, daß die Beklagte die Jahres⸗ 
vergütung von 8000 . ihm nur bis zu ſeinem Tode oder bis 
zur Auflöfung der Beklagten zu zahlen habe. Er ſtellte den 
Antrag, das Urteil inſoweit aufzuheben und die Widerklage 
ganz abzuweiſen. Das OLG. wies beide Berufungen zurück. 
Beide Parteien haben Reviſion eingelegt, indes ohne Erfolg. 
Die Reviſion der Beklagten iſt mit folgender Betzründung 
zurückgewieſen worden. Die Beklagte hatte geltend gemacht, in 
dem für das Anſtellungsverhältnis des Klägers maßgebenden 
Geſellſchaftsſtatut ſei der hier gegebene Fall, daß der Dienſt⸗ 
vertrag auf Grund des S 622 BGB. unter Einhaltung der 
geſetzlichen Friſt gekündigt werde, überhaupt nicht geregelt. 
Daraus hatte ſie gefolgert, daß es im Fall einer ſolchen 
Kündigung lediglich bei der geſetzlichen Regel bewende, daß alſo 
Kläger keinen Anſpruch auf weiteren Gehaltsbezug habe. Da⸗ 
gegen hat das BG. angenommen, daß $ 12 des Statuts eine 
weitergehende Bedeutung habe, daß dort, wie die Verbindung 
des Widerrufs nach § 231 Abſ. 3 HGB. mit den perſönlichen 
Rechten des Klägers aus dem Dienſtverhältnis ergebe, der 
regelmäßige Fall einer gleichzeitigen Vollmachtsentziehung und 
Kündigung ins Auge gefaßt ſei und daß ſomit auch eine 
Kündigung nach 8 622, ebenſo wie eine ſolche nach § 626 
BGB., unter die Statutenbeſtimmung falle. Zu rechtlichen 
Bedenken gibt dieſe Auffaffung, die von der Reviſion auch nicht 
angegriffen iſt, keinen Anlaß. Weiter führt das BG. aus, 
daß die in $ 12 des Statuts getroffene Regelung nichts Un- 
zuläſſiges enthalte, und daß der Kläger deshalb den dort vor⸗ 
geſehenen Anſpruch auf den Fortbezug ſeines Gehalts durch die 
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in dem Briefe des Aufſichtsrats vom 29. Juni 1910 erklärte, 
auf die 88 622 und 626 BGB. geſtützte Kündigung nicht ver⸗ 
loren habe, einerlei, ob ein wichtiger Grund zur Entlaſſung 
vorlag oder nicht. Dieſen Ausführungen iſt zunächſt inſoweit 
beizutreten, als das BG. der Anſicht iſt, daß das Vereinbarte 
im gegebenen Falle — anders als in dem durch das Urteil 
NG. 75, 234 erledigten — nicht wegen Verſtoßes gegen die 
guten Sitten nichtig ſei. Inſoweit iſt auch kein Reviſions⸗ 
angriff erhoben. Die Reviſion meint aber, das BG. habe in 
ungenügender Berückſichtigung der in dem erwähnten reichs⸗ 
gerichtlichen Urteile aufgeſtellten Grundſätze außer acht gelaſſen, 
daß im vorliegenden Falle ſonſtige zwingende Vorſchriften, wie 
fie in den 88 626 BGB. und 247 HGB. enthalten ſeien, dem 
Anſpruche des Klägers entgegenſtünden. Der Angriff konnte 
keinen Erfolg haben. In dem Urteile RG. 75, 234 iſt es 
wegen des abſoluten Charakters der Vorſchrift des 8 626 BGB. 
als unzuläſſig erklärt, das Kündigungsrecht uus wichtigem 
Grunde im voraus auszuſchließen oder zu beſchränken. Von 
dieſem Standpunkt aus wurde damals nach der Lage des 
Falles angenommen, daß der Anſtellungsvertrag, indem er das 
Recht der Aktiengeſellſchaft zur friſtloſen Kündigung für die 
wichtigſten Fälle von einer hohen Vertragsſtrafe abhängig mache, 
neben einem Verſtoße gegen die guten Sitten auch eine mit 
8 626 a. a. O. unvereinbare Beſchränkung enthalte, und daß 
deshalb die an ſich berechtigte Entlaſſung, die von der nach 
dem Statut dazu berufenen Generalverſammlung beſchloſſen 
war, die Pflicht zur Zahlung der vereinbarten Entſchädigung 
nicht nach ſich ziehe. Von dem dort behandelten Fall unter⸗ 
ſcheidet ſich der vorliegende ſchon dadurch, daß damals die 
Generalverſammlung die Entlaſſung beſchloſſen hatte, während 
hier die Generalverſammlung, die nach dem Statut für den 
Ausſpruch einer nicht mit der weiteren Gehaltszahlung ver⸗ 
bundenen Entlaſſung allein zuſtändig ſein ſollte, durch nicht 
angefochtenen Mehrheitsbeſchluß die Kündigung abgelehnt und 
dann der Aufſichtsrat die Kündigung erklärt hat. Daraus iſt 
aber, entgegen den Ausführungen der Reviſion, zu folgern, 
daß der Kläger den für den Fall ſeiner Enthebung vereinbarten 
Gehaltsanſpruch nicht verloren hat. Seiner weſentlichen Be⸗ 
ſtimmung nach iſt der Aufſichtsrat nicht Vollzugsorgan der 
Aktiengeſellſchaft, ſondern dazu berufen, die Geſchäftsführung 
zu überwachen. Die Verwaltungs- und Vertretungstätigkeit, 
die ihm das Geſetz in einzelnen Fällen (88 222 Abſ. 4, 233, 
246 Abſ. 2, 247) zuweiſt, ändert nichts an dieſer ſeiner grund⸗ 
ſätzlichen Stellung. Deshalb iſt auch die Bildung der 
Geſellſchaftsorgane, wozu nicht nur die Beſtellung, ſondern auch 
die Enthebung von Vorſtandsmitgliedern gehört, keine An⸗ 
gelegenheit, die ſchon nach dem Geſetz in den Geſchäftskreis des 
Aufſichtsrats fällt. Nur durch den Geſellſchaftsvertrag kann ſie 
ihm nach § 246 Abſ. 3 HGB. übertragen werden. Im 
gegebenen Fall enthält allerdings der Geſellſchaftsvertrag eine 
ſolche Beſtimmung, indem § 12 Abſ. 1 die Ausübung des nach 
8 231 Abſ. 3 HGB. beſtehenden Widerrufsrechts dem Aufſichts⸗ 
rate zuweiſt, und es iſt auch, wie ſchon bemerkt, dem BG. 
unbedenklich darin zu folgen, daß dieſe Statutenbeſtimmung 
nicht nur auf die Entziehung der Geſchäftsführungs⸗ und Ver⸗ 
tretungsbefugnis, ſondern allgemein auf die Kündigung des 
Dienſtverhältniſſes ſich bezieht. Allein das Statut hat inſofern 


wieder eine Einſchränkung vorgenommen, als es eine Kündigung, 
die ausnahmsweiſe die Geſellſchaft nicht zur Zahlung der be 
dungenen Entſchädigung verpflichten ſoll, der Generalverſammlung 
vorbehält. Darin iſt weder im Hinblick auf die geſetzliche 
Stellung des Auſſichtsrats noch bei Berückſichtigung der Vor⸗ 
ſchrift des 8 626 BGB. etwas Unzuläſſiges zu finden. Wenn 
das Statut die Ausübung des Kündigungsrechts dem Auffichte- 
rat überhaupt nicht zu übertragen brauchte, durfte es bei der 
Übertragung auch eine Einſchränkung vornehmen. Eine mit der 
zwingenden Vorſchrift des § 626 a. a. O. unvereinbare Er⸗ 
ſchwerung der Entlaſſung iſt in der Art, wie das Statut 
die Kündigungsbefugnis zwiſchen Aufſichtsrat und General⸗ 
verſammlung verteilt, deshalb nicht enthalten, weil das Statut, 
indem es den Vorbehalt zugunſten der Generalverſammlung 
macht, gegenüber dem geſetzlichen Zuſtande keine Erſchwerung 
ſchafft, ſondern nur von einer möglichen Erleichterung abſieht. 
Etwas anderes iſt auch dem § 247 HGB. nicht zu entnehmen. 
Auch wenn man die in Abſ. 1 daſelbſt dem Aufſichtsrate bei⸗ 
gelegte Befugnis, die Geſellſchaft bei der Vornahme von Rechts⸗ 
geſchäften mit den Vorſtandsmitgliedern zu vertreten, die Be⸗ 
deutung beilegt, daß eine von dem Aufſichtsrat ausgehende 
Kündigung ſtets als von einer dazu ermächtigten Perſon erklärt 
zu gelten hat, und deshalb ſtets geeignet ſein kann, die 
Beendigung des Dienſtverhältniſſes herbeizuführen, ſo bleibt 
dabei im Einzelfall doch immer die Frage offen, ob die Grenzen 
der Vertretungsmacht eingehalten ſind. Iſt dies nicht der Fall, 
ſo mag zwar die Kündigung formell zu Recht beſtehen, dem 
betroffenen Vorſtandsmitglied iſt aber die Geltendmachung der 
Rechte, die ihm zur Sicherung der Einhaltung der geſetzlichen 
oder ſtatutariſchen Beſtimmungen vertragsmäßig eingeräumt 
ſind, nicht verwehrt. Von einer unzuläſſigen Beſchränkung des 
Kündigungsrechts kann hier nicht die Rede ſein, weil das Recht 
ſo, wie es in Wahrheit beſteht, von der Beſchränkung gar nicht 
berührt wird. D. c. A.⸗G. H. Ll., U. v. 27. Mai 13, 42/13 II. — 
Hamburg. (B. 

7. 8 826 BGB. Bekanntgabe eines dem Submittenten 
von einem Bewerber übergebenen Muſters an deſſen Kon⸗ 
kurrenten bei Ausſchreibung einer Submiſſion.] 

Die Beklagte zu 1 wollte im Sommer 1908 die für die 
Feſthalle zu F. erforderlichen Sitzgelegenheiten beſchaffen. Das 
war der Klägerin, die eine Stuhlfabrik betreibt, bekannt ge⸗ 
worden; ſie offerierte der Beklagten daher eine Bank mit 
Klappſitzen. Die Baukommiſſion der Beklagten riet jedoch in 
einem Beſchluſſe vom 6. November 1908 von der Anſchaffung 
von Bänken mit Klappſitzen und von Einzelklappſtühlen ab und 
empfahl die Beſchaffung von Stühlen. Nunmehr ſchrieb die 
Klägerin unter dem 3. Dezember 1908 an das Städtiſche Hoch⸗ 
bauamt, ſie habe einen Stuhl konſtruiert, der als feſter Stuhl 
an Tiſchen Verwendung finden und auch als Reihenklappſitz 
aufgeſtellt werden könne, ſie werde ihn dem Hochbauamte vor⸗ 
führen laſſen. Dies geſchah am 5. Dezember 1908 durch den 
Prokuriſten der Klägerin J. Damals erklärte der Beklagte 
zu 2 dem J., man werde eine Submiſſion für feſte Stühle 
ausſchreiben, Klägerin ſolle mitherangezogen werden und möge 
ihren Stuhl in einer Unterofferte anbieten. Der Muſterſtuhl 
blieb auf dem Hochbauamte zurück und wurde einem Dienſt⸗ 
manne, der ihn im Auftrage von J. abholen ſollte, nicht aus⸗ 
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gehändigt. Am 29. Januar 1909 wurde eine Submiſſion aus⸗ 
geſchrieben, bei der es den Bewerbern freigeſtellt wurde, An⸗ 
gebote für gewöhnliche Stühle oder für Klappſtühle zu machen, 
deren Sitz mit einem kleinen Riegel zum Feſtſtellen verſehen 
ſein ſollte. Die Zeichnung eines ſolchen Stuhles war mit 
Wiſſen und auf Veranlaſſung des Beklagten zu 2 beigefügt. 
Die Klägerin beteiligte ſich an der Submiſſion und bot Klapp⸗ 
ſtühle zu dem Submiſſionsmodell zu 7 A, nach ihrem „Eigen⸗ 
muſter, das dem Hochbauamte vorlag“, zu 8 A an, in dem 
Begleitbriefe vom 19. Februar 1909 aber ſprach ſie die Bitte 
aus, die Lieferung oder doch einen größeren Teil davon zu er⸗ 
halten, da fie die Konſtruktion dieſes Einzelklappſitzes erdacht 
und ihn dem Beklagten zu 2 habe vorführen laſſen. Den Zu⸗ 
ſchlag erhielt die Schulbankfabrik K. zu 7 4 für einen Klapp⸗ 
ſtuhl nach der Submiſſionszeichnung, während die Klägerin leer 
ausging. Durch dieſes Vorgehen der Beklagten glaubt die 
Klägerin geſchädigt zu fein. Ihr Stuhl ſei als eine neue Er⸗ 
findung anzuſprechen, was den Beklagten klar geweſen ſei, 
trotzdem ſei der Stuhl abgezeichnet und durch die Submiſſions⸗ 
zeichnung öffentlich bekanntgegeben worden; man habe ihn nur 
deswegen zurückbehalten, um ihn abzeichnen zu können. Gemäß 
88 823 Abf. 1, 826, 687 Abſ. 2, 812 BGB. ſeien ihr die 
Beklagten ſchadenserſatzpflichtig. Als Gebrauchsmuſter hat die 
Klägerin ihren Stuhl erſt unter dem 17. Februar 1909 an⸗ 
gemeldet und das Gebrauchsmuſter Nr. 370 657 erhalten, 
während die Schulbankfabrik K. ſich das von ihr ausgeführte 
Stuhlmodell unter Nr. 370 147 ſchützen ließ. Von dem Vorder⸗ 
richter wird angenommen, daß die Beklagten, wenn die Kon⸗ 
ſtruktion des Klappſtuhls auch als eine ſchutzwürdige Erfindung 
angeſehen und der Klägerin an ihr ein „ſogenanntes Erfinder⸗ 
recht“ zugeſtanden werde, dieſes Erfinderrecht weder vorſätzlich 
noch fahrläſſig verletzt hätten, womit ein Verſtoß gegen 8 823 
BGB. entfalle. Weiter ſei 8 826 1. c. nicht anwendbar, da 
das Verhalten der Beklagten keinen Verſtoß gegen den in 
Handel und Wandel zu beobachtenden Anſtand und ebenſowenig 
den Vorſatz erkennen laſſe, der Klägerin Schaden zuzufügen. 
Der Reviſion iſt zuzugeben, daß die Ausführungen, mit denen 
der Vorderrichter ſeine Auffaſſung begründet, nicht frei von 
Bedenken ſind. Daß die Beklagte zu 1 und ihre ſach⸗ 
verſtändigen Berater in der Baukommiſſion im November 1908 
noch die Beſchaffung gewöhnlicher Stühle beabſichtigten, ergibt 
der oben wiedergegebene Sachverhalt. In der Submiffion find 
nun als Los II 6000 Stühle gewöhnlicher Art ausgeſchrieben, 
aber zugleich alternativ 6000 Klappſtühle nach beigefügter 
Zeichnung und vorhandenem Probeſtuhl. Nach der Behauptung 
der Klägerin iſt ihr Probeſtuhl in der Zeichnung wiedergegeben. 
Der Bauführer G. bekundet, daß er die Submiſſionszeichnung 
nach einer Skizze angefertigt hat, die er von dem Stadt⸗ 
baumeiſter G. erhalten hatte; dieſer aber erklärt, daß er von 
dem Stuhle der Klägerin beeinflußt worden iſt, den er vorher 
geſehen hatte. Der Vorderrichter geht auf dieſe Einzelheiten 
nicht näher ein. Zwar verkennt er nicht, daß die Beklagten 
den Stuhl der Klägerin bei Ausſchreibung der Submiſſion 
benutzt haben, aber er meint, es ſei keine Ausnützung der 
neuen Idee beabſichtigt geweſen, Beklagte ſeien fi überhaupt 
nicht bewußt geweſen, daß die Konſtruktion der Klägerin eine 
neue, dem freien Verkehr nicht zugängliche Idee enthalte. 


Unterſtellt man das alles als richtig, ſo bleibt doch die Frage 
übrig, ob die Beklagten durch den Stuhl der Klägerin nicht 
zur Anderung ihrer anfänglichen Dispoſitionen veranlaßt wurden 
und ob ſie durch ihn nicht von einer Konſtruktionsmöglichkeit 
Kenntnis erhielten, die ihnen bis dahin unbekannt war. Für 
letzteres würde ſprechen, wenn der Beklagte zu 2 den Stuhl 
als eine hochintereſſante Löſung bezeichnet haben ſollte, wie das 
die Klägerin behauptet und unter Beweis geſtellt hat. Es 
handelt ſich um eine Vorrichtung, die einen Stuhl geeignet 
machen ſoll, im Wirtſchaftsbetriebe als gewöhnlicher, feſter 
Stuhl und im Theater oder bei ähnlichen Veranſtaltungen als 
ſelbſttätiger Klappſtuhl benutzt zu werden. Zu dieſem Zwecke 
hat die Klägerin an einem Stuhle, deſſen Sitz von ſelbſt auf⸗ 
klappt, wenn der darauf Sitzende aufſteht, einen Riegel an⸗ 
gebracht, durch den der Sitz feſtgeſtellt werden kann. Dieſer 
äußerlich unbedeutenden Vorrichtung ſchreibt die Klägerin einen 
erheblichen wirtſchaftlichen Wert zu, weil Stühle mit ſelbſttätig 
aufklappendem Sitze bei Konzerten, im Theater uſw. enger 
geſtellt werden dürften als Stühle ohne dieſe Eigenſchaft, dieſe 
Klappſtühle aber durch ihre Neuerung auch zu ſonſtigem Ge⸗ 
brauche, namentlich im Reſtaurationsbetriebe, geeignet würden, 
wo Klappſtühle, deren Sitz nicht feſtgeſtellt werden kann, un⸗ 
verwendbar ſeien. Iſt das richtig und ſind weiter Klappſtühle, 
deren Sitz ſich feſtſtellen läßt, keine allgemein marktgängige 
Ware zur Zeit der Submiſſion geweſen, ſo würde der Gedanke 
der Klägerin, den erwähnten Riegel anzubringen, für ſie ſelbſt 
dann einen wirtſchaftlichen Wert darſtellen, wenn es ſich nicht um 
eine Erfindung oder ein ſchutzfähiges Modell, $ 1 GebrMuſtG. 
vom 1. Juni 1891, handeln ſollte. Zwar kann ſie dann 
niemandem verbieten, Stühle gleicher Art herzustellen und in 
den Verkehr zu bringen, ſie wird aber in Fällen, in denen es 
auf die doppelte Verwendbarkeit des Stuhles ankommt, alle 
Ausſicht haben, mit ihrer Konſtruktion die ſonſtigen Bewerber 
zu ſchlagen, die nur Stühle der allgemein üblichen Art an⸗ 
bieten. Dieſes Vorteils iſt ſie dadurch verluſtig gegangen, daß 
die Beklagten durch die Veröffentlichung der Zeichnung allen 
Bewerbern den Konſtruktionsgedanken der Klägerin bekannt⸗ 
gegeben haben. Die Frage, ob die Beklagten durch die Ver⸗ 
öffentlichung der Zeichnung der Klägerin in einer gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Weiſe vorſätzlich Schaden zugefügt 
haben, BGB. 8 826, fällt daher nicht mit der anderen zu⸗ 
ſammen, ob ihnen die — von den Sachverſtändigen bejahte — 
Neuheit und Schutzfähigkeit der Konſtruktion bekannt war. 
Gefragt muß vielmehr werden, ob es gegen die guten Sitten 
iſt, daß die Beklagten das ihnen von einem Bewerber über⸗ 
gebene Muſter deſſen Konkurrenten durch die Submiſſions⸗ 
zeichnung zugänglich machten und ob ſie hierbei vorſätzlich, 
d. h. mit dem Bewußtſein handelten, die Veröffentlichung der 
Zeichnung werde der Klägerin ſchaden. In dieſer Hinſicht 
würde es auch nicht ohne Bedeutung ſein, daß die Beklagten 
behauptet haben, die Klägerin würde nie auf die Erteilung 
eines Auftrags haben rechnen dürfen. Daß die ſchrankenloſe 
Ausnützung fremder Gedanken und Arbeiten auch außerhalb 
des Gebiets der gewerblichen Schutzrechte nicht unbedingt zu⸗ 
läſſig iſt, hat der Senat bereits mehrfach angenommen, 
RG. 73, 296 fg.; Warneyer Rechtſprechung 1911, 86 fg.; ein 
Widerſpruch mit der Entſcheidung des I. 38. in RG. 70, 75 fg. 
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iſt hierin nicht zu finden. Bei der Prüfung der zwiſchen den 
Parteien durch die Überlaffung des Muſterſtuhls entſtandenen 
rechtlichen Beziehungen darf ferner die Möglichkeit eines 
Vertrags- oder vertragsähnlichen Verhältniſſes nicht außer 
Betracht gelaſſen werden. Die Klägerin hat dem Hochbauamte, 
das fie damals wohl für die zuständige Stelle hielt, den Stuhl 
vorgeführt, um die Beklagte zu 1, bzw. deren Baukommiſſion, 
zu beſtimmen, ihr gleichartige Stühle in Auftrag zu geben. Die 
gleiche Erwägung wird ſie, wie ihr Schreiben vom 30. De⸗ 
zember 1908 an den Beklagten zu 2 zeigt, auch veranlaßt 
baben, in das längere Verbleiben des Stuhls bei der Beklagten 
zu 1 zu willigen. Alsdann liegt ein der Leihe, BOB. 8 598 fg., 
mindeſtens ähnliches Verhältnis vor, auf das die Beſtimmung 
des 8 603 BGB. entſprechende Anwendung zu finden hat; der 
Empfänger darf daher von der ihm überlaſſenen Sache keinen 
anderen als den bei der Übergabe vorausgeſetzten Gebrauch 
machen. Dieſer beſtand nach der gegebenen Sachlage in der 
Prüfung des Stuhls auf ſeine Brauchbarkeit für die Zwecke 
der Feſthallengeſellſchaft, dagegen iſt nicht erſichtlich, daß die 
Klägerin den Beklagten auch das Recht hätte einräumen wollen, 
den Stuhl zur Anfertigung einer Zeichnung für die Submiſſion 
zu benutzen. Liegt aber hierin ein vertragswidriger Gebrauch, 
ſo würden die Beklagten nicht nur unter dem Geſichtspunkte einer 
Vertragsverletzung ſchadenserſatzpflichtig ſein können, ſondern ihr 
vertragswidriges Verhalten könnte auch für die Frage, ob ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten vorliegt, erheblich werden, 
Warneyer Rechtſprechung 1912, 290. Auf alles dies würde 
es freilich dann nicht ankommen, wenn mit den Beklagten an⸗ 
zunehmen wäre, daß die Klägerin durch ihr Verhalten nach Aus⸗ 
ſchreibung der Submiſſion die ihr etwa erwachſenen Schadens⸗ 
erſatzanſprüche aufgegeben hätte, oder daß hieraus ihr Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Vorgehen der Beklagten zu entnehmen 
wäre. Der Vorderrichter iſt auf dieſe Frage nicht eingegangen; 
da ſie teilweiſe in das Gebiet der Tatſachenwürdigung gehört, 
kann ſie auch in der Reviſionsinſtanz nicht entſchieden werden. 
Sollte in der Neuerung der Klägerin eine ſchutzfähige Erfindung 
liegen, ſo kann ſie auch durch die Verletzung des Erfinderrechts 
in ihrem Vermögen beeinträchtigt fein. Daß ein ſolches Recht 
ſchon vor der Erteilung eines Patentes oder der Erwirkung 
eines Muſterſchutzes vorhanden iſt, unterliegt keinem Zweifel, 
RG. 37, 42 fg.; 77, 82 fg. Der Erfinder hat nach Maßgabe 
des Geſetzes einen Anſpruch auf Erteilung eines Patentes, der 
übertragbar iſt und auf die Erben übergeht, 88 1, 6 PatG., 
er kann durch ſeinen Einſpruch die Erteilung des Patentes an 
andere unter Umſtänden verhindern und eine Vordatierung 
ſeiner Anmeldung verlangen, 8 3 J. c. Ahnliche Befugniſſe 
ſtehen dem Erfinder nach 8 4 Abſ. 3, 86 Abſ. 2 GebrMuſtG. 
zu. Daß dieſe Befugniſſe wirtſchaftlichen Wert haben, iſt nicht 
zweifelhaft. Sind ſie der Klägerin dadurch verlorengegangen, 
daß ihre Vorrichtung durch die Veröffentlichung die Eigenſchaft 
der Neuheit verloren hat, ſo kann Klägerin auch hierfür nach 
Maßgabe der zwiſchen den Parteien etwa anzunehmenden ver⸗ 
traglichen Beziehungen oder gemäß geſetzlicher Vorſchriften 
Schadenserſatz fordern. Hierbei iſt davon auszugehen, daß das 
allgemeine bürgerliche Recht ergänzend neben den beſonderen 
Beſtimmungen der gewerblichen Schutzgeſetze ſteht und nur in⸗ 
ſoweit nicht zur Anwendung zu kommen hat, als deren Inhalt 


ſeine Anwendbarkeit ausdrücklich oder ſinngemäß ausſchließt, 
RG. 62, 321; 70, 75 fg. Die vorſtehenden Erwägungen laſſen 
die Aufhebung des angefochtenen Urteils geboten erſcheinen. 
H. c. A.⸗ und F.⸗G. m. b. H., U. v. 3. Juli 13, 129/13 VI. — 
Frankfurt a. M. (B.] 

8. 8 1610 BGB. Bei Bemeſſung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts find die Rechtsbeziehungen des Bedürftigen zu einem 
Familienfideikommiſſe mit zu berüdfichtigen.] 

Die Reviſion behauptet, das BG. habe die für den Kläger 
auf vierteljährlich 300 % bemeſſene Unterhaltsrente nach 
unrichtigen Grundſätzen ermittelt. Sie weiſt darauf hin, daß 
in einem anderen Rechtsſtreite der Beklagte durch das Urteil 
des KG. vom 8. Juli 1912 verurteilt worden iſt, an den 
Vater des Klägers eine Unterhaltsrente von jährlich 5000 % 
zu zahlen. Was als angemeſſene Unterhaltsrente für den am 
7. Dezember 1911 geborenen Kläger anzunehmen ſei, könne 
allein hiernach — alſo nach den derzeitigen Einkommens⸗ 
verhältniſſen des Vaters des Klägers — und nicht, wie das 
BG. meint, danach bemeſſen werden, daß der Kläger viel⸗ 
leicht einmal nach dem Tode ſeines Großvaters (des Beklagten) 
und ſeines Vaters Fideikommißinhaber werde. Überdies ſei der 
Mutter des Klägers unter den obwaltenden Verhältniſſen aller⸗ 
dings zuzumuten, die Pflege und Erziehung des Klägers ſelbſt 
zu bewirken, zum mindeſten ſo lange, bis der Kläger die Volks⸗ 
ſchule durchgemacht habe. Zum Unterhalte des Klägers bis 
dahin reiche aber der Betrag von 50 % monatlich aus. Die 
Reviſionsbeſchwerden können nicht für begründet erachtet werden. 
An ſich iſt die Unterhaltspflicht des Beklagten gegenüber dem 
Kläger als ſeinem Enkelkinde nicht mehr ſtreitig. Der Kläger 
kann von dem Unterhaltspflichtigen nach 8 1610 BGB. 
ſtandesmäßigen Unterhalt beanſpruchen. Schon das LG. 
hatte den ſtandesmäßigen Unterhalt des Klägers in ſeinem Teil⸗ 
urteile vom 13. Oktober 1912 auf vierteljährlich 300 % 
(jährlich 1200 /) bemeſſen, allerdings ohne eine nähere Be⸗ 
gründung für dieſe Annahme zu geben. Aber das BG. hat 
die für das Maß der Unterhaltsrente fehlende Begründung 
gegeben. Es führt aus, es ſei zu berückſichtigen, daß der 
Kläger der Sohn des Anwärters eines reichen Familienfidei⸗ 
kommiſſes ſei, und daß ihm eine dementſprechende Verpflegung 
und Erziehung gewährt werden müſſe. Der Mutter des Klägers 
könne nach den Verhältniſſen, in denen fie lebe, nicht zugemutet 
werden, die Pflege und Erziehung des Kindes allein zu be— 
wirken. Deshalb müſſe für den Kläger eine geeignete Er⸗ 
zieherin gehalten werden. Die Koſten hierfür ſeien auf mindeſtens 
700 & jährlich zu veranſchlagen. Mit Rückſicht hierauf und 
in Anbetracht der Koſten der Lebensbedürfniſſe überhaupt fei 
ein Betrag von 1200 # jährlich für den ſtandesmäßigen Unter: 
halt des Klägers nicht zu hoch. Dem BG. kann es nicht als 
ein Rechtsverſtoß angerechnet werden, daß es bei der Bemeſſung 
des ſtandesmäßigen Unterhalts des Klägers ſeine Rechts⸗ 
beziehungen zu dem fraglichen Familienfideikommiſſe mitberück⸗ 
ſichtigt hat. Dieſes jetzt im Beſitze und Genuſſe des Beklagten 
befindliche Fideikommiß beſteht nach den getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen aus einem Geldbetrage von etwa vier Millionen Marl. 
Der Vater des Klägers hat Anwartſchaft auf dieſes Fidei⸗ 
kommiß. Wenn der Vater des Klägers auch zurzeit ſelbſt 
unterhaltsbedürftig iſt und vom Beklagten für ſeinen ſtandes⸗ 
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mäßigen Unterhalt jährlich 5000 # Unterhaltsrente bezieht, jo 
iſt für ſeinen Stand doch auch ſeine Anwartſchaft auf das 
Fideikommiß von Bedeutung. In der Regel werden Familien⸗ 
fideikommiſſe zur Erhöhung des Glanzes der Familien errichtet. 
Es entſpricht dem Weſen des Familienfideikommiſſes, daß die 
Teilnahmeberechtigten, auch wenn ihre Berechtigung vorläufig 
nur in einer Anwartſchaft auf künftigen Beſitz und Genuß 
beſteht, doch ſchon in bezug auf ihre geſellſchaftliche Stellung 
bevorzugt erſcheinen. Gilt dies aber vom Vater des Klägers, 
ſo begründet dieſer Umſtand auch für den Kläger ſelbſt das 
Bedürfnis, eine entſprechend beſſere und ſorgfältigere Pflege 
und Erziehung, als unter gewöhnlichen Verhältniſſen angebracht 
wäre, zu erhalten. Das BG. hat daher mit Recht auf den 
durch das Fideikommiß hergeſtellten beſonderen Familienverband 
und die Zugehörigkeit des Klägers zu dieſem Verbande Rückſicht 
genommen. Die weitere Reviſionsrüge, daß die Mutter des 
Klägers ohne die Beihilfe einer Erzieherin den Kläger erziehen 
könne, würde vielleicht zutreffen, wenn die erſte Reviſionsrüge 
begründet wäre. Da dies nicht der Fall iſt, findet ſie ſchon 
in den vorſtehenden Erwägungen ihre Widerlegung. Auch be⸗ 
züglich der Mutter des Klägers durfte das BG. ohne Rechts⸗ 
verſtoß davon ausgehen, daß ihre Verhältniſſe gleichfalls durch 
das Beſtehen der Fideikommißberechtigung ihres Ehemanns in 
einem ihrer Stellung vorteilhaften Sinne beeinflußt wurden. 
Es handelt ſich nicht um eine gänzliche Befreiung der Mutter 
von der Erziehungspflicht gegenüber ihrem Kinde, ſondern nur 
um eine Erleichterung und Unterſtützung durch eine dazu geeignete 
Perſon. R. S. c. H. H. S., U. v. 22. Sept. 13, 212/13 IV. — 
Berlin. [Z.] 

Handelsrecht. 

9. Nach Auflöſung einer offenen Handelsgeſellſchaft und 
Übernahme der Aktiven durch einen Geſellſchafter kann ein 
Lieferungsvertrag nicht an den anderen Geſellſchafter mit be⸗ 
freiender Wirkung erfüllt werden.] 

Die offene Handesgeſellſchaft P. K M. in S., deren Inhaber 
der Kläger und der Kaufmann P. waren, kaufte am 27. No⸗ 
vember 1908 von der Beklagten 12 500 Kilo Baumwollgarn, 
lieferbar im erſten und zweiten Vierteljahr 1909, etwas auch 
im Dezember 1908. Nachdem 2116 Kilo geliefert, aber nicht 
bezahlt waren, löſte ſich die Geſellſchaft auf, wobei der Kläger 
das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven übernahm. Dies wurde 
im Handelsregiſter eingetragen und kam auch zur Kenntnis der 
Beklagten. Die Beklagte lieferte noch an den Kläger gegen 
deſſen Akzept 1268,5 Kilo, ſtellte dann aber die Lieferungen 
ein, weil der Kläger in Zahlungsſchwierigkeiten geriet. Am 
14. Oktober 1909 trat der Kläger die Forderung auf das Reſt⸗ 
quantum von 9115,5 Kilo an den Kaufmann K. in N. ab, der 
ſie kurze Zeit ſpäter der Firma A. Kn. in O. weiterübertrug. 
Am 27. Oktober 1909 wurde über das Vermögen des Klägers 
das Konkursverfahren eröffnet. Über die Lieferung des Reſt⸗ 
rs fanden Verhandlungen zwiſchen den Zeſſionaren und 
275 eklagten ſtatt. Die Beklagte verlangte Beibringung einer 

erklärung des Konkursverwalters, daß er mit der Lieferung an 
die Firma Kn. einverſtanden ſei; ferner verlangte ſie Sicher⸗ 
ſtellung des Preiſes für das noch ausſtehende Quantum und 
Bezahlung des ſchon Geleiſteten. Die erſten beiden Bedingungen 
ſtießen bei K. und Kn. auf keinen Widerſpruch. Auf ihre An⸗ 
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regung erklärte der Verwalter, die Erfüllung des Vertrags 
vom 27. November 1908 werde von ihm nicht beanſprucht. 
Zahlung für das bereits gelieferte Garn zu leiſten, lehnten die 
Zeſſionare ab. Während dieſe Verhandlungen ſich zerſchlugen, 
wandte ſich die Beklagte an P. Nachdem P. im Februar 1910 
bezahlt hatte, was bisher geliefert war, ließ ſie ihm in der 
Zeit vom April bis Juli 1910 auch den Reſt mit 9115,5 Kilo 
zugehen. Im Herbſt 1910 wurde der Konkurs des Klägers 
durch Zwangsvergleich beendet. Der Kläger beſtimmte darauf 
die Firma Kn., ihm den Anſpruch auf die reſtlichen 9115,5 Kilo 
wieder abzutreten und forderte die Beklagte zur Lieferung auf. 
Die Beklagte weigerte ſich unter Hinweis auf die Aushändigung 
des Garnes an P., ließ auch eine Nachfriſt, die der Kläger ihr 
ſetzte, verſtreichen. Nunmehr beſchritt der Kläger den Rechtsweg. 
Sein Antrag ging auf Verurteilung zur Zahlung von 5200 .% 
Schadenserſatz als Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreiſe der 
9115,5 Kilo und der Marktnotierung von Mitte Mai 1911. 
Die Beklagte berief ſich auch der Klage gegenüber in erſter 
Linie auf die Lieferung an P. Beide Inſtanzen wieſen mit 
Rückſicht auf dieſe Lieferung die Klage ab. Das RG. hat auf 
gehoben und die Klage dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Das BG. hat ſich völlig den Erwägungen des erſten 
Richters angeſchloſſen. Trotz der Auflöſung der offenen Handels 
geſellſchaft, führt es aus, habe P. der Beklagten nach 8 128 
HGB. gehaftet. Ein Verzicht auf die Haftung ſei nicht erfolgt, 
insbeſondere auch dadurch nicht, daß die Beklagte dem Kläger 
gegen deſſen Akzept noch einen Poſten Garn zuſandte. Daher 
habe ſie das Reſtquantum an P. liefern dürfen. Wie das BG. 
mit Recht bemerke, habe ſie an ihn geliefert als an einen ihrer 
Geſamtgläubiger in ſeiner ihr gegenüber trotz des Ausſcheidens 
aus der Geſellſchaft fortbeſtehenden Eigenſchaft als Geſellſchafter 
der Firma P. & M. Sie habe damit an die Geſellſchaft ſelbſt 
erfüllt. Die Erwägungen der Vorinſtanzen ſind offenſichtlich 
unhaltbar. Die offene Handelsgeſellſchaft war im Jahre 1909 
aufgelöſt. Da eine Liquidation nicht ſtattgefunden, vielmehr 
der Kläger das Geſchäft alsbald mit Aktiven und Paſſiven 
übernommen hatte, iſt es ſchlechterdings unmöglich, daß die 
Beklagte noch im Jahre 1910 an die Geſellſchaft hätte erfüllen 
oder daß P. ſeine Geſellſchaftereigenſchaft ihr gegenüber hätte 
bewahren können. Als Geſamtgläubiger darf P. vollends nicht 
bezeichnet werden. Auch zu der Zeit, als die Geſellſchaft noch 
beſtand, war er nicht Geſamtgläubiger, ſondern mit dem Kläger 
zuſammen Gläubiger zur geſamten Hand (vgl. HGB. 8 105 
Abſ. 2, BGB. SS 718, 719). Die Beklagte, die über die Sach⸗ 
lage unterrichtet war, konnte nicht einmal während der Geſell⸗ 
ſchaftsdauer mit befreiender Wirkung an P. liefern, geſchweige 
denn, daß ſie nach der Auflöſung der Geſellſchaft, und nachdem 
der Kläger die Aktiva übernommen hatte, durch Lieferung an P. 
befreit wäre. An dieſem Ergebnis wird durch das, was das BG. 
über die Abnahmepflicht des Käufers hinzugefügt hat, nichts 
geändert. Es iſt richtig, daß zu den Verpflichtungen P. s, die 
nach der Beendigung der Geſellſchaft fortdauerten, auch die 
ihm gemäß § 433 Abſ. 2 BGB. obliegende Verpflichtung zur 
Abnahme des Garnes gehörte. Daraus läßt ſich aber für ein 
Recht des P. auf Annahme des Garnes nichts folgern. Der 
Satz des BG., abnahmepflichtig könne nur ſein, wer das Recht 
auf Annahme habe, beruht auf einer Verkennung der Ver⸗ 
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ſchiedenheit der beiden Begriffe. Verſteht man mit der Recht⸗ 
ſprechung des RG. unter Abnahme die körperliche Hinwegnahme 
der Kaufſache, um den Verkäufer zu entlaſten, ſo liegt ein 
logiſches Abhängigkeitsverhältnis zwiſchen dieſer Leiſtungspflicht 
und dem Recht auf Annahme, d. h. dem Gläubigerrecht, nicht 
vor. Ein ausgeſchiedener Geſellſchafter z. B., der dem Ver⸗ 
käufer gegenüber an der Forderung der Geſellſchaft auf 
Lieferung nicht mehr berechtigt iſt, kann ſehr wohl noch ver⸗ 
pflichtet ſein, den Verkäufer von der Kaufſache zu entlaſten oder 
dafür Sorge zu tragen, daß die Entlaſtung durch die Geſell⸗ 
ſchaft bewirkt wird. Das angefochtene Urteil iſt hiernach auf⸗ 
zuheben. Die Sache iſt auch inſoweit zur Entſcheidung reif, daß 
über den Grund des auch dem Betrage nach beſtrittenen Klage⸗ 
anſpruchs gemäß § 304 ZPO. vorab geurteilt werden kann. 
Die Klage iſt grundſätzlich gerechtfertigt. Nachdem der Kläger 
die Forderung zurückerworben hatte, würde die Beklagte nach 
§ 321 BGB. befugt geweſen fein, die Lieferung bis zur 
Stellung von Sicherheit zurückzuhalten. Statt deſſen hat ſie 
die Leiſtung ſchlechthin verweigert, auch eine Nachfriſt unbenutzt 
verſtreichen laſſen. Nach $ 326 BGB. kann daher der Kläger 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung beanſpruchen. M. e. NS 
u. W. A. G., U. v. 23. Sept. 13, 319/13 II. — Bamberg. [Z.] 

Wechſelrecht. 

10. Art. 82 WO. Tritt ein Indoſſant den Anſpruch, 
zu deſſen Erfüllung oder Sicherung der Wechſel beſtimmt iſt, 
an den Indoſſatar ab, ſo kann der Wechſelſchuldner Ein⸗ 
wendungen gegen den Anſpruch auch der Wechſelklage des 
Indoſſatars entgegenſetzen.] 

Die offene Handelsgeſellſchaft Smyrna⸗ und Velour⸗ 
teppichfabrik G. R. & Co. in A., deren Inhaber G. R. und 
E. W. waren, trat Ende 1908 in Liquidation. Auf den 
Vorſchlag einer Abfindung mit 50 Prozent wollten ſich die 
Gläubiger nur einlaſſen, wenn ein tauglicher Bürge geſtellt 
würde. Außerdem planten die Inhaber die Gründung einer 
G. m. b. H. mit einem Stammkapital von 500 000 M, wobei 
das Geſchäft zu einem Wert von 270 000 , eingebracht 
werden ſollte. Zur Deckung der 230000 & Geldeinlagen waren 
zwei andere Perſonen als Geſellſchafter gewonnen, doch konnte die 
eine von ihnen auf die übernommenen 180 000 % nur 
40 000 bar zahlen und über fernere 40 000 & ihr Akzept 
geben. In dieſer Not wandte ſich R. an den Bankier Th. G. 
in B. G. ſagte die Übernahme der Vergleichsbürgſchaft ſowie 
die Hergabe eines Darlehns von 100 000 % zu, verlangte 
dafür aber die Rückzahlung von 136 000 nebſt 6 Prozent 
Zinſen für das Jahr und ½ Prozent Proviſion für 90 Tage. 
Über dieſen Betrag ſollten Wechſel gegeben werden, die außer 
den Namen der bisherigen Firmeninhaber auch die Unterſchrift 
der neuen G. m. b. H. zu tragen hätten; Waren, Materialien 
und Außenſtände ſollten ihm zur Sicherheit übereignet werden. 
R. ging auf dieſe Bedingungen ein. Indem er im Ein⸗ 
verſtändnis mit G. dem Regiſterrichter ſowie dem Gläubiger⸗ 
ausſchuß die wiſſentlich unwahre Erklärung abgab, die Geld⸗ 
einlagen ſeien vollſtändig eingezahlt, erreichte er es, daß die 
Smyrna⸗ und Velourteppichfabrik A. G. m. b. H. am 16. Juli 
1909 im Handelsregiſter eingetragen wurde und daß er und 
W. nach Entlaffung des bisherigen fremden Liquidators das 
Lager ausgeantwortet erhielten. Am 18. jenen Monats wurden 
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ſodann zwei Verträge mit G. aufgeſetzt, der eine von N. 
und W. im eigenen Namen, ſowie namens der Liqui⸗ 
dationsfirma, der andere von R. als Geſchäftsführer der 
G. m. b. H. unterzeichnet. In dem erſten Vertrage, nach 
deſſen Ausdrucksweiſe G. das Darlehn „der in Liqui⸗ 
dation befindlichen Geſellſchaft bzw. deren beiden Inhabern“ 
gab, wurden in Ergänzung der mündlichen Abmachungen 
die Wechſelabſchnitte und Fälligkeiten ſeſtgeſetzt, auch beſtimmt, 
daß die Wechſel von R. akzeptiert, von W. ausgeſtellt und 
indoſſiert, von der G. m. b. H. weiter giriert werden ſollten; 
desgleichen wurde die Sicherheitsübereignung geregelt. Nach 
dem zweiten Vertrage ſollte die G. m. b. H. die Waren als 
Kommiſſionärin G.3 verkaufen und die Außenſtände für ihn 
einziehen. Schon am 19. Juli 1909 veräußerte G. die 
erworbenen Rechte an den Kaufmann L. D. in B. Dieſer 
erſchien nach außen als alleiniger Käufer, handelte aber zugleich 
im Auftrage des Klägers, da beide das Geſchäft gemeinſchaftlich 
machten. G. übergab dem D. die durch ſein Blankoindoſſament 
vervollſtändigten Wechſel und trat ihm, wie es in der Zeſſions⸗ 
urkunde hieß, ſämtliche Anſprüche ab, die ihm laut den Ver⸗ 
trägen vom 18. Juli 1909 gegen R. und W. ſowie gegen die 
G. m. b. H. zuſtanden. Am 22. März 1910 wurde über das 
Vermögen der G. m. b. H. das Konkursverfahren eröffnet. Die 
Wechſel waren mangels Zahlung proteſtiert. D. und der 
Kläger, die ſich in die Wechſel geteilt hatten, meldeten ein 
jeder ſeine Forderungen an. Da der Verwalter die An⸗ 
meldungen beſtritt, erhob der Kläger wegen des ihm zugeteilten, 
am 30. Januar 1910 fälligen Wechſels über 12 000 & Feſt⸗ 
ſtellungsklage. Der Verwalter forderte widerklagend die Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Kläger weder aus den Verträgen vom 
18. Juli 1909 noch aus den „auf Grund der Zeſſion vom 
19. j. Monats ihm übergebenen“ Wechſeln von der Konkurs⸗ 
maſſe etwas zu beanſpruchen habe. Das LG. erkannte im 
Sinne des Beklagten, weil die Verträge mit G. unſittlich 
ſeien, der Kläger aber ſich dieſe Tatſache entgegenſetzen laſſen 
müſſe. In der Berufungsinſtanz bat der Kläger von neuem, 
der Klage ftattzugeben, verlangte indes Abweiſung der Wider⸗ 
klage nur noch inſoweit, als danach feſtgeſtellt werden ſolle, 
daß er aus den Wechſeln nichts zu fordern habe. Berufung 
und Reviſion find zurückgewieſen. Ohne Rechtsirrtum hat das 
BG. in den Verträgen vom 18. Juli 1909 einen Verſtoß gegen 
die guten Sitten erblickt. Eine Wechſelklage G.s würde hier: 
nach an der Unſittlichkeit des Grundgeſchaͤfts ſcheitern. Fraglich 
iſt nur, ob der Sittenverſtoß auch gegen den Kläger geltend 
gemacht werden kann. Das BG. iſt keineswegs der Meinung, 
daß D. und der Kläger bei Erwerbung der Wechſel im arg⸗ 
liſtigen Zuſammenwirken mit G. vorgegangen ſeien, um Ein⸗ 
reden der Schuldner abzuſchneiden. Es rechnet ausdrücklich 
mit der Gutgläubigkeit beider Erwerber, läßt die Einrede aus 
dem Grundgeſchäft aber deshalb zu, weil ſie als Zeſſionare 
behandelt werden müßten. Um die Anwendung des Zeſſions⸗ 
rechts zu begründen, wird im BU. ausgeführt, der Kläger habe 
im erſten Rechtszuge zugeſtanden, daß er und D. die Wechſel 
nur auf Grund der dem G. zuſtehenden Anſprüche hätten 
erwerben wollen. Wenn er dieſe Erklärung jetzt abzuſchwächen 
ſuche durch die Behauptung, die Wechſel ſeien im Wege der 
Diskontierung wechſelmäßig erworben, die Rückſicht auf die 
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Abtretung der dem G. beſtellten Sicherheiten habe nur den 
Beweggrund dafür gebildet, ſo ſei er hiermit nicht zu hören. 
Nach der Zeſſionsurkunde vom 19. Juli 1909 habe G. ſeine 
ſämtlichen Anſprüche gegen R., W. und die G. m. b. H., die 
ihm laut den Verträgen vom 18. zuſtanden, mit allen Rechten 
an D. abgetreten. Mit dieſer Faſſung der Urkunde ſtehe die 
jetzige Behauptung in ſchroffem Widerſpruch. Abgetreten ſeien 
ſämtliche Rechte, alſo auch die Wechſelrechte. Daß die Wechſel 
das Blankogiro G.s trugen, komme demgegenüber nicht in 
Betracht. Eine Abtretung von Wechſelrechten könne ſich auch 
in die Form des Indoſſaments kleiden. Wie das BG. hiernach 
annimmt, ſollen D. und der Kläger nicht ſowohl die Wechſel, 
d. h. nicht originäres, auf der Orderqualität der Wechſelſchuld⸗ 
erklärungen beruhendes Wechſelrecht erworben haben, vielmehr 
nur kraft Abtretung in die Wechſelrechte G.s eingerückt fein. 
Der Reviſion iſt zuzugeben, daß dieſe Rechtsanſicht nicht halt⸗ 
bar iſt. (Wird ausgeführt.) Kann ſomit die Begründung des 
OLG. nicht gebilligt werden, fo iſt die Reviſion gleichwohl 
zurückzuweiſen, weil ſich das angefochtene Urteil aus anderen 
Gründen als richtig erweiſt. Die Abtretung ſämtlicher An⸗ 
ſprüche, wie ſie in der Urkunde vom 19. Juli 1909 erklärt iſt, 
bezieht ſich auch auf die den Wechſelſkripturakten und insbeſondere 
dem Giro der G. m. b. H. zugrunde liegenden bürgerlich⸗ 
rechtlichen Anſprüche. Die Sache verhält ſich nicht ſo, wie der 
Kläger glauben machen will, als ob nur die Sicherheiten ab⸗ 
getreten wären und nunmehr für neue Forderungen hafteten. 
Vielmehr find die zivilrechtlichen Anſprüche G.s einſchließlich 
der dafür beſtellten Sicherheiten abgetreten, ſo daß die Erwerber 
nicht nur Indoſſatare, ſondern mit Bezug auf das unterliegende 
Rechtsverhältnis zugleich Zeſſionare G.s geworden find. Tritt 
ein Indoſſant den Anſpruch, zu deſſen Erfüllung oder Sicherung 
der Wechſel beſtimmt iſt, an den Indoſſatar ab, ſo kann der 
Wechſelſchuldner Einwendungen gegen den Anſpruch auch der 
Wechſelklage des Indoſſatars entgegenſetzen. Da das zivile 
Rechtsverhältnis durch die Zeſſion auf den Indoſſatar aus⸗ 
gedehnt wird, handelt es ſich bei den Einwendungen, auch 
wenn der Indoſſatar klagt, im Sinne der zweiten Gruppe 
des Art. 82 MO. um Einreden, die dem Schuldner un⸗ 
mittelbar gegen den Kläger zuſtehen. Mit Rückſicht hierauf 
mag es einem klagenden Indoſſatar mitunter angezeigt 
erſcheinen, den Umſtand, daß er zugleich Zeſſionar iſt, zu ver⸗ 
ſchweigen. Wird aber dieſe Tatſache bekannt, ſo kann er 
dem Schuldner ihre Benutzung nicht verbieten. Rechtlich 
ſteht es keineswegs im Belieben des Indoſſators, von ſeiner 
Zeſſionar⸗Eigenſchaft abzuſehen, vielmehr hat fein Wechſelrecht 
durch den abgetretenen Grundanſpruch ein der willkürlichen 
Anderung entzogenes Gepräge erhalten. Man kann hiergegen 
nicht geltend machen, daß dies der Abſicht der Vertrags⸗ 
ſchließenden widerſtreite, inſofern die Lage des Indoſſatars 
91 0 die Zeſſion ſtatt verbeſſert, verſchlechtert werde. In der 
n 52 wird die Zeſſion dem Indoſſatar zum Vorteil gereichen, 
Ve er Nebenrechte und Sicherheiten erwirbt, eine längere 
f erjährungsfriſt genießt uſw. Damit, daß der zivile Anſpruch 
infolge von Einwendungen hinfällig iſt, wird regelmäßig nicht 
gerechnet werden; als Kehrſeite der Vorteile muß der In⸗ 
doſſatar die Folgen daraus hinnehmen. Entſprechend hat mit 
Bezug auf ein Blankoakzept auch der I. 88. des RG. in 
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RG. 68, 418 entſchieden, daß der gutgläubige Erwerber nach 
der Ausfüllung des Blanketts Einreden aus der Perſon des 
Übertragenden zwar an ſich nicht zu befürchten habe, daß ſich 
dies aber anders verhalte, wenn ihm zugleich die Forderung 
abgetreten ſei, zu deren Deckung der Vormann das Akzept 
empfing. In dem bier vorliegenden Fall waren die Wechſel 
zur Rückzahlung eines von G. verſprochenen Darlehns beſtimmt. 
Nach den beiden Urkunden vom 18. Juli 1909 ſollte allerdings 
nicht die beklagte G. m. b. H. die Darlehnsſchuldnerin ſein, 
vielmehr wurden R. und W., die Inhaber der aufgelöſten 
Handelsgeſellſchaft oder dieſe Geſellſchaft ſelber als Empfänger 
des Darlehns bezeichnet. Dem entſpricht die Verteilung der 
Wechſelrollen, wonach W. die Wechſel zog, R. fie akzeptierte 
und die G. m. b. H. nur ihr Giro daraufſetzte. Der Grund 
hierfür lag ausweislich des in der Berufungsinſtanz vor⸗ 
getragenen Briefes G.s vom 14. Juli 1909 in dem Beſtreben, 
den üblen Eindruck zu vermeiden, den eine Belaſtung der neuen 
Firma mit Akzepten hervorrufen mußte; „bezüglich der Haftung“ 
heißt es in dem Briefe, „kommt es ſchließlich auf dasſelbe 
heraus“. Das BG. läßt dahingeſtellt, ob danach die Liqui⸗ 
dationsfirma oder die G. m. b. H. in Wahrheit als Darlehns⸗ 
nehmerin zu betrachten ſei. Es braucht dies auch nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden. Auch wenn man bei Auslegung des 
Vertragswillens dem Wortlaut der Urkunden folgt und an⸗ 
nimmt, daß die G. m. b. H. eine über das Wechſelgiro hinaus⸗ 
greifende zivilrechtliche Verpflichtung nicht eingehen ſollte, 
erſchöpfte ſich doch die zivile Verpflichtung nicht in der Aus⸗ 
ſtellung des Giros, ſondern ging vor allem auch darauf, das 
Giro demnächſt einzulöſen. Nach Erteilung des Giros blieb 
mithin immer noch ein zivilrechtlicher Grundanſpruch gegen die 
G. m. b. H., der von G. mitabgetreten wurde und deſſen 
Nichtigkeit zur Bekämpfung des Wechſelanſpruchs des Zeſſionars 
verwendet werden kann. Auch der Umſtand, daß dem G. bei 
Vornahme des Indoſſaments und der Zeſſion nur D. als 
Vertragsſchließender gegenübergetreten iſt, ſteht der Erſtreckung 
der Einrede auf den Kläger nicht entgegen. Wie das BG. 
feftftellt, handelte D. hierbei zugleich im Auftrage des Klägers, 
indem ſich beide gemeinſchaftlich am Erwerb der Wechſel be⸗ 
teiligten. In der Vereinbarung, die hierüber zwiſchen ihnen 
getroffen wurde, muß daher inſoweit, als der Kläger Wechſel 
zugeteilt bekam, zugleich die Abtretung der von D. erworbenen 
Grundanſprüche gefunden werden. Das ſtimmt auch mit der 
angezogenen Stelle im Tatbeſtand erſter Inſtanz überein. Der 
Kläger hat dort erklärt, daß er wie D. die Wechſel „nur auf 
Grund der Zeſſion der dem G. gegen R., W. und die 
G. m. b. H. zuſtehenden Anſprüche“ habe erwerben wollen. Die 
Behauptung des Klägers, die Sicherheiten ſeien ihm von D. 
nicht übertragen, geht danach fehl. M. c. S. u. V. IL, 
G. m. b. H. Konk., U. v. 19. Sept. 13, 303/13 II. — Nürn⸗ 
berg. [Z.] g 

Verſicherungsrecht. 

11. 88 130, 61 VVG.; 8 278 BGB. Ein Verſchulden 
ſeiner Angeſtellten in bezug auf den Schadensfall hat der Ver⸗ 
ſicherte nicht gemäß § 278 BGB. zu vertreten.] 

Die beklagten Verſicherungsgeſellſchaften haben durch Police 
vom 10. Juni 1910 der Klägerin für die Zeit vom 1. Mai 
bis Ende 1910 für Reis in Säcken, liegend im Hamburger 
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Hafen, einschließlich Verholen von einem Platze zum anderen, 
Verſicherung bis zum Höchſtbetrage von 200 000 & gegeben. 
Am 8. und 9. Juli 1910 hat der Kahn des Schiffers H. mit 
einer der Klägerin gehörigen Ladung Reis zur Entladung an 
der Mauer der Mühle der Klägerin gelegen. In der Nacht 
vom 9. auf den 10. Juli hat ſich der Kahn auf einen Pfahl 
geſetzt. Ein Splitter des Pfahls hat den Boden durchbohrt, 
wodurch ein Leck verurſacht iſt. An den damals noch im Kahn 
befindlichen 2780 Sack Reis iſt ein Schaden entſtanden, den 
die Klägerin auf 10 624,14 % angibt. Erſatz dieſer Summe 
wird mit der Klage auf Grund der Verſicherung gefordert. 
Die beklagten Verſicherer haben die Zahlung geweigert, weil 
der Unfall durch ein von der Klägerin zu vertretendes Ver⸗ 
ſchulden verurſacht ſei. Die Ufermauer ſei in einem die Schiff⸗ 
fahrt gefährdenden Zuſtande geweſen, und zwar infolge Fahr⸗ 
läſſigkeit der Klägerin. Dadurch ſei die Beſchädigung des 
Kahnes verurſacht. Sollte die Fahrläſſigkeit von den mit der 
Ausführung des Baues beauftragten Perſonen begangen ſein, 
ſo habe die Klägerin deren Verſchulden zu vertreten. Ebenſo 
hafte ſie für Verſchulden ihres Vize, der fahrläſſigerweiſe dem 
Kahnſchiffer erklärt habe, daß die Ladeſtelle in Ordnung ſei. 
Die Klägerin hat jede Fahrläſſigkeit beſtritten, hat auch be⸗ 
ſtritten, daß ſie für etwaige Fahrläſſigkeit des Bauüber⸗ 
nehmers Sch., der den Bau ausgeführt, des Hamburgiſchen 
Staates, der ihn genehmigt habe oder ihres Vizen, hafte. 
Beide Vorinſtanzen haben den Klaganſpruch für dem Grunde 
nach gerechtfertigt erkärt; die von den Beklagten eingelegte 
Reviſion hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: Das OLG. 
geht zutreffend davon aus, daß der ſtreitige Verſicherungsvertrag 
nach den Grundſätzen über Transportverſicherung zu beurteilen 
iſt. Die Beklagten find alſo gemäß § 130 GWV. von der 
Haftung für den ſtreitigen Schaden frei, wenn er von der 
Klägerin fahrläſſig verurſacht iſt. Der Vorwurf eigener Fahr⸗ 
läſſigkeit der Klägerin iſt auf Grund prozeßgerechter Beurteilung 
des Streitſtoffes ohne Rechtsirrtum verneint. Das BG. hat 
ferner verneint, daß der Vize der Klägerin ſeine objektiv un⸗ 
richtige Auskunft, die Ladeſtelle ſei in Ordnung, fahrläſſiger⸗ 
weiſe erteilt habe. Dieſe Entſcheidung beruht auf tatſächlichen 
Erwägungen, die von dem Reviſionsgericht nicht nachzuprüfen 
ſind. Ein Rechtsirrtum iſt in ihnen nicht erfindlich und auch 
von den Reviſionsklägerinnen nicht angegeben. Übrigens kommt 
es hierauf nicht einmal an; denn ſelbſt wenn dem Vize eine 
Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele, würde fie von der Klägerin eben⸗ 
ſowenig zu vertreten fein, wie das etwaige Verſchulden Sch.s, 
auf das die Reviſion nicht zurückkommt. Nach § 130 ebenſo 
wie nach 8 61 GVV. wird die Haftung des Aſſekuradeurs 
nur durch Fahrläſſigkeit des Verſicherten ausgeſchloſſen; von 
Fahrläſſigkeit Dritter iſt im Geſetze nicht die Rede. Inwieweit 
nach den allgemeinen Grundſätzen des bürgerlichen Rechtes der 
Verſicherte das Verſchulden dritter Perſonen gleich ſeinem 
eigenen zu vertreten hat, darüber herrſcht große Verſchiedenheit 
der Anſichten (vgl. Kommentar von Gerhard, insbeſondere zu 
8 61). Keinesfalls hat der Verſicherte ein Verſchulden feiner 
Angeſtellten, das den Schadensfall herbeiführt, auf Grund 
8 278 BGB. zu vertreten. Es gehört nicht zu den Ver⸗ 
bindlichkeiten des Verſicherten gegenüber dem Aſſekuradeur, daß 
er Fahrläſſigkeit in bezug auf das verſicherte Riſiko vermeidet. 


Der Aſſekuradeur hat kein Recht, dies zu fordern, vielmehr if 
nur ſeine Pflicht ſo begrenzt, daß er nur den ohne Fahrläſſig⸗ 
keit des Verſicherten eintretenden Schaden zu erſetzen hat. 
Wenn der Verſicherte Hilfsperſonen mit einer Tätigkeit in bezug 
auf das verſicherte Gut betraut, bedient er ſich ihrer alſo nicht 
im Sinne des 8 278 BGB. zur Erfüllung einer ihm gegen 
den Aſſekuradeur obliegenden Verbindlichkeit. Gemäß der 
herrſchenden Meinung iſt allerdings dem eigenen Verſchulden 
des Verſicherten dasjenige ſolcher Perſonen gleichzuachten, die 
in dem Betriebe, zu dem das verſicherte Riſiko gehört, auf 
Grund eines Vertretungs- oder anderen Verhältniſſes an Stelle 
des Verſicherten ſtehen, oder — wie es oft ausgedrückt ift —, 
das Verſchulden ſeines „Repräſentanten“. Legt man dieſe 
Anſicht zugrunde, jo ſteht ein Verſchulden des Vize dem Klag⸗ 
anſpruch nicht entgegen. Denn der Vize iſt regelmäßig keines⸗ 
wegs der allgemeine Vertreter des Geſchäftsinhabers, wie die 
Reviſion meint; er pflegt vielmehr nur als untergeordnete Hilfs⸗ 
perſon mit der unmittelbaren Aufſicht über die Arbeiter betraut 
zu ſein, und rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht gar nicht oder 
doch nur in ganz beſchränktem Umfange zu beſitzen. Daß die 
Stellung des Vize in dem ſtreitigen Falle eine andere geweſen 
ſei, iſt von dem BG. in keiner Weiſe behauptet. In erſter 
Linie kommt es aber auf Inhalt und Sinn des einzelnen Ver: 
ſicherungsvertrages an. Das Verſchulden einer Hilfsperſon 
oder eines Vertreters des Verſicherten ſteht dem Anſpruche auf 
Schadenserſatz unter keinen Umſtänden dann entgegen, wenn 
die Gefahr, daß die verſicherten Güter durch Verſchulden ſolcher 
Perſonen von Schaden betroffen werden, einen Teil des ver- 
ſicherten Riſikos bildet. So liegt die Sache im ſtreitigen Falle. 
Die Klägerin, die mit Reis handelt, hat für Reis in Säcken, 
lagernd im Hamburger Hafen, einſchließlich Verholen, Ver⸗ 
ſicherung genommen. Die Gefahr, der die Ware während des 
Liegens im Hafen ausgeſetzt wird, und deren Deckung der klar 
erſichtliche Zweck der Verſicherung war, beſteht nicht nur in 
der Möglichkeit ſchädigender Naturereigniſſe und der Einwirkung 
außenſtehender Perſonen, ſondern in erheblichem Maße auch 
darin, daß die Angeſtellten der Klägerin, die mit irgendeiner 
auf die verſicherten Güter bezüglichen Tätigkeit betraut werden, 
ſchuldhafterweiſe ihre Beſchädigung verurſachen können. Wäre 
dieſe Gefahr in der ſtreitigen Verſicherung nicht eingeſchloſſen, 
ſo hätte die Klägerin allen Anlaß, ſich hiergegen noch durch 
eine beſondere Verſicherung zu decken, was unmöglich die 
Meinung geweſen ſein kann. Es iſt alſo klar, daß nach dem 
Sinne und Inhalt des hier ſtreitigen Verſicherungsvertrages 
die Verſicherer auch für allen Schaden haften müſſen, der von 
den Hilfsperſonen der Klägerin fahrläſſigerweiſe verurſacht wird. 
Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft A. u. Gen. C. L. & Co., U. v. 
4. Juni 13, 3/13 J. — Hamburg. (B.] 

Reichshaftpflichtgeſetz. 

12. 8 1 HftpflGG., § 254 BGB. 

Aus den Gründen: Wer Gepäckſtücke auf die Straßenbahn 
mitnimmt, die ſeine Bewegungsfreiheit beeinträchtigen, und da⸗ 
durch gehindert wird, ſich rechtzeitig und hinreichend feſtzuhalten, 
wird dadurch hinſichtlich der ihm bei der Benutzung der Straßen⸗ 
bahn obliegenden Sorgfaltspflicht nicht ohne weiteres entlaſtet. 
Gr. B. Str.⸗B., A.⸗G. 0. D., U. v. 22. Sept. 13, 187/13 VI. 
— Berlin. [Z.] 
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Enteignungsgeſetz. 

13. 8 8 EnteignG, Bei der Bewertung eines mit einer 
Grunddienſtbarkeit belaſteten Grundſtücks iſt auf die tatſächlichen 
Umſtände Rückſicht zu nehmen. Ein ſo belaſtetes Grundſtück 
iſt dann nicht als Bauland zu bewerten, wenn ſeine Bebauung 
auf abſehbare Zeit ausgeſchloſſen iſt.] 

Aus den Gründen: Iſt hiernach die Annahme des Ber., 
daß die enteignete Fläche Teil eines Privatwegs geweſen iſt, 
nicht zu beanſtanden, ſo kann doch dem weiteren Reviſions⸗ 
angriff der Erfolg nicht verſagt werden. Dieſer richtet ſich 
dagegen, daß der BerR. die enteignete Wegfläche als Bauplatz 
bewertet hat, indem er unter Berufung auf zwei ältere Ent⸗ 
ſcheidungen des NG. — NG. 30, 176 und 33, 103 — aus⸗ 
führt, daß die dingliche Belaſtung eines Grundſtücks zwar deſſen 
Ertrag und die Verwertbarkeit beeinträchtigen, nicht aber den 
Wert des Grundſtücks an ſich ändern könne. Allein ſchon in 
dem Urteil RG. 33, 303 hat der V. ZS. ausgeſprochen, daß 
bei der Bewertung eines mit einer Grunddienſtbarkeit belaſteten 
Grundſtücks auf die tatſächlichen Umſtände des Falles Rückſicht 
zu nehmen iſt und daß ein ſo belaſtetes Grundſtück dann nicht 
als Bauplatz zu bewerten iſt, wenn ſeine Bebauung nach den 
gegebenen tatſächlichen Verhältniſſen auf abſehbare Zeit als 
ausgeſchloſſen anzuſehen iſt. Dieſer Auffaſſung hat ſich der 
VII. 3S. angeſchloſſen und an ihr bis in die neueſte Zeit feſt⸗ 
gehalten (vgl. Urteil vom 10. Juli 1908 A. Z. VII 491/07 
und Urteil vom 18. Juni 1912 A. Z. VII 79/12). Nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Ber R. wurde die enteignete Fläche tatſächlich zur Zeit 
der Enteignung noch als Weg benutzt, der „für die Anlieger Be⸗ 
deutung hatte“. Nach den Behauptungen des Beklagten beſtand 
dieſe Bedeutung darin, daß der Weg nicht nur für das ganze 
weſtlich anſtoßende Gelände, das der Eigentümer unter gleich⸗ 
zeitiger grundbuchmäßiger Beſtellung einer Wegegerechtigkeit als 
Bauſtellen verkauft hatte, nötig war, ſondern er diente auch als 
alleiniger Zugang zur öffentlichen Straße für die an der Oſt⸗ 
ſeite des Wegs gelegenen Grundſtücke. Entſpricht dieſe Dar⸗ 
ſtellung des Beklagten den Tatſachen — eine Feſtſtellung nach 
dieſer Richtung hat der Ber. nicht getroffen — fo durfte der 
Ber. nicht ohne weiteres die Baulandeigenſchaft des enteigneten 
Wegeteils als gegeben anſehen, vielmehr würde davon auszu⸗ 
gehen ſein, daß durch die tatſächliche, mit Zuſtimmung des 
Eigentümers zwecks Ausnutzung ſeines anliegenden Geländes 
erfolgte Fortbenutzung des Wegs als Zugang zur öffentlichen 
Straße die Bebaubarkeit der Grundfläche für abſehbare Zeiten 
ausgeſchloſſen ſein würde. Dann hätte es der Darlegung be⸗ 
ſonderer Umſtände bedurft, die trotz der von dem Beklagten 
geltend gemachten Sachlage eine Bebauung des Wegeteils in 
Ausſicht geſtellt hätten. Solche beſondere Umſtände hat aber 
Kläger, ſoweit das BU. erkennen läßt, bisher nicht geltend ge⸗ 
macht, jedenfalls iſt vom BG. in dieſer Richtung eine Feſtſtellung 
nicht getroffen. Preuß. E.⸗B.⸗F. c. Dr. K. Teſtamentsvollſtr. 
u. Stadtgem. V., U. v. 16. Sept. 13, 140/13 VII. — Cöln. [g.] 

II. Preußiſches Recht. 

14. Bildes Stempelfteuergefes, 

„ Tarifftelle 116 5 „ 
fichen lg PrStempſtG. Verpachtung des öffent- 

Aus den Gründen: Die Parteien ſtreiten darüber, ob 
durch den Vertrag vom 16.17. März 1911 die der Klägerin 


von der Stadtgemeinde überlaſſenen Anſchlagſäulen als beweg⸗ 
liche Sachen vermietet ſind, wie die Klägerin meint, oder 
ob die Auffaſſung des Beklagten zutrifft, nach der die Anſchlag⸗ 
ſäulen als unbewegliche Gegenſtände eines Pachtvertrages 
anzuſehen ſind. Es iſt aber noch ein anderer rechtlicher Geſichts⸗ 
punkt, aus dem die Natur des Vertrages zu beurteilen iſt, 
möglich, und dieſer letztere muß als der für die Verſteuerung 
des Vertrages allein maßgebende anerkannt werden. Nach der 
Tarifſtelle 48 der Novelle vom 30. Juni 1909 zum preußiſchen 
Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 find dem Landesſtempel 
unterworfen: unter Nr. I: Schriftliche oder mündliche Verträge 
über die Verpachtung oder Vermietung im Inlande gelegener 
unbeweglicher Sachen oder ihnen gleichgeachteter Rechte; unter 
Nr. II: Schriftliche Pacht⸗ oder Mietverträge über außerhalb 
Landes gelegene Grundſtücke oder ihnen gleichgeachtete Rechte, 
und unter Nr. III: Schriftliche Pacht⸗ oder Mietverträge anderer 
als der unter Nr. J und II bezeichneten Art. Die Vorſchrift unter 
Nr. III umfaßt die Miet⸗ und Pachtverträge über bewegliche 
Sachen und, da nach 8 581 BGB. nicht nur Sachen, alſo nach 
8 90 daſelbſt körperliche Gegenſtände, ſondern Gegenſtände 
überhaupt, alſo auch unkörperliche, verpachtet werden können, 
auch die über die letzteren geſchloſſenen Pachtverträge. Ein 
ſolcher unkörperlicher Gegenſtand iſt durch den Vertrag vom 
16/17. März 1911 der Klägerin zum Gebrauch und Frucht- 
genuß überlaſſen, alſo verpachtet worden. Der Vertrag iſt 
überſchrieben: „Vertrag über die Verpachtung des hieſigen 
öffentlichen Anſchlagweſens“. Der § 1 des Vertrages lautet: 
„Die Stadtgemende B. überträgt der vorſtehend genannten Firma 
den Betrieb des hieſigen öffentlichen Anſchlagweſens auf Grund 
der dieſem Vertrage beigefügten und unterſchriebenen Be⸗ 
dingungen ...“ Als Gegenſtand des Pachtvertrags find alſo 
nicht die Anſchlagſäulen, ſondern das öffentliche Anſchlagweſen 
der Stadt B. bezeichnet. Hiermit ſteht es auch nicht im Widerſpruch, 
wenn im $ 1 der einen Beſtandteil des Vertrags bildenden 
beſonderen Bedingungen nicht als Gegenſtand des Vertrages, 
ſondern als Gegenſtand des (verpachteten) „Unternehmens“ die 
„Anſchlagſäulen auf öffentlichen Straßen und Plätzen“ bezeichnet 
ſind. Nun iſt zwar die von den Vertragſchließenden gewählte 
Ausdrucksweiſe für ſich allein nicht entſcheidend für die Frage 
nach der rechtlichen Natur des Vertrages, ſondern die Geſamtheit 
der Vertragsbeſtimmungen nach ihrem objektiven Inhalt. Im 
Streitfalle entſpricht aber die gewählte Bezeichnung dem ſachlichen 
Vertragsinhalte. Seit langen Jahrzehnten beſteht in B. die zur 
ſchnellen und bequemen Veröffentlichung der das Publikum 
intereſſierenden Mitteilungen örtlicher Natur dienende wirtſchaft⸗ 
liche Einrichtung des Anſchlagweſens, die urſprünglich von der 
Stadtgemeinde geſchaffen, durch beſondere Vorſchriften geregelt 
iſt und durch Verpachtung an Unternehmer für die Stadtgemeinde 
verwertet wird. Die körperliche Grundlage dieſes Organismus 
beſteht nicht nur in den zur Anheftung der Anſchläge dienenden 
Säulen, ſondern auch in den zum Betriebe ſonſt erforderlichen 
Utenſilien und Geſchäftsräumen. Die Bedeutung der Einrichtung 
im Verkehrsleben erſchöpft ſich aber keineswegs im Vorhandenſein 
dieſer körperlichen Gegenſtände, die nur ein äußerliches Mittel 
zur Erreichung des geſchäftlichen Zwecks des Unternehmens ſind. 
Weſentlich iſt vielmehr bei der überlaffung des Anſchlagweſens 
an einen neuen Erwerber auch die Möglichkeit, in die durch 
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das Beſtehen der Einrichtung entſtandenen und durch ihre lange 
Dauer gefeſtigten geſchäftlichen Beziehungen zu den Intereſſenten 
und dem Publikum einzutreten, die früheren Bezugsquellen und 
Abnehmerkreiſe zur Verfügung zu behalten und auch ſonſt aus 
der Ausnutzungsfähigkeit der im Publikum bekannten Einrichtung 
in ihrer Geſamtheit Vorteil zu ziehen. Gegenüber dieſer 
Möglichkeit tritt die Tatſache in ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung 
zurück, daß körperliche Gegenſtände, nämlich die Oberfläche der 
Anſchlagſäulen und damit auch der Gebrauch der durch die 
Anſchlagſäulen bedeckten und dadaurch dem Gemeingebrauch 
entzogenen Teile der öffentlichen Straßen und Plätze zur 
vertragsmäßigen Verwendung überlaſſen werden. Die Rechts⸗ 
lage iſt hiernach im Streitfall eine andere als in den früher 
vom erkennenden Senat entſchiedenen Fällen, in denen die 
Stadtgemeinde den Straßenkörper und die Straßenoberfläche 
einer Straßenbahngeſellſchaft zur Herſtellung und zum Betrieb 
einer Straßenbahn oder einer Elektrizitätsgeſellſchaft zur Ein⸗ 
legung elektriſcher Leitungen gegen Entgelt überlaſſen hat. Hier 
war der Straßenkörper ſelbſt der unmittelbare und hauptſächliche 
Gegenſtand der Überlaſſung, in deſſen Gewährung ſich die 
Leiſtung der Stadtgemeinde im weſentlichen erſchöpfte. Daß 
geſchäftliche Unternehmungen Gegenſtand der Verpachtungen 
ſein können, iſt bereits für das frühere Stempelrecht durch 
das Urteil des erkennenden Senats vom 30. Oktober 1908 
(RG. 70, 20) eingehend dargetan. Alle darin enthaltenen Aus⸗ 
führungen müſſen um ſo mehr für den durch die Stempelnovelle 
vom 30. Juni 1909 geſchaffenen Rechtszuſtand gelten, da 
in dieſer nicht nur Pacht⸗ und Mietverträge über bewegliche 
Sachen — wie in der Tarifftelle 48 zu b des früheren Geſetzes —, 
ſondern allgemein Pacht⸗ und Mietverträge „anderer Art“ 
neben den Pacht⸗ und Mietverträgen über unbewegliche Sachen 
und ihnen gleichgeachtete Rechte für ſtempelpflichtig erklärt ſind. 
N. & H. c. Preuß. Fiskus, U. v. 3. Juni 13, 125/13 VII. — 
Berlin. [B. 


Neuere Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts auf dem Gebiete des 
Beamtenrechts.“) 


Von Rechtsanwalt Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung von Seite 656.) 


II. Zum Difziplinargefeß vom 21. Juli 1852. 


9 2. 

1. Wahrhaftigkeitspflicht. Der Beamte iſt zur Wahr⸗ 
haftigkeit in feinen Angaben überall, alſo auch dann verbunden, 
wenn er Berichte unaufgefordert einreicht. (Urt. v. 17. 1. 11 
i. d. Diſzipl. S. T. zu Fl. Diſzipl.⸗Sen. D. S. 21/10. Bez.⸗A. 
Schleswig.) 

2. Dienſtzeugnis. Es ſteht jedem Beamten frei, Ein⸗ 
wendungen gegen ein ſeiner Anſicht nach objektiv unrichtiges 
Zeugnis über ſeine Amtstätigkeit zu erheben und in ſachlicher 
Weiſe gegebenenfalls den Nachweis der Unrichtigkeit oder gar 
der Fälſchung zu erbringen. (Hier iſt Wahrnehmung berechtigter 
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Intereſſen anerkannt. Görres.) (Urt. v. 7. 10. 10 i. S. 
Bureauaſſ. Bl. in D. c. Vorſ. d. Vorſt. d. Landesverſ.⸗Anſt. 
Weſtpreußen zu D. I. Sen. IB 32/10. Bez.⸗A. Danzig.) 

3. Vorſchriften über eine Angabe der den Straf— 
verfügungen zugrunde liegenden Geſetzesſtellen ſowie 
über die Art der Zuſtellung oder Behändigung der 
Strafverſügungen beſtehen nicht. (Urteil wie zu 4.) 

4. Pflicht des Vorgeſetzten, einen als unbegründet 
erkannten Vorwurf dem Untergebenen gegenüber in 
unzweideutiger Weiſe zurückzunehmen. Als der Stadt⸗ 
rat R. den Verdacht geſchöpft hatte, daß der Kl. betrunken 
war, war er zweifellos berechtigt, dieſem Verdachte nachzugehen 
und zu dieſem Zwecke dem Kl. in der ihm geeignet erſcheinenden 
Weiſe Vorhaltungen zu machen. Nachdem er ſich aber hierbei 
davon überzeugt hatte, daß er ſich geirrt habe und daß der Kl. 
vollkommen nüchtern ſei, war er nicht minder auch verpflichtet, 
den geäußerten Verdacht oder den erhobenen Vorwurf in 
unzweideutiger Weiſe zurückzunehmen und dies dem Kl. auch 
zu erkennen zu geben. Es genügte in keiner Weiſe, wenn er 
ſich dieſem gegenüber, nachdem er ſeinen Irrtum erkannt hatte, 
lediglich eines wohlwollenden Tones bediente und deſſen Er⸗ 
bieten, ſich zur ärztlichen Unterſuchung zu geſtellen, als „nun 
nicht nötig“ bezeichnete. Es erſcheint begreiflich, daß dem Kl. 
daran gelegen war, den ihn kränkenden und unbegründeten 
Vorwurf wie auch nur jeden Verdacht der Trunkenheit zu be⸗ 
ſeitigen. Er konnte daher im Wege der Beſchwerde bei ſeiner 
vorgeſetzten Behörde eine Klarſtellung dahin beantragen, daß 
ihn der Vorwurf oder der Verdacht der Trunkenheit nicht treffe. 
(Urt. v. 25. 6. 12 i. S. Pol.⸗Serg. O. zu K. c. Reg.⸗Präſ. 
zu Schleswig. I. Sen. IA 164/11.) 

5. Verpflichtung des Bürgermeiſters als Polizei— 
verwalter zur ſofortigen Ausführung auch unbe— 
rechtigter Anordnungen des Landrats. Nach SS 1 
und 2 des Ausführungsgeſetzes zum Reichsviehſeuchengeſetz vom 
12. 3. 81 iſt der Landrat berufen, polizeiliche Abwehr⸗ und 
Unterdrückungsmaßregeln gegen die Verbreitung von Viehſeuchen 
für den einzelnen Seuchenfall anzuordnen. Macht der Landrat 
von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo iſt der Bürgermeiſter als 
Ortspolizeibehörde (8 57 Rhein Std.) verpflichtet, die ihm vom 
Landrat erteilten Anweiſungen auszuführen; denn der Landrat 
iſt die vorgeſetzte Staatsbehörde, welche die Polizeiverwaltung 
in den zum Kreiſe gehörigen Stadt- und Landgemeinden zu 
überwachen hat (8 32 RheinKrO., § 1 Abſ. 2 PolVerwG. vom 
11. 3. 50 und 8 50 Abſ. 3 EWG.) Dieſe Verpflichtung des 
Bürgermeiſters als Polizeiverwalter iſt eine unbedingte, die 
unabhängig davon beſteht, ob die polizeiliche Anordnung des 
Landrats gerechtfertigt iſt oder nicht (vgl. OVG. 31, 437). 
Selbſtverſtändlich war es dem Kläger unverwehrt, Bedenken, 
die gegen die Anordnung beſtanden, geltend zu machen und ſich 
zu dieſem Zweck an den Landrat zu wenden. Nur mußte er 
vorher, ohne die Antwort des Landrats abzuwarten, die An⸗ 
ordnung ſelbſt, die ihm als dringlich bezeichnet worden war, 
zur Ausführung bringen. Auch durfte er jene Bedenken nicht 
in Form einer Beſchwerde geltend machen; denn die Einheitlich⸗ 
keit der ſtaatlichen Polizeigewalt ſchließt die Möglichkeit aus, 
daß der Kläger als Polizeiverwalter gegen eine andere Polizei⸗ 
behörde mit Rechtsmitteln vorging (vgl. OVG. 3, 347; 4, 410; 
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5, 74; 11, 398; 21, 238; 31, 435). (Urt. v. 19. 1. 12 i. S. 
Bürgerm. X zu T. c. Oberpräſ. d. Rheinpr. I. Sen. IA 84/11.) 

6. Aufſichtspflicht des Bürgermeiſters über das 
Polizeigefängnis. (Ein zur Polizeihaft eingelieferter Trunken⸗ 
bold war darin erfroren.) Es muß dem Kläger zunächſt zum Vor⸗ 
wurf gemacht werden, daß er dem mit der unmittelbaren 
Aufſicht betrauten Polizeiſergeanten H. überhaupt geſtattet hat, 
außerhalb des Gefängnisgebäudes zu wohnen. Wenn dies aber auch 
mit Rückſicht auf die Familienverhältniſſe des H. nicht zu vermeiden 
geweſen ſein ſollte, ſo hätte der Kläger unbedingt dafür ſorgen 
müſſen, daß bei Einlieferung eines Polizeigefangenen ein 
Beamter zur Stelle war, welcher bei Abweſenheit oder Un⸗ 
erreichbarkeit des Aufſichtsbeamten deſſen Obliegenheiten über⸗ 
nehmen konnte. Kläger hat dies nicht nur nicht getan, ſondern 
es an jeder Inſtruktion fehlen laſſen, wie ſich die Exekutiv⸗ 
beamten zu verhalten haben, wenn ein Gefangener eingeliefert 
wird, wie der Auſfſichtsbeamte in ſicherer und zuverläſſiger 
Weiſe von der Einlieferung Kenntnis erhalten ſolle, und wie 
der Gefangene während der Dauer ſeiner Haft zu beaufſichtigen 
war. Daß der Kläger dem H. das Auswärtswohnen nur 
unter der Bedingung voller Verantwortlichkeit für das Gefängnis 
geſtattete, vermag ihn ebenſo wenig zu entſchuldigen, wie der 
Umſtand, daß er die aus dem Auswärtswohnen des H. ſich 
möglicherweiſe ergebenden Mißſtände durch eine Aktenvorlage 
zu kontrollieren ſuchte. Denn dieſe Maßnahmen waren nicht 
geeignet, etwaige Vorkommniſſe in wirkſamer Weiſe zu verhüten 
und waren daher unzulänglich. Dem Kläger gereicht weiter 
zum Vorwurfe, daß er keine Anordnungen getroffen hat, welche 
eine Heizung der Zellen in der kalten Jahreszeit ermöglichten 
und welche gewährleiſteten, daß der Inhaftierte während ſeiner 
Einzelhaft keiner Gefährdung ſeines Lebens oder ſeiner Geſundheit 
ausgeſetzt war. Der Kläger hat ſomit gegen die Pflichten, die 
ihm ſein Amt auferlegte, in erheblicher Weiſe verſtoßen. (Urt. 
v. 25. 6. 12 i. S. Bürgerm. X. in Y. c. Oberpräſ. d. Prov. 
Schleſien. I. Sen. IA. 147/11.) 

7. Der Direktor eines ſtädtiſchen Gas- und 
Waſſerwerks hat der Beaufſichtigung der Hydranten 
ſeine beſondere Aufmerkſankeit zuzuwenden. Er hat 
ſich perſönlich um die Reviſion der Hydranten zu bekümmern, 
insbeſondere die mit der Durchführung der Reviſion betrauten 
Beamten zu unterweiſen und in ihrer Tätigkeit zu kontrollieren. 
Das Verhalten des Klägers findet keine Entſchuldigung darin, 
daß der Rohrmeiſter bereits ſeit 14 Jahren im Dienſte der 
Stadt angeſtellt und von dem Vorgänger des Klägers über die 
Behandlung der Hydranten informiert worden war. Dieſer 
Umſtand durfte den Kläger nicht abhalten, ſich perſönlich darüber 
zu unterrichten, in welcher Weiſe die Reviſionen tatſächlich aus⸗ 
geführt wurden. Auch der Umſtand, daß die Hydranten viel⸗ 
ſach von unbefugten Perſonen benutzt wurden und hierauf das 
Verſagen einzelner Hydranten zurückzuführen ſei, vermag den 
Kläger nicht zu entlaſten. Im Gegenteil hätte dieſer hieraus 
weiteren Anlaß nehmen ſollen, der Beaufſichtigung der Hydranten 
Kune e Sorgfalt zuzuwenden. Auch daraus, daß der 
mie 855 Lan an SEE 195 5 Zug Be 
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Kl er allen Umſtänden ſich vergegenwärtigen 
mußte, welche Gefahren aus dem Verſagen der Hydranten für 


das öffentliche Wohl entſtehen konnten. (Urt. v. 1. 10. 12 i. S. 
Dir. d. ſtädt. Gas⸗ u. Waſſerwerks M. zu G. c. Oberpräſ. Oſt⸗ 
preußen. I. Sen. I A. 183/11.) 

8. Auszüge aus Perſonalakten. Der Einwand 
des Kl., daß die Perſonalakten der Beamten nicht als geheime 
behandelt würden, muß durch die Erklärung des Landrats, daß 
die Perſonalaktenſtücke ſeit ungefähr Jahresfriſt unter Verſchluß 
des Syndikus gehalten wurden, als widerlegt gelten. Auch 
mußte dem Kl. als älteren Beamten bekannt ſein, daß die 
Perſonalakten ihrer Natur nach nicht zur Kenntnis der be⸗ 
treffenden Beamten beſtimmt ſind. Es mag dahingeſtellt bleiben, 
ob ein Verſtoß gegen die Amtspflichten ſchon darin lag, daß 
der Kl. in die Akten, nachdem ſie ihm verſehentlich zugänglich 
gemacht waren, überhaupt Einſicht nahm. In jedem Falle 
machte ſich aber der Kl. eines großen Vertrauensbruchs dadurch 
ſchuldig, daß er aus dieſen Akten Auszüge anfertigte, um fie 
in ſeinem Intereſſe zu verwenden. Sein Verhalten wird auch 
dadurch nicht entſchuldigt, daß er glaubte, ſich gegen die in 
dieſen Akten enthaltenen Vorwürfe verteidigen zu müſſen. Eine 
Verwertung des Inhalts der Akten, die zu ſeiner Kenntnis nicht 
beſtimmt waren, ſtand ihm auch zum Zwecke ſeiner Verteidigung 
nur dann zu, wenn er hierfür die Erlaubnis ſeiner vorgeſetzten 
Behörde erhielt, die allein über jene Akten zu verfügen hatte. 
Indem er ohne dieſe Erlaubnis aus den Akten Auszüge machte, 
um ſich damit Unterlagen zu einem Vorgehen gegen den ihm 
vorgeſetzten Landrat zu verſchaffen, hat er ſich einer Verletzung 
der dienſtlichen Difziplin ſchuldig gemacht. Bei der Vertrauens⸗ 
ſtellung des Kl. mußte von ihm gefordert werden, daß er ſelbſt 
in der Erregung ſich nicht zu Schritten hinreißen läßt, deren 
Unzuläſſigkeit ihm bei einiger Überlegung nicht entgehen konnte. 
(Urt. v. 20. 12. 12 i. S. Kreisausſchußſekr. X. in Y. c. Oberpräſ. 
d. Prov. Schleswig⸗Holſtein. I. Sen. I A. 48/12.) 

9. Fernbleiben vom Dienſt. Der Kläger verkennt die 
Pflichten, die ihm fein Amt auferlegt, wenn er ſich für be⸗ 
rechtigt hält, eigenmächtig von ſeinem Revierdienſte fernzubleiben. 
Auch wenn er am Schöffengericht in dienſtlichen Angelegenheiten 
anweſend ſein mußte und dadurch verhindert war, ſeine freie 
Zeit zur Nachholung der Nachtruhe zu benutzen, mußte er ſeinen 
Revierdienſt unbedingt wahrnehmen, ſolange er nicht davon 
befreit war. Er durfte ſich nicht damit begnügen, ſeiner vor⸗ 
geſetzten Behörde von den Terminen Nachricht zu geben, ſondern 
mußte ausdrücklich um eine anderweitige Regelung des Dienſtes 
bitten, wenn er glaubte, wegen Müdigkeit den Nachmittagsdienſt 
nicht verſehen zu können. Solange dieſe Regelung nicht erfolgt 
war, hatte er ſeinen Dienſt wahrzunehmen; dadurch, daß er 
dies unterließ, verletzte er ſeine Dienſtpflichten und machte ſich 
ſtrafbar. Daran änderte auch der Umſtand nichts, daß er den 
Polizeiſergeanten B. beauftragte, ſein Fernbleiben vom Dienſte 
zu melden. Er hätte perſönlich um die entſprechende Er⸗ 
laubnis nachzuſuchen gehabt. (Urt. v. 26. 5. 11 i. S. 
Pol.⸗Serg. S. zu S. o. Reg.⸗Präſ. Merſeburg. I. Sen.) 

10. 8 18. Anhörung des Beamten. Eine Ver⸗ 
pflichtung des Vorgeſetzten, den Beamten vor Verhängung einer 
Diſziplinarſtrafe zu hören, beſteht nicht; ob dies im einzelnen 
Falle angebracht geweſen wäre, darüber zu entſcheiden iſt der Ver⸗ 
waltungsrichter nicht zuſtändig. (Prinzipiell bedenklich. Gs.) (Urt. 
v. 17. 2. 11 i. S. Gem.⸗Vorſt. zu O. c. Reg.⸗Präſ. B. I. Sen.) 
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11. 8 87. Verſetzung. Bureaubeamte können gegen 
ihren Willen nicht in den Kanzleidienſt verſetzt werden. Die 
Weigerung, einen ſolchen Dienſt zu tun, iſt nicht als Gehorſams⸗ 
verweigerung anzuſehen. Wenn ein Ortsſtatut dahingehende 
Beſtimmungen enthält, ſo iſt es inſoweit rechtsungültig, weil 
im Widerſpruch zu 8 87 ſtehend. (Urt. v. 8. 4. 10 i. S. 
L. c. Reg.⸗Präſ. Potsdam. I A. 161/09.) 


Literaturbeſprechung. 


Der Rechtsgang. Zeitſchrift für das Recht aller Zweige der 
Juſtiz. Herausgegeben von den Profeſſoren Dr. Dr. Johannes 
Nagler, Baſel, Friedrich Oetker, Würzburg, Richard 
Schmidt, Freiburg, und Auguſt Schoeteuſack, Würzburg. 
Stuttgart, Ferdinand Enke. Preis des Bandes: 18,00 WM. 

Die neue Zeitſchrift, deren erſte Heſte im laufenden Jahre er⸗ 
ſchienen find, hat ſich zum Ziele geſetzt, die im Fluſſe befindliche, die 
grundlegenden Prinzipien der Geſetzespolitik berührende Reform aller 

Zweige des Juſtizweſens vorbereiten zu helfen. Sie will aber nicht, 

wie die beſtehenden Fachzeitſchriften, die Probleme unter den mehr 

einſeitigen Geſichtspunkten, den zivilrechtlichen, ſtrafrechtlichen oder 
adminiſtrativen, betrachten, ſondern vornehmlich die inneren Zuſammen⸗ 
hänge zwiſchen den ſämtlichen Zweigen der Juſtiz beleuchten. Gegen⸗ 
über den „vielfach gefühlsmäßig inſpirierten und deshalb einſeitig 
tendenziös gerichteten Reformbeſtrebungen kommt es darauf an, die 

Gedanken mit Energie herauszuheben, in denen ſich die verſchiedenen 

Erſcheinungsformen der Rechtspflege untereinander berühren und 

unterſtützen. Nun iſt aber die Idee, die ſie alle beherrſcht, ganz 

zweifellos die, im Zivilprozeß wie im Koukursprozeß, im Strafprozeß 
wie im Verwaltungsſtreitverfahren einen „Rechtsgang“ zu verwirklichen, 
der aus dem feſten Normenbeſtand der ſyſtematiſchen Geſetze die 

Ordnung des Streits der miteinander kollidierenden Lebensintereſſen 

entwickelt, in dieſer ſeiner Entwicklung ſelbſt durch die ein für allemal 

feſtſtehenden Garantien unparteiiſcher Prüfung, freier und wirkſamer 

Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung gebunden. Dieſen Gedanken in 

ſeinen Konſequenzen zu entwickeln — aufzuzeigen, wie weit dogmatiſch 

und rechtspolitiſch die gemeinſamen Grundlagen reichen, wo ſich ander⸗ 
ſeits die Wege der verſchiedenen Rechtsgebiete teilen und auf die der 
eigenartigen Beſtimmung eines jeden Gebietes entſprechenden Prinzipien 
hinweiſen —, das iſt die Vorbedingung jeder durchdachten Prozeß⸗ 
reform. Bis jetzt find dieſe Probleme wiſſenſchaftlich kaum erkannt, 
geſchweige denn grundſätzlich in Angriſſ genommen worden. Die 
moderne Rechtswiſſenſchaft iſt durch die ſtets wachſende Maſſe des 

Materials zu weitgehender Arbeitsteilung genötigt. Immer neue 

Lebensverhältniſſe werden der rechtlichen Normierung teilhaftig. Die 

Gefahr der Arbeitszerſplitterung und des unverbundenen Neben⸗ 

einander vorwiegend kommentatoriſcher Geſetzes behandlung iſt in bedenk⸗ 

lichem Wachſen. So wird die Pflege der allgemeinen Rechtslehre 
gerade in der Gegenwart dringendſtes wiſſenſchaftliches Bedürfnis. 

Eine klare Erkenntnis der Rechtsgrundbegriffe muß die Baſis jeder 

Spezialforſchung und das einigende Band zwiſchen den einzelnen 

Rechtsdiſziplinen bilden. Dem Verfahrensrechte insbeſondere iſt die 

Einſicht vonnöten, daß Zivilprozeß, Strafprozeß, Verwaltungsrechts⸗ 

pflege, Konkursverfahren und freiwillige Gerichtsbarkeit aus einem 

Stamme erwachſen ſind und nur eine allgemeine Verfahrenswiſſenſchaft 

den Zweiglehren eine wahrhaft fruchtbringende Entwicklung zu geben 

vermag. Die gleichen auf allen Verfahrensgebieten wiederkehrenden 

Fragen nach dem Weſen der Prozeduren als Zweckeinheiten und 

Rechtsverhältniſſe, nach den Gültigkeitsbedingungen des Ganzen und 

ſeiner Teile, nach Normierung der Tatbeſtände im Feſtſtellungsverfahren 

und ihrer Geſtaltung in rechtsverwaltender Funktion, nach der 


Bedeutung des Rechtsſchutzbegehrens und den Vollmachten des Rechts- 
pflegeorgans, den Grundlagen des Beweisrechts, dem Gegenſatze der 
prozeßleitenden Verfuͤgungen und der Entſcheidungen, dem Erlaſſe, 
der Perfektion, der Anfechtbarkeit der richterlichen Dekrete, dem Weſen 
der Rechtskraft, der Rechtsnatur der Vollſtreckung und dem Verhältnis 
von Vollſtreckungs⸗ und Feſtſtellungsverfahren: alle dieſe Probleme 
können nur durch eine zuſammenfaſſende Behandlung nach einheitlichen 
Geſichtspunkten, nicht in der Iſolierung auf einzelne Verfahrens⸗ 
gebiete zu wirklicher Löſung gebracht werden.“ 

Dieſes Programm der neuen Zeitſchrift iſt wohl geeignet, den 
zunächſt natürlichen Zweifel darüber, ob wir denn nicht ſchon genug 
juriſtiſche Fachblätter haben, zu beheben. Der „Rechtsgang“ will 
nicht ſchlechthin eine fünfzigſte oder hundertſte juriſtiſche Fachzeitung 
ſein, ſondern ein ganz beſtimmtes Ziel verfolgen, daß in dieſer feſt 
umſchriebenen Art noch keine der beſtehenden Fachſchriften ihrem 
Programm zugrunde gelegt hat. Ob es dem neuen Unternehmen 
gelingen wird, an dieſem Programm feſtzuhalten, wird die Zukunft 
lehren. Die bisher vorliegenden beiden Hefte enthalten jedenfalls 
ſehr wertvolle Beiträge, von denen folgende hervorgehoben ſeien: 
Binding: Das objektive Recht: Maß, Mittel und Fehlbetrag ſeiner 
Verwirklichung; Nagler: Der Parteibegriff im Zivil und Straf⸗ 
verfahren; Gerland: Über Realausbildung der Juriſten. 

Erwähnt ſei ferner ein Artikel Richard Schmidts über die 
Arbeitsorganiſation der deutſchen Richter. Schmidt verlangt 
hier ein Organ, das das Parlament bei der Bearbeitung der den 
Charakter der Rechtspflege beſtimmenden Geſetzgebungsgebiete unter⸗ 
ſtützt, ein Organ, „das die Wünſche der verſchiedenen Volksklaſſen 
und die kritiſchen Vorſchläge und Beobachtungen der rechtsgelehrten 
Literatur gleicherweiſe aufſaugt, den geſammelten und verarbeiteten 
Stoff zwiſchen der öffentlichen Meinung und dem Parlament ver: 
mittelt und an dieſes weiterleitet, um ihm die Roharbeit der Vor⸗ 
bereitung unſerer Geſetze auf dem Gebiete des Juſtizweſens abzunehmen“ 
(S. 45). Dieſe Funktion zu übernehmen iſt nach Schmidts Anſicht 
in erſter Linie der Richterbund berufen, der dabei aber mit dem 
Anwaltverein Hand in Hand gehen ſoll. „Denn es iſt klar, daß, 
wenn Richterbund und Anwaltverein getrennt mit ihren Geſetzes⸗ 
vorſchlägen an die parlamentariſchen Körperſchaften herantreten, dieſen 
Vorſchlägen von vornherein die Schlagkraft und Autorität genommen 
wird. Es wird dann eben nach wie vor dem Reichstag die Aufgabe 
zufallen, zwiſchen beiden, vorausſichtlich extrem antithetiſchen Projekten 
zu vermitteln, und in dieſer Phaſe der Geſetzesinitiative haben alle jene 
unſachlichen Motive Zeit, ſich Geltung zu verſchaffen, die es bei dem 
Geſetzesakt gerade auszuſchalten gilt. Darauf kommt es im Gegenteil 
an, den Vorgang des Kompromiſſes, zu dem ſich unvermeidliche große 
Schichten der Anwälte wie der Richter heute — ganz beſonders auf 
dem Gebiet des Zivilprozeſſes — verſtehen müſſen, in die ſtändiſchen 
Organiſationen der praktiſchen Juriſten ſelbſt zu verlegen. Bereits 
hier müſſen die Streitpunkte beigelegt, muß ein gemeinſamer modus 
vivendi gefunden werden, damit die Geſetzesvorſchläge dem Reichstag 
wie der Reichsregierung möglichſt als etwas Fertiges entgegentreten“ 
(S. 59). Als Vorbedingung für ſolches Zuſammengehen bezeichnet 
Schmidt, daß die beiden Verbände aufhören, „bei ihren Tagungen 
immer wieder nur die Mängel und Schwächen der anderen Seite 
feſtzuſtellen“. Er macht dem Würzburger Anwaltstage zum Vorwurf, 
daß er die Forderung aufgeſtellt habe, daß die Richter aus dem 
Anwaltſtande entnommen werden. Auf der andern Seite verlangt 
er, daß die Heißſporne der Richtergewalt ihre extremen Anſprüche 
fallen laſſen. „Eine richterliche Prozeßſtrafgewalt wegen ‚Prozeß: 
Lüge‘, wiſſentlicher Unwahrheit im Klag⸗ oder Einlaſſungsvortrag, 
können die Anwälte unmöglich akzeptieren, ohne ihre ſtändiſche Selb⸗ 
ſtändigkeit gegenüber dem Richterſtande aufzugeben — erſt recht nicht 
den völligen Ausſchluß der Anwälte im Bagatell- oder überhaupt im 
Erſtinſtanzverfahren“ (S. 50 Anm.). Nur beiläufig ſei hierzu be⸗ 


42. Jahrgang. 
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merkt, daß gerade auf dem Würzburger Anwaltstage die übertriebenen 
Angriffe auf den Richterſtand entſchieden zurückgewieſen worden ſind, 
und daß es deshalb wohl nicht angängig iſt, zu behaupten, der Würz⸗ 
burger Anwaltstag habe „wieder nur die Mängel und Schwächen der 
anderen Seite ſeſtgeſtellt“. Was die Hauptgedanken und Anregungen 
Schmidts anlangt, ſo ſind ſie jedenfalls ſehr beachtenswert. Wer 
allerdings die letzten Jahrgänge der „Deutſchen Richter⸗Zeitung“, des 
Organs des deutſchen Richterbundes, und die von dieſem beobachtete 
Haltung gegenüber der Anwaltſchaft unbefangen verfolgt hat, wird 
geneigt fein, an der Möglichkeit des vorgeſchlagenen Zuſammen⸗ 
arbeitens zu zweifeln. Dittenberger. 


Neue Bücher. 


Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


I. Selbſtändige Werke. 


Kürſchners Staats⸗, Hof⸗ und Kommunal⸗Handbuch des 
Reichs und der Einzelſtaaten zugleich ſtatiſtiſches Jahrbuch. Auf 
Grund amtlicher Mitteilungen herausgegeben von W. Girr. 28. Aus⸗ 
gabe, 1913. Mit Flaggen⸗, Wappen⸗ und Ordenstafeln. München, 
W. Girr, 1913. VIII, 1550 Sp. Geb. 10,00 #. 

Fiſcher, Otto: Konverſion unwirkſamer Rechtsgeſchüfte. Aus: 
Feſtſchrift für Adolf Wach. Leipzig, F. Meiner, 1913. 62 S. 
3,00 M. 

Knoll, Eruſt: Der Begriff der Ehe nach heutigem Recht. 
Karlsruhe, G. Braun, 1913. XIV, 114 S. 2,40 W. 

Cahn, Hugo: Die Anſprüche des angeſtellten Erfinders im 
vorläufigen Eutwurfe eines Patentgeſetzes. München, J. Schweitzer, 
1913. IV, 60 S. 1,20 AA. 

Kleinfeller, Georg: Der Gegenſtand der Rechtskraft. 
Feſtſchrift für Adolf Wach. Leipzig, F. Meiner, 1913. 
1,60 WM. 

Heinsheimer, Karl: Das Zweiparteienprinzip in Prozeß 
und Vollſtreckung, insbeſondere bei der Eigentümerhypothek und 
bei Anſprüchen zwiſchen Teilhaber und Gemeinſchaft. Aus: Feſt⸗ 
ſchrift für Adolf Wach. Leipzig, F. Meiner, 1913. 45 S. 2,50 #. 

Marbe, K.: Grundzüge der forenſiſchen Pſychologie. Vor⸗ 
leſungen. München, C. H. Beck, 1913. V, 120 S. mit Abb. Geb. 
4,00 W. 

Doerr, Friedrich: Deutſches Kolonialſtrafprozeßrecht. Leipzig, 
C. L. Hirſchfeld, 1913. VII, 185 S. 4,20 M. 

v. Liſzt, Franz: Strafrechtsfälle zum akademiſchen Gebrauch. 
11. durchgeſehene Auflage. Jena, G. Fiſcher, 1913. VIII, 136 S. 
2,40, geb. 3,00 . 

Greiff, Erich: Der Reichsverſicherungsſtempel. Syſtematiſche 
Darſtellung und Kommentar mit ſämtlichen Ausführungsbeſtimmungen 
für das Reich und Preußen. Berlin, F. Vahlen, 1913. 195 S. 
Geb. 3,00 . 

Preußiſche Ausführungsvorſchriften zum Reichsſtempelgeſetz. 
Herausgegeben im Königlich Preußiſchen Finanzminiſterium. Berlin, 
1913. 50 S. 0,60 J. 

Stoerk, Felix: Handbuch der deutſchen Verfaſſungen. Die 
Verfaſſungsgeſetze des Deutſchen Reiches und feiner Bundesſtaaten 
nach dem gegenwärtigen Geſetzesſtande bearbeitet und herausgegeben. 
e Auflage neu bearbeitet von v. Rauchhaupt. München, 

er & Humblot, 1913. X, 587 S. 15,00 . 

Meyer, G.: Lehrbuch des deutſchen Verwaltungsrechts. Be⸗ 


arbeitet von F. Dochow. 4. Auflage. 1. Teil. München, Duncker 
& Humblot, 1913. X, 426 S. 11,00 . 


Aus: 
38 S. 


II. Aus den Zeitſchriſten. 


Annalen des Deutſchen Reichs. 46. Jahrg., Nr. 9, 10. 
Dyroff: Zur bayeriſchen Königsfrage. Menner: Regentſchaſts⸗ 
probleme unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen Staats⸗ 
rechts (Fortſ. und Schluß). Vanderſee: Die Unternehmerverbände 
in der deutſchen Privatverſicherung (Fortſ.) Federl: Entwurf 
eines Hausgeſetzes für die ſtandesherrlichen Häuſer Deutſchlands. 

Badiſche Rechtspraxis. ILXXIX. Jahrg., Nr. 19, 20, 21, 22. 
Oelenheinz: Vom richtiggehenden Inſtanzenzug. Moericke: Iſt 
Nichtbeitragsleiſtung von ſeiten eines Vaters zu den Anſtalts⸗ 
verpflegungskoſten ſeines nicht vollſinnigen Kindes ſtrafbare Ver⸗ 
letzung der Unterhaltspflicht? 

Bank⸗Archiv. XIII. Jahrg., Nr. 1. 
Oertmann: Die über den Tod hinaus erteilte Vollmacht im Bank⸗ 


verkehr. von Ströll: Zur bank: und geldpolitiſchen Literatur der 
Gegenwart. Weyermann: Bemerkungen zum heutigen Stande der 
Bilanzkunde. 


Blätter für Rechtspflege in Thüringen und Anhalt. 60. Band ⸗ 
3. Heft. 
Scherer: Die operis novi nuntiatio (Verbot einer Bautätigkeit 
ſeitens des Nachbars) und das Bürgerliche Geſetzbuch. 

Das Recht. XVII. Jahrg., Nr. 20. 

Lobe: Mängel unſeres Rechtslebens. Krückmann: Beſitz. 
Das Schmerzensgeld des Dienſtverpflichteten. 

Deutſche Juriſten⸗Zeitung. XVIII. Jahrg., Nr. 21. 
Anſchütz: Die bayeriſche Königsfrage. Kohler: Die Wahrheits⸗ 
pflicht im Prozeß. Galli: Zum preußiſchen Preßgeſetze. Rathenau: 
Patentmonopole. Koepchen: Die Unterſcheidungsmerkmale des wirt⸗ 
ſchaftlichen und des nichtwirtſchaftlichen Vereins. 

Deutſche Richterzeitung. V. Jahrg., Nr. 18, 19. 

Deutſcher Richtertag Berlin (Stenographiſcher Bericht). Kübel: 
Gefahren der richterlichen Unabhängigkeit? Bartſch von Sigsfeld: 
Deutſche Zwangsvollſtreckung. Zeiler: Statiſtiſches über die 
Privatklage. Otto: Die Gewißheit des Richterſpruchs V. Mangler: 
Das Schuldeneinziehungsweſen der Geſchäftswelt in der Praxis 
(Fortſ.) 

Deutſche Wirtſchafts⸗Zeitung. IX. Jahrg., Nr. 20, 21. 
Weißenborn: Beſitzſteuer, Grundbeſitz und Wertzuwachs. Schweig⸗ 
hoffer: Das Unternehmertum und ſeine volkswirtſchaftliche Bedeutung 
in der Gegenwart. Eulenburg: Die gegenwärtige Wirtſchaftslage 
in Deutſchland. 

Fiſchers Zeitſchrift für Praxis der Geſetzgebung und Verwaltung. 

Band 42, Heft 7, 8. 
Krüger: Baurechtliche Verpflichtungen im Sinne von 8 2 des All⸗ 
gemeinen Baugeſetzes. 

Geſetz und Recht. 15. Jahrg., Heft 3. 

Das Wehrſteuergeſetz vom 3. Juli 1913. 

Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht. 18. Jahrg., Nr. 9, 10. 
Mittelſtaedt: Ein Vorſchlag zur Reform des Patentgeſetzes. 
Hartmann: Zur Frage der Auslegung von Patenten. Guertler: 
Über die Patentfähigkeit von Legierungen. Hoffmann: Zur 
Geſchichte des Zeichenſchutzes in Baden. Kautter: Der „Anſpruch 
auf die Erteilung des Patentes“ nach den 88 3 ff. des vorläufigen 
Entwurfs eines Patentgeſetzes. Roſenthal: Der Bereicherungs⸗ 
anſpruch in den Entwürfen zum Patent- und Warenzeichengeſetz. 
Salinger: Die deſkriptiven Wortzeichen in dem Entwurf eines 
neuen Warenzeichengeſetzes. Wertheimer: Der öſterreichiſche Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes über den Schutz von Muſtern (Muſterſchutzgeſetz). 
Elſter: Der Grundſatz des Umſatznutzens im Urheber⸗ und gewerb⸗ 
lichen Schutzrecht. Neuberg: Gewerbliches Urheberrecht und Aus⸗ 
lieferungsverträge. 


Joſef: 
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Jyerings Jahrbücher für die Dogmatik des bürgerlichen Rechts. 
63. Band, 1.—9. Heft. 

Hedemaun: Sittenwidrige Schädigung der Kartelle durch Gründung 
eines Außenwerks. Laſt: Fragen der Beſitzlehre (Schluß). Reich: 
Die Stellung des Ehemannes zu den dem eingebrachten Gute 
gegenüber wirkſamen Verbindlichkeiten der Frau im geſetzlichen 
Güterſtand. Fiſcher: Zweck der Aktiengeſellſchaft und Stellung 
des Aktionärs. Joſef: Vertragshaftung unnd Beamtenhaftung. 

Markenſchutz und Wettbewerb. XIII. Jahrg., Nr. 1. 

Friedmann: Bericht über das Markenrecht Ungarns. Katz: Der 
Entwurf eines Patentgeſetzes. Finger: Beurteilung der Unter⸗ 
ſcheidungskraſt von Warenzeichen, beſonders von Buchſtabenzeichen; 
Bedeutung langjährigen Gebrauchs. Kirchberger: Die Zuſtändigkeit 
der Kammern für Handelsſachen für Klagen aus dem Wettbewerbsrecht. 
Mecklenburgiſche Zeitſchrift für Rechtspflege und Rechtswiſſenſchaft. 
32. Band, 1. Heft. 
Schleſinger: Polizeiliche Strafverfügungen. 
Mitteilungen vom Verband Deutſcher Patentanwälte. 13. Jahrg., 
Nr. 9, 10. 
Stort: Zur Patentreform. Stern: Dasſelbe. Herzfeld: Das⸗ 
ſelbe. Wirth: Erteilung und Auslegung von Patenten im Lichte 
moderner Rechtsideen (Schluß). Stort: Beiträge zu den Fragen 
der Patentauslegung (Schluß). Schanze: Neuheit und Eigenart 
der Erfindung. 
Oſterreichiſches Zentralblatt für die juriſtiſche Praxis. XXXI. Jahrg., 
10. Heſt. 
Weiß: Zur Lehre von Schuld und Haftung im öſterreichiſchen Recht. 

Süchſiſches Archiv für Rechtspflege. 8. Jahrg., Nr. 20, 21. 
König: Wann fallen im Sinne von § 45 GKG. die Koſten des 
Beſchwerdeverfahrens einem Gegner zur Laſt? Neuberg: Etwas 
vom internationalen geiſtigen Urheberrechte. 

Seufferts Blütter für Rechtsanwendung. 78. Jahrg., Nr. 20. 
Piloty: Das neue Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz. Gößmann: 
Das Reichsgericht und die bayeriſche Praxis zu § 417 StPO. 
(Übernahme des Privatklageverfahrens durch die Staatsanwaltſchaft). 

Zeitſchrift des Internationalen Anwaltverbandes. 11. Jahrg., 

Nr. 10. 
Internationale Enklaven. Horn: Die Rechtslage der ausländiſchen 
juriſtiſchen Perſonen in Frankreich. Lebrecht: Spezialiſierung im 
Anwaltsberuf. Utzinger: Internationale Doppelbeſteuerung und 
das Verbot der Doppelbeſteuerung in der Schweiz. Oſterreich: 
Das galiziſche Juſtizproblem. Zwieback: Vollſtreckbarkeit öſter⸗ 
reichiſcher Zivilurteile in Kroatien. Scherer: Das internationale 
Privatrecht (Fortſ.). 
Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungswiſſenſchaft. 
6. Heft. 
Greiff: Grundſätzliches und Tatſächliches vom Reichsverſicherungs⸗ 
ſtempel. Hecht: Zur Auslegung der 88 390, 393 des Verſicherungs⸗ 
geſetzes für Angeſtellte. Dörſtling: Die Verſicherungspflicht im 
Privatrecht. II. Teil. 

Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 9. Jahrg., Nr. 19, 20. 
Hümmer: Eine Erinnerung an das bayeriſche Strafgeſetzbuch vom 
Jahre 1813. Gerſtlauer: Die Gebührenpflichtigkeit des Ver⸗ 
weiſungsbeſchluſſes des § 697 ZPO. Lang: Das neue Reichs⸗ 
und Staatsangehörigkeitsgeſetz. Zeiler: Grenzſtreit, Meſſungs⸗ 
anerkennung und Grenzvereinbarung (Schluß). Kemmer: Sperrung 
von Sparbüchern. Leybold: Humanität, Strenge und Individuali⸗ 
ſierung in der Strafanſtalt in Bayern. 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, Notariat und Zwangs⸗ 

verſteigerung. Jahrg. 14, Heft 7. 
Levis: Mängel der Geſchäftsfähigkeit und Sicherheit des Verkehrs. 
Laubhardt: Die Vorausſetzungen der vorläufigen Vormundſchaft. 


Band XIII, 


Keine vorläufig vollſtreckbaren Urteile gegen den 
preußiſchen Fiskus? Das KG. hat in einem Falle (Urteil vom 
5. Mai 1911 in 9 U 546/10) es abgelehnt, ein Urteil gegen den 
preußiſchen Fiskus für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. Es be⸗ 
gründet dieſe Ablehnung damit: 

Der Beklagte iſt der preußiſche Fiskus. Gegen dieſen können 
nach den Beſtimmungen des § 15 EGZRO. Ziff. 3 und der 
AGD. I 35 8 33 nur rechtskräftige Urteile vollſtreckt 
werden. Da auf Grund dieſes dem Beklagten zur Seite 
ſtehenden Privilegs die Vollſtreckung vorläufig vollſtreckbar 
erklärter Urteile gegen den Fiskus ausgeſchloſſen iſt, ſo hat 
vorliegend ein Ausſpruch über die Vollſtreckbarkeit des Urteils 
gemäß § 708 ZPO. zu unterbleiben. 

Die angeführten Geſetzesſtellen würden, auch wenn ſie zuträfen, 
die Sätze des KG. in dieſer Allgemeinheit nicht begründen können. 
§ 15 EGZPOD. macht einen Vorbehalt zugunſten des Fiskus nur 
ſo weit, als wegen einer Geldforderung nichtdinglicher Art vollſtreckt 
werden ſoll. Eine Vorſchrift der AGD. könnte aber nur für den Teil 
der Monarchie maßgebend ſein, in dem ſie ſelbſt Geltung hat. 

Die angeführten Geſetzesſtellen haben aber gar nicht den ihnen 
vom KG. beigelegten Sinn. 8 33 AGD. I 35 beginnt: „Übrigens 
müſſen die ergangenen rechtskräftigen Urteile auch gegen den Fiskus, 
ſowie gegen jede andere Partei, gehörig vollſtreckt werden.“ Das 
KG. zieht daraus den Schluß, daß die hier nicht genannten vorläufig 
vollſtreckbaren Urteile gegen den Fiskus überhaupt nicht zu vollſtrecken 
ſind. Es hält alſo hier einen Gegenſatz zwiſchen rechtskräftigen und 
vorläufig vollſtreckbaren Urteilen für gegeben. Die AGD. konnte 
einen ſolchen Unterſchied aber nicht machen, weil ſie vorläufig voll⸗ 
ſtreckbare Urteile überhaupt nicht kennt. Erſt durch die ZPO. iſt die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit in den Gebieten der AGD. eingeführt. 
Deshalb unterſcheidet die AGD. nur zwiſchen rechtskräftigen und 
nichtrechtskräftigen Urteilen. Nur die rechtskräftigen ſind zur Voll⸗ 
ſtreckung geeignet, wie deshalb auch die Vorſchriften über die Exekution 
überſchrieben ſind: „Von der Vollſtreckung der rechtskräftigen Urteile“. 
Das Wort rechtskräftig bedeutet hier nichts anderes als „zur 
Exekution geeignet“. Die Zwangsvollſtreckung gegen den Fiskus bietet 
ſomit in der AGD. hinſichtlich der zu vollſtreckenden Titel nichts 
beſonderes. Dies drückt auch der § 33 a. a. O. deutlich aus, indem 
er ſagt, daß die rechtskräftigen Urteile „auch gegen den Fiskus“ zu 
vollſtrecken find. Die AGD. ſchreibt hier ſomit über die Art des 
Vollſtreckungstitels nichts vor, was nicht auch für jede ſonſtige 
Zwangsvollſtreckung gilt. 

Der Vorbehalt des § 15 EGO. ſollte nach der Begründung 
nur dazu dienen, um Zugriffen des Gläubigers zu begegnen, die, 
wie z. B. die Pfändung einer öffentlichen Kaſſe, öffentlichen Intereſſen 
zuwider wären. Auch bei den Beratungen iſt der §8 15 immer nur 
dahin verſtanden, daß er nur die Frage betreffe, ob der Gläubiger 
direkt oder durch Vermittlung von Behörden zu ſeinem Gelde kommen 
ſolle. Danach kann es nicht zweifelhaft ſein, daß der Vorbehalt nur 
die eigentliche Zwangsvollſtreckung, nicht aber deren Vorausſetzungen 
betreffen ſoll. Hierzu gehört aber die Frage nicht, welche Titel zur 
Zwangsvollſtreckung geeignet ſind. Die Vorausſetzungen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſind alſo, wenn gegen den Fiskus vollſtreckt wird, keine 
anderen wie bei jeder ſonſtigen Zwangsvollſtreckung. 

Die Anſicht des KG. geht deshalb fehl. Soweit ich gehört habe, 
iſt ihr auch bisher kein Gericht gefolgt, trotz Kenntnis von der Ent⸗ 
ſcheidung. Dr. Hein, Oberlandesgerichtsrat, Hamm. 


Verband der deutſchen gemeinnützigen und unpartei- 
iſchen Rechtsauskunftſtellen. Der Verband der deutſchen ge⸗ 
meinnützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtellen trat 
am 10. und 11. Oktober 1913 in Nürnberg zu ſeiner vierten Haupt⸗ 


42. Jahrgang. 
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verſammlung zuſammen (vgl. hierzu den Bericht über die dritte 
Hauptverſammlung in JW. 1911 S. 918 f.). Der Verſammlung, die 
von dem Vorſitzenden Oberbürgermeiſter Kaiſer⸗Neukölln geleitet wurde, 
lag der von dem Geſchäftsführer des Verbandes Rat Dr. Link⸗Lübeck 
bearbeitete, überaus ausführliche Geſchäftsbericht über die Zeit vom 
1. Oktober 1911 bis zum 30. September 1913 vor. Aus dem Bericht 
iſt zu entnehmen, daß ſich die gemeinnützige Rechtsauskunft in einer 
äußerſt lebhaften Entwicklung befindet. Dem Verbande ſind zurzeit 
176 Rechtsauskunftſtellen angeſchloſſen; im Jahre 1913 ſind nicht 
weniger als 38 Stellen neu gegründet worden. Der Geſchäftsbericht 
gibt weiter eingehende Darlegungen über Weſen, Bedeutung und Ziele 
der gemeinnützigen Rechtsauskunft, über Organiſation und Praxis, 
über die Tätigkeit des Verbandes uſw. 

Beſonderes Intereſſe verdient, was der Geſchäftsbericht über das 
Verhältnis der Rechtsauskunftſtellen zur Anwaltſchaft 
ausführt. Er betont hierzu, daß neben den Richtern und Aſſeſſoren, 
an manchen Orten mehr noch als dieſe, der Anwaltſtand für die Mit⸗ 
wirkung an den gemeinnützigen Rechtsauskunftſtellen in Betracht komme, 
und fährt dann fort: 

„Das Verhältnis der gemeinnützigen Rechtsauskunft zur Nechts⸗ 
anwaltſchaft hat ſich im Laufe der Jahre unverkennbar günſtiger 
geſtaltet. Die warme Freundſchaft, die der zu früh verſtorbene 
Juſtizrat Stranz unſeren Beſtrebungen entgegenbrachte, wurde an⸗ 
fänglich wohl nur von einer Minderzayl ſeiner Kollegen geteilt; 
man wußte nicht, wie die neue Bewegung ſich entwickeln und ob 
ſie ſich von unberechtigten Eingriffen in die Intereſſenſphäre des 
Anwaltſtandes freihalten würde. Das iſt jetzt anders geworden; 
Wege und Ziele der gemeinnützigen Rechtsauskunft liegen klar vor 
aller Augen, insbeſondere iſt längſt auch den anfänglich Bedenklichen 
klar geworden, daß die gemeinnützige Rechtsauskunft ihre Tätigkeit 
auf die Minderbemittelten beſchränkt und grundſätzlich jeden Eingriff 
in den Wirkungskreis des Anwalts zu vermeiden ſucht. So iſt 
denn auch die Stellung der Anwaltſchaft zur gemeinnützigen Rechts⸗ 
auskunft allmählich freundlicher geworden; an vielen Orten beteiligen 
Rechtsanwälte ſich freiwillig und ehrenamtlich an der gemeinnützigen 
Rechtsauskunft und nehmen damit diejenige freiwillige Pflicht⸗ 
anwaltſchaft auf ſich, die ihnen der vorerwähnte Juſtizrat Stranz 
ſo warm ans Herz gelegt hat. Auch der Deutſche Anwaltverein 
bringt der gemeinnützigen Rechtsauskunft lebhaftes Intereſſe ent⸗ 
gegen und ſucht die Mitarbeit der Rechtsanwälte bei den Rechts⸗ 
auskunftſtellen zu fördern.“ (A. a. O. S. 39.) 

Auf Grund der von dem Deutſchen Anwaltverein und von dem 
Rechtsauskunftſtellenverbande veranſtalteten Umfragen, über die in 
JW. S. 474 ff, 822 f. (ſiehe auch S. 1009) berichtet iſt, hat der 
Vorſtand des Verbandes ſeine Stellungnahme zur Mitarbeit der Rechts⸗ 
anwälte an der gemeinnützigen Rechtsauskunft in längeren, dem Ge⸗ 
ſchäftsbericht beigefügten Ausführungen niedergelegt. Aus dieſen Aus⸗ 
führungen mag folgendes hervorgehoben werden: 

„Die gemeinnützigen Rechtsauskunftſtellen find beſtrebt, unnötige 
Eingriffe in die Intereſſenſphäre des Anwaltſtandes zu vermeiden. 
Sie beſchränken, abgeſehen von den für die Praxis der Rechts⸗ 
anwälte weniger in Betracht kommenden Gebieten der gewerblichen 
und ſozialen Geſetzgebung, ihre Tätigkeit grundſätzlich auf Minder⸗ 
bemittelte im Sinne des § 114 ZBO.; fie begnügen ſich nicht, 
Bemittelte abzuweiſen, ſondern raten ihnen ausdrücklich, rechtzeitig 
ſachtundigen Rechtsrat in Anſpruch zu nehmen und dieſen allein 
bei einem Rechtsanwalt und nicht etwa bei einem ehemaligen An⸗ 
waltſchreiber zu ſuchen. Die Rechtsauskunftſtellen betrachten das 
3 ordentlichen Gerichten als ein altes Vorrecht 
En 1 00 as ſie ihr in keiner Weiſe ſtreitig machen. Die 
BEN, en vermeiden es auch grundſätzlich, einzelne Rechts⸗ 
anpälte zu empfehlen und lehnen ſtets ein Eingreifen ab, wenn 
Rechtsanwälte bereits mit der Bearbeitung einer Sache befaßt ſind 


(abgeſehen von den Fällen, in denen die Partei und ihr Armen⸗ 
anwalt nicht am ſelben Orte wohnen und die Rechtsauskunftſtellen 
die Inſtruierung des Armenanwalts übernehmen.) Nicht ſelten 
bietet ſich den Rechtsauskunftſtellen Gelegenheit, die zahlreichen 
Irrtümer des Publikums über die Nechtsanwälte, ihre Gebühren, 
ihre Stellung als Armenanwalt uſw. aufzuklären; wenn Vorwürfe 
irgendwelcher Art gegen den einen oder anderen Rechtsanwalt er⸗ 
hoben werden, wiſſen die Rechtsauskunftſtellen auf Grund viel⸗ 
facher Erfahrung, daß ſolche Vorwürfe ſehr oft auf Mißverſtänd⸗ 
niſſen beruhen und daß ſie, ſoweit ſie überhaupt beachtlich ſind, 
ſorgfältigſte Nachprüfung erfordern 

Dankbar wird ſeitens der gemeinnützigen Rechtsauskunft an⸗ 
erkannt, daß die Kundgebungen des Deutſchen Anwaltvereins und 
hervorragender Führer der Anwaltſchaft zur gemeinnützigen Rechts⸗ 
auskunft durchweg von demſelben Geiſte der Anerkennung und ver⸗ 
ſtändnisvollen Entgegenkommens getragen ſind, und daß an einer 
Reihe von Orten die Rechtsanwälte durch praktiſche Mitarbeit in 
hervorragender Weiſe zur Förderung der gemeinnützigen Rechts⸗ 
auskunft beigetragen haben. Einzelne Vertreter der Anwaltſchaſt 
freilich haben ſich dieſe Stellungnahme bislang noch nicht zu eigen 
machen können; ſie nehmen eine paſſive, wenn nicht gar unfreund⸗ 
liche Haltung ein, wie ſie in dem Werke eines Anwaltes (über die 
Kunſt des Rechtsanwalts) neuerdings wieder einen bedauerlichen 
Ausdruck gefunden hat; wie in dieſem Werke, beruht jene unfreund⸗ 
liche Stellungnahme vielfach auf durchaus mißverſtändlicher Auf⸗ 
faſſung der gemeinnützigen Rechtsauskunft.“ 

Im Anſchluß an dieſe allgemeinen Ausführungen äußert der 
Verband eine Reihe von Wünſchen gegenüber der Anwaltſchaft, die 
er bittet, zu einem Zuſammenarbeiten die Hand zu bieten. 

„Wenn in Armenrechtsprozeſſen die Rechtsauskunftſtellen die 
Inſtruierung des auswärtigen Armenanwalts übernehmen, wird 
man ſie über den Fortgang des Verfahrens ſowie über die 
Ergebniſſe der Beweisaufnahme nicht ohne Nachricht laſſen dürfen; 
wenn in einer Streitſache, die gütlich zu erledigen die Rechts⸗ 
auskunftſtelle bemüht iſt, der bemittelte Gegner des Auskunft⸗ 
ſuchenden ſich an einen Rechtsanwalt wendet, darf erwartet 
werden, daß in geeigneten Fällen vom Rechtsanwalt das Bemühen 
der Rechtsauskunftſtelle nach außergerichtlicher Erledigung unter: 
ſtützt wird. Die nicht ſelten ausgeſprochene Annahme, daß die 
Rechtsauskunftſtellen blindlings die Intereſſen der ärmeren Be⸗ 
völkerung, und namentlich der Angeſtellten wahrnehmen, wird ſtets 
genauer Nachprüfung bedürfen und wird ſich dann zumeiſt als 
irrig erweiſen. Die ſchieds⸗ und friedensrichterliche Tätigkeit der 
Rechtsauskunftſtellen hat ſich nur auf dem Boden einer neutralen, 
die Intereſſen beider Teile berückſichtigenden und gerecht abwägenden 
Stellungnahme in ſo erfreulicher Weiſe entwickeln können. Not⸗ 
wendig erſcheint es ferner, das die Angaben über die von der 
Rechtsauskunftſtelle erteilten Auskünfte, ſowie über die angebliche 
Beratung Bemittelter mit derjenigen Vorſicht aufgenommen werden, 
die gegenüber ſolchen Angaben ohne vorherige Nachprüfung unbedingt 
geboten iſt. Die unmittelbare Nachfrage bei der Rechtsauskunft⸗ 
ſtelle wird über derartige Fälle am ſchnellſten Klarheit bieten . 
Zu wünſchen iſt, daß das „Schreckgeſpenſt der Konkurrenzgefahr“ 
auch von den Rechtsanwälten preisgegeben wird, die ſich bislang 
von ihm noch nicht haben freimachen können. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen eines guten Einvernehmens zwiſchen Rechtsauskunftſtellen 
und Rechtsanwaltſchaft ſind im allgemeinen gegeben; bei den noch 
vorhandenen Ausnahmefällen wird man bemüht bleiben müſſen, die 
Widerſtände zu beſeitigen, die ſich der Fortentwicklung der gemein⸗ 
nützigen Rechtsauskunft und ihrem guten Verhältnis zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft entgegenſtellen. 

Das gute Einvernehmen zwiſchen Rechtsanwaltſchaft und 
Rechtsauskunftſtellen findet an einer Reihe von Orten ſeinen Aus⸗ 
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druck in der praktiſchen Mitarbeit der Rechtsanwälte an den Auf: 
gaben der gemeinnützigen Rechtsauskunft. Eine ſolche Mitarbeit 
legt nicht nur ein glänzendes Zeugnis ab von dem Gemeinfinn der 
betreffenden Rechtsanwälte und von der hohen Auffaſſung, die ſie 
der gemeinnützigen Rechtsauskunft entgegenbringen; ſie bietet auch 
ein vortreffliches Beiſpiel dafür, wie die Rechtsanwälte die gemein⸗ 
nützige Rechtsauskunft poſitiv fördern können. Der gemeinnützigen 
Rechtsauskunft wird eine ſelbſtloſe Mitarbeit der Rechtsanwälte 
nur erwünſcht ſein.“ 

Im Anſchluß hieran erörtert alsdann der Verband eingehend die 
möglichen Formen dieſer Mitarbeit, wobei ſich ſeine Ausführungen, 
auf die im übrigen hier verwieſen werden muß, vielfach mit dem 
oben erwähnten Vericht über die Umfrage des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins decken. 

Die ſehr eingehenden Verhandlungen des Verbandstages 
brachten zahlreiche Vorſchläge und Anregungen zum Ausbau und zur 
Weiterentwicklung der gemeinnützigen Rechtsauskunft und gaben auch 
bemerkenswerte Anregungen zur Ausgeſtaltung der Geſetzgebung. Auch 
in dieſen Verhandlungen kam zum Ausdruck, daß die Rechtsauskunft⸗ 
ſtellen einen außerordentlichen Wert auf die Sympathie und auf die 
Mitarbeit der Anwälte legen und daß ſie ehrlich beſtrebt ſind, jeden 
Einbruch in das Tätigkeitsgebiet der Anwaltſchaft zu vermeiden. Es 
wurde in den Debatten auch mehrfach auf die gemeinnützige Tätigkeit 
der Anwaltſchaft in Armenſachen hingewieſen, und es wurde die hierin 
liegende Belaſtung der Anwaltſchaft als geradezu unerhört bezeichnet. 

Beſonders erwähnt zu werden verdient der ſcharfe und allem 
Anſchein nach ſchon ſehr erfolgreiche Kampf, den der Verband gegen 
die Schwindelfirmen führt. Der Verband hat zu dieſem Zwecke eine 
beſondere Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen errichtet, 
auf die der preußiſche Juſtizminiſter und der preußiſche Handels⸗ 
miniſter erſt neuerdings empfehlend hingewieſen haben (Pr Min Bl. 
1913, 431). 

Die Aufgabe dieſer Zentralſtelle beſteht in der Bekämpfung 
der Schwindelfirmen, d. h. der Firmen, die durch ihre Vertreter 
entweder minderwertige oder wertloſe Leiſtungen unter der Vor⸗ 
ſpiegelung eines beſonders günſtigen Angebots zu unangemeſſenen 
Preiſen anbieten oder überhaupt mit unlauteren Mitteln Geſchäfts⸗ 
abſchlüſſe zu erzielen ſuchen. 

Der ausführliche Geſchäftsbericht der Zentralſtelle gibt ein an⸗ 
ſchauliches Bild von der außerordentlichen Arbeit, die hier geleiſtet 
worden iſt, und eine auf dem Verbandstage veranſtaltete Ausſtellung 
ergab einen intereſſanten Einblick in das reiche, bei der Zentralſtelle 
geſammelte Material. 

Der Geſchäftsbericht hebt auch beſonders hervor, daß die Zentral⸗ 
ſtelle weſentliche Unterſtützung bei den Rechtsanwälten gefunden habe, 
die ihnen einſchlägige Urteile und Gutachten überlaſſen und wiederholt 
auch ihre Handakten zur Verfügung geſtellt hätten. Andererſeits ſei 
auch das von der Zentralſtelle geſammelte Material von den Rechts⸗ 
anwälten ausgiebig benutzt worden. Dittenberger. 


Preisaufgabe der Holtzendorff⸗Stiftung. 


Die Holtzendorff⸗Stiftung ſtellt als eine Preisaufgabe folgendes 
Thema: 
„Das Progreſſivſyſtem im Strafvollzug.“ 

(Es wird eine Darſtellung des progreſſiven Strafvollzugs in den 

Staaten, die dies Syſtem bereits bei ſich eingeführt haben, verlangt. 

Daran hat ſich eine Erörterung des Syſtems de lege ferenda an⸗ 
zuſchließen.) 

Die Preisarbeiten, welche in deutſcher, franzöſiſcher, engliſcher 
oder italieniſcher Sprache abgefaßt werden können, aber mit latei⸗ 


niſchen Lettern geſchrieben fein ſollen, müſſen bis ſpäteſtens am 
1. Oktober 1914 an den Schriftführer der Stiftung, Herrn Juſtizrat 
Dr. Adolf Halle zu Berlin W. 8, Kronenſtraße 56, eingeſchickt 
werden. 

Sie find mit einem Erkennungswort zu verſehen; ein verſiegelter 
Briefumſchlag mit gleichem Erkennungswort iſt beizufügen, in dem 
der Name und die Wohnung des Verfaſſers angegeben ſind. 

über die eingegangenen Arbeiten entſcheidet das Preisgericht. 
Dieſes beſteht aus drei Herren, nämlich: 

a) Profeſſor Dr. J. Simon van der Aa, Groningen, 
3p) Profeſſor Dr. Graf Gleispach, Prag, 
c) Profeſſor Dr. Kriegsmann, Königsberg. 

In dem Falle, daß einer oder der andere dieſer zunächſt berufenen 
Preisrichter fortfallen ſollte, treten dafür ein: 

a) Profeſſor Dr. Freudenthal, Frankfurt a. M., 
b) Profeſſor Dr. J. A. van Hamel, Amſterdam, 
c) Profeſſor Dr. Lenz, Graz. 

Die Arbeit, welche von dem Preisgericht als die beſte und zu⸗ 
gleich des Preiſes würdigſte anerkannt wird, erhält den ausgeſetzten 
Preis von 1200 ; doch ſteht es dem Preisgericht frei, den Preis 
unter zwei ihm gleichwertig ſcheinende Arbeiten zu verteilen. 

Die preisgekrönten Arbeiten werden mit der Auszahlung des 
Preiſes ausſchließliches literariſches Eigentum der Holtzendorff⸗Stiftung, 
deren Vorſtand auf Vorſchlag des geſchäftsführenden Ausſchuſſes über 
die Veröffentlichung und Tiberfegung Beſtimmungen trifft. 

Die nicht preisgekrönten Arbeiten werden den Verfaſſern zur 
freien Verfügung zurückgeſandt. 

Die Entſchließung des Prelisgerichts wird in den Mitteilungen 
der Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung veröffentlicht. 

Anfragen und Mitteilungen, welche dieſes Preisausſchreiben be⸗ 
treffen, ſind an den Schriftführer zu richten. 

Berlin, den 1. Oktober 1918. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die in einem, auf eine Reihe von Jahren geſchloſſenen 
Mietvertrage enthaltene Klauſel, daß die Beſtimmung des 
Mietzinſes für einen Teil der Mietdauer ſpäterer Vereinbarung 
vorbehalten werde, macht den Vertrag ſür dieſe Zeit beim 
Mangel ſpäterer Einigung unwirkſam (Entſch. Nr. 3). 

In Entſch. Nr. 4 wird die Frage, ob zwiſchen der einen 
Viehmarkt veranſtaltenden Stadtgemeinde und den den Vieh⸗ 
markt beſuchenden Verkäufern durch gebührenpflichtige Gewährung 
eines Standplatzes ein zivilrechtliche Vertragsverhältnis be⸗ 
gründet werde, verneint. 

Den Begriff der Eigenſchaft eines Grundſtücks behandelt 
Entſch. Nr. 5. 

Ob und inwiefern die Enthebung des Vorſtandes einer 
Aktiengeſellſchaft durch Vereinbarungen in dem Anſtellungs⸗ 
vertrage über Fortbezug von Gehalt erſchwert werden darf, 
erörtert Entſch. Nr. 6. 

Einen Beitrag zur Frage des Schutzes fremder Gedanken 
und Arbeiten auch außerhalb des Gebiets der gewerblichen 
Schutzrechte gibt Entſch. Nr. 7. 

Daß der Anſpruch des Verſicherten gegen den Verſicherer 
nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß der Schade durch ein 
Verſchulden eines Angeſtellten des Verſicherten verurſacht wurde, 
legt Entſch. Nr. 11 dar, die auch darauf hinweiſt, daß 8 278 
BGB. auf dieſen Fall nicht anwendbar iſt. N. 
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